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!>ie Konkurrenz der Organe des Staatslebens ; Bei- 
träge zu einer Revision der Grundbegriffe der 
neueren Staatslehre. 



Von Prof. Dr. Schaffte in Tübingen 



Erster Artikel. 
I. 

„Die grosse Wahrheit, sagt Stahl *), ist durch Locke 
und Montesquieu gewonnen worden und das ist ihr unsterb- 
licher Ruhm, dass die Theilnahme verschiedener Elemente (des 
Monarchen, des gegliederten Volkes, der Beamten, der Richter) 
an der Ausübung der Staatsgewalt wirklich das Fundament der 
bürgerlichen, beziehungsweise der politischen, Freiheit ist, dass 
nur die Sonderung der Funktionen der Staatsgewalt und d i e 
Konkurrenz verschiedener Elemente für dieselben 
die Garantie j ener Freiheit gewährt, und dass umgekehrt, 
wo nur ein und dasselbe Subject (Fürst oder Volksvertretung) 
allein alle Funktionen versieht, Despotismus die unvermeidliche 
Folge ist." Aus der Vermittelung der mehreren Willen, welche 
für die verchiedenen Funktionen des Staatsleben konkurriren, gehe 
„ein drittes heraus, wie überall wo selbstständige 
Kräfte sich gegeneinander in Harmonie setzen" 2 ). 

In der That, diese Wahrheit ist eine „grosse," ihre Aneig- 



1) Rechtsphilosophie, 3. Aufl. I, S. 338 und II, 2. S. 203 

2) Stahl, Rechtsphil. I, 364. 
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nung für das Bewusstsein der Neuzeit durch die Geistesarbeit 
eines Locke 3 ) und namentlich Montesquieu ein „unsterb- 
licher Ruhm." 

Ohne dieselbe völlig und in ihrer reinen der Natur des 
menschlichen Geineinlebens entsprechenden Gestalt in das öffent- 
liche Bewusstsein eingelebt zu haben, ist in der wissenschaft- 
lichen und in der praktischen Politik eine Lösung zahlreicher 
und gerade der durchgreifendsten Streitfragen der Gegenwart 
unmöglich. Z. B. Die konstitutionelle Monarchie, deren 
Aufbau in jenem wahren Sinne, in welchem sie weder der dünne 
Schleier und erkünstelte Freiheitsschein eines einherrschaftlichen 
(monarchischen) Absolutismus, noch die Vielherrschaft (Republik) 
mit scheinmonarchischer Spitze ist. als Gegenstand schon lange 
andauernden und wohl noch lange nicht beendigten politischen 
Ringens der festländischen Nationen vor uns steht, — die con- 
stitutionelle Monarchie ist ein ewig unlösbares Problem, welches 
nur zur Zerreibung zwischen Fürst und Volk führen kann, wenn 
man nicht ein Zusammenwirken verschiedener Elemente des 
Volkes für jede der wesentlichen Funktionen des 
Staatslebens zugiebt. Das eben jetzt wieder so scharf 
gestellte Streitthema - Königliche Gewalt oder Parlamentarismus ? 
, auf dessen Spitze das erste Triennium konstitutionellen 
Lebens in Preussen wieder hinausgelaufen ist , wäre ein Schlacht- 
ruf unversöhnlichen Kampfes , in welchem auf die Dauer entweder 
das Königlhum oder das Volksrecht unterliegen müsste , wenn man 
nicht auf beiden Seiten den Standpunkt zu gewinnen vermag, 
dass der Staat in jeder seiner wesentlichen Lebensausserungen — 
im Regieren und Verwalten, wie im Gesetzgeben und Richten 
(volkstümliche Gerichtsverfassung) — ein Zusammenwirken ver- 
schiedener Elemente der reichgegliederten Gesellschaft nicht ent- 
behren kann, ein Zusammenwirken freilich , • welches für jede 
einzelne Funktion des Staates einerseits nach der Natur der 
letzteren, andrerseits nach der Fähigkeit und dem Berufe der 
für dieselbe überhaupt konkurrirenden Elemente , je besonders 
komponirt sein muss. Der ausschliessende Anspruch eines ein- 



3) S. Mo hl, Gesch. und Litt. I, 272. 
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zigen dieser Elemente auf Allwalten, und wäre auch dieses Ele- 
ment das nach Macht und nach Beruf Bedeutendste, müsste aus 
der konstitutionellen Monarchie einen permanenten Kriegszustand 
machen; ein aul Caesar auf nihil, ausgesprochen von einem 
Parlament oder von dem Konigthum, erstrebt auf dem Gebiete 
der Gesetzgebung oder auf demjenigen der Verwaltung wider- 
spricht von Anfang dem Grundbegriff des konstitutionellen Systems 
und führt zum monarchischen oder zum republikanischen Abso- 
lutismus. Will man überhaupt aufrichtig die konstitionelle Monarchie, 
so muss man sich beiderseits mit dem Gedanken einer Konkurrenz 
verschiedener Organe für jede wesentliche Staatsfunktion befreunden 
und den „Dualismus," d. h. die Konkurrenz verschiedener ein- 
facher und kollektiver Subjekte nicht bloss als ein Mögliches zuge- 
ben , sondern geradezu als ein Nothwendiges und als Bestes postu- 
liren. Die organische Konkurrenz der Gewalten im Staat, weit 
abstehend von einer mechanischen Theilung und misstrauiseben 
Contrebalancirung derselben wohin Montesquieu 's Auf- 

fassung zum Theil noch bei ihm selbst umgeschlagen hat, — 
muss unbedenklich zugegeben werden. Eine sorgfältige Analyse 
wird in der That zeigen , dass mit diesem angeblich dualistischen 
Prinzip des Konstitutionalismus Frieden und positive Entwicklung 
nicht bloss auf dem Gebiete der Gesetzgebung, sondern auch 
auf demjenigen des Regierens , ohne Beeinträchtigung einerseits 
einer reellen königlichen Gewalt , und ohne Einbusse reeller 
Volksfreiheit andrerseits , möglich ist , und dass der scheinbar 
feindliche Gegensatz von monarchischem und parlamentarischem 
Einfluss in einen vollen wohlgeordneten Einklang sich auflösen 
lässt. 

Es widerstrebt freilich , zumal der publicistisch juristischen 
Konstruktion, jene organische Konkurrenz verschiedener Ele- 
mente für die Vollziehung des Staatslebens anzunehmen, es für 
möglich zu halten, dass ein „Dualismus," eine „Koordination" 
willensselbstständiger Einzel - oder Collectivsubjekte eine hand- 
lungsfähige, sich nicht in sich selbst aufreibende publicisti- 
sche Persönlichkeit ergeben könne. Die mit ungewöhnlichem 
Scharfsinn und mit einer unerbittlichen juristischen Konse- 
quenz in den letzten Heften dieser Zeitschrift ausgeführten 
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Abhandlungen eines jüngeren publicistischen Talentes *) zeugen 
hievon. Allein man stösst sich doch wohl nur dann, wenn man 
die Konkurrenz verschiedener Elemente für die staatlichen Lebens- 
äusserungen als ein Doppelvorhandensein des entscheidenden In- 
dividualwillens , als eine reine Koordination auffasst. In Wirk- 
lichkeit handelt es sich aber doch wohl vielmehr um die Ein- 
ordnung der einzelnen oder collectiven Willen in 
den Bau der staatlichen Gesammtpersönlichkeit, um 
eine organische Zusammenordnung verschiedener, 
nicht um eine mechanische Gleichgewichtsstellung 
gleichartiger Kräfte. Zwei Herzen, zwei Magen in Einem 
Organismus können sich allerdings nicht vertragen, wohl aber 
können und müssen Herz und Magen, Muskeln und Nerven in 
Einem leiblichen Organismus zusammenwirken. Wir dürfen, so 
sehr physischer Organismus und sittliche Persönlichkeit nach 
ihrem Wesen und daher in der Komposition ihrer Organe ver- 
schieden sind, dieser Vergleichung uns bedienen ; auch ohne 
Gleichniss lässt sich sofort erweisen, dass es sich hier nicht 
um gleichartige Nebenordnung, sondern um mannigfaltige Zu- 
sammen- und Ineinanderordnung handelt. — Z. B. die Konkurrenz 
von Regierung und Ständen für die Gesetzgebung ist, obwohl 
beide mit gleichem Veto ausgerüstet sind, keine Koordination, 
sondern organisches Zusammenwirken; die Regierung bereitet 
vor, vertheidigt, promulgirt, entwickelt das Gesetz durch Verord- 
nung und Instruktion, die Stände amendiren und bringen aus 
der ganzen Volkserfahrung ihren mitmaassgebenden Rath bei. — 
In der Verwaltung wirken ebenfalls beide Faktoren, jedoch ge- 
mäss der anderen Natur dieser Aufgabe und gemäss den ver- 
schiedenartigen Ansprüchen und Bedürfnissen der Verwaltung 
nach ganz anderem Mischungsverhältniss zusammen. Die laufende 
Verwaltung mit ihren Anforderungen an Continuität, Einheit, 
Tradition, ausgebildete Technik geht nur durch die Hände der 
Regierung und ihrer beamteten Organe. Die Stände dagegen 
nehmen periodisch , bei Verwilligung der Mittel (ways and tneans) 
in der Budgetdebatte, auf die Verwaltung einen sehr maass- 



1) Dr. Fricker, staatsw. Zeitschi'. 17. Jahrgang. 
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gebenden Einfluss, ohne welchen das Volk keine Garantie gegen 
administrativen Despotismus, das Königthum in seinem täglichen 
und sichtbarsten Walten kein Vertrauen bei dein Volke haben 
würde , so dass im wahrhaft konstitutionellen Staat jener Einfluss 
nicht entbehrt werden kann und nicht entbehrt werden soll x ). 
Für die Verwaltung also ist jene die Freiheit verbürgende Kon- 
kurrenz verschiedener Elemente durch die Natur dieser speziellen 
staatlichen Funktion wieder besonders geordnet, auch hier ist 
diese Konkurrenz nicht die Nebeneinanderstellung der zwei 
Schalen einer Wage, sondern die mannigfaltige Zusamtnenordnung 
verschiedenartiger Kräfte zu wechselseitiger Ergänzung für Einen 
Zweck, wie dieses in einem späteren Artikel noch genauer nach- 
gewiesen werden wird. — Wir vermöchten diese Beispiele organi- 
scher Konkurrenz verschiedener Elemente zu den mannigfaltigen 
Staatsfunktionen schon hier zu häufen , dürfen jedoch der detai- 
lirten Untersuchung in den späteren Artikeln nicht vorgreifen. 
Der vorläufige Zweck dürfte erreicht sein, nämlich nachzuweisen, 
dass die Konkurrenz der Organe des Staatslebens kein Dualismus 
gleichartiger und daher eifersüchtiger Subjekte, keine Koordination 
sich die Wage haltender Atome, keine mechanische Gleichge- 
wichtstheorie bedeutet, dass daher die Idee des Konstitutionalis- 
mus , oder das Verhältniss organischer Konkurrenz zwischen 
Ständen und Regierung für die centralen Staatsfunktionen, nicht 
so kurzer Hand, wie diess von bedeutenden Autoritäten noch in 
neuester Zeit geschehen ist. mit dem Vorwurf des Dualismus 



1) Indem die preussische Krone im Februar 1862 die im Antrag des 
Abgeordneten Hagen geforderte grössere Specialität der Budgettitel ab- 
lehnte und wegen Annahme des genannten Antrages die Abgeordneten- 
kammer aullöste , handelte sie nicht im Geiste der konstitutionellen 
Monarchie ; denn sie hielt hiemit für das Gebiet der Verwaltung den Stand- 
punkt der Unumschränktheit fest. Andrerseits wäre die Forderung eines 
massenhaften Pairsschubes, der Absetzung des ..reactionairen" Beamten- 
tums über das richtige Maass der Stellung der Volksvertretung hinaus- 
gegangen und überdiess politisch unklug gewesen, da solche Maassregeln 
zweischneidig sind und ebenso gegen als für den „Liberalismus'' gewendet 
werden können. 
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oder des sich in sich selbst neutralisirenden Mechanismus ver- 
worfen werden kann. 

Ehe wir weiter gehen und die Zulässigkeit des Konkurrenz- 
verhältnisses trotz der möglichen in ihm begründeten Konflikte 
weiter nachweisen, liegt es uns ob, es gegen einen andern 
Vorwurf zu rechtfertigen, welcher gegen dasselbe, und spe- 
ciell gegen den Konstitutionalismus erhoben worden ist, welcher 
aber nur gegen eine falsche Anwendung des an sich gesunden 
Prinzipes Grund hat. 

Man wirft dem Konstitutionalismus Mechanismus vor. Dieser 
Vorwurf ist aber nur gerechtfertigt, wenn man den Konstitiona- 
lismus als Maschine des politischen Misstrauens ansieht und zu 
diesem Zwecke die Staatsgewalt förmlich unter einander wider- 
strebende Subjekte vertheilt, wenn man membra disjecta poetae 
aus dem Staate macht, und nun, da die hiedurch vertheilten 
Funktionen doch zur Wiedervereinigung streben, einen gegen- 
seitigen Vernichtungskampf der einzelnen subjectiven Träger der 
mechanisch getheilten Funktionen hervorruft. Diess ist in der 
That schon durch Montesquieu selbst, noch mehr freilich durch 
seine Nachfolger und durch die praktische Politik, aber auch 
durch diejenigen geschehen , welche mit dem Vorwurf des Me- 
chanismus gegen die historischen Theorien des Konstitutionalismus 
am freigebigsten waren, so namentlich durch Stahl, wie dieses 
unten noch genauer nachgewiesen werden wird. Wenn man der 
Repräsentation des Volkes die Gesetzgebung, dem Monarchen 
die Verwaltung je ausschliesslich zulegt, so ist diess eben eine 
Zerstückung der Einen Staatsfunktion, welche die Träger der 
Stücke zur Erlangung der Alleinherrschaft, zur Beraubung jedes 
Inhabers des anderen Stückes hindrängt. Das Ende dieses 
Konstitutionalismus ist freilich der feindliche Bruch zwischen Krone 
und Ständen , zwischen Königthum und Parlamentarismus : denn 
jedes der mechanisch koordinirten Elemente muss das andere zu 
verdrängen suchen, wenn nicht jedes vom andern abgeschnitten 
in sich selbst absterben will. Nur hat der hierüber so klare 
Stahl, wenn er z. B. die ganze Administration, Polizei u. s. w. 
zur alleinigen Funktion der Krone und ihrer beamteten Diener 
macht, diesen mechanischen Konstitutionalismus und seine Folgen 
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ebenso gefördert, als es von der anderen Seite nur die „Revolu- 
tionäre" gethan haben, und die Frucht seines theologisch einge- 
kleideten monarchischen Scheinkonslitutionalismus zeigt sich eben 
in der jetzigen Krisis des preussischen Staates. Der organisch 
aufgefasste Konstitutionalismus, welchen Stahl an einigen Stellen 
eben so nachdrücklich betont, als er ihn praktisch wenig geltend 
macht, fordert — für jede einzelne Staatsfunktion ein Zusam- 
menwirken verschiedener Elemente, nach der Qualität ihrer Fähig- 
keit geordnet, für die Verwaltung ebenso wie für die Gesetz- 
gebung. Bei dieser organischen Konkurrenz hat jedes der kon- 
kurrirenden Elemente, wie Stahl so schön sagt, „sein Maass und 
seinen Schwerpunkt in sich eben nach seiner Natur, dadurch be- 
hauptet es sich und begränzt sich selbst wie die andern" ')• Die 
einzelnen Elemente haben hiebei eine natürliche Nothwendigkeit 
gerade diese oder jene Stelle einzunehmen, und die Kunst des 
konstitutionellen Staatsbaues liegt eben darin, die organische Stel- 
lung für die einzelnen Elemente zu finden, wobei sich für uns 
nicht ein gänzlicher oder theilweiser Rückgriff auf ständische 
Verfassungstypen 2 ) als die Verwirklichung des Gedankens orga- 
nischer Verfassung darstellen wird. Die organische Konkurrenz 
der Gewalten im Staat ist eben kein aufreibender Dualismus, 
keine eifersüchtige mechanische Coordination gleichartiger Ele- 
mente , sondern Wechselergänzung und Zusammenfassung ver- 
schiedenartiger Kräfte in mannigfaltigster nicht an Eine Schablone 
gebundener Kombination. 

Die Konkurrenz verschiedener Elemente zu den einzelnen 
Funktionen des Staatslebens, worauf nach der selbst von Stahl 
gewürdigten Wahrheit Montesquieu 's die Freiheit und Ordnung 
des Staatslebens beruht, kann nun allerdings zu Konflikten, ja 
zum vorübergehenden Stillstand und selbst zur Auflösung des 
Staates führen. 

Die physischen Organismen und der sittliche Organismus der 
in die ganze Gesellschaft ausgereckten Staatspersönlichkeit sind, was 
den geordneten und sicheren Zusammenschluss ihrer einzelnen Funk- 

1} Rechtsphilosophie I, S. 340. 

2) Stahl's feudale einseitige Neigung für die Grundaristokratie und 
H. v. Mo hl 's unausführbare neu ständische Verfassung (Politik I, 416 ff. I. 
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tionen und Glieder betrifft, von sehr abweichendem Verhalten. 
Der Arm lehnt sich nicht gegen den Kopf auf, aber das in seinen 
Vertretern repräsentirte Volk kann sich gegen den Monarchen 
und seine Diener auflehnen , obwohl sie verständiger Weise zu- 
sammenwirken sollen. Im physischen Organismus lebt jedes Glied 
mit dem andern nach einem festbeschlossenen Gesetze der 
Nothwendigkeit zusammen; im sittlichen Organismus von Einzel- 
persönlichkeiten ist jedes Glied ein freies und selbstwilliges für 
sich, welches ebenso widerspänstig gegen die coordinirten Ele- 
mente als innig mit denselben, ebenso sich selbst tiberhebend, als 
bescheiden sein mag. Es kann daher sich zutragen, dass in der 
Gesetzgebung durch unfruchtbare Schachhaltung der beiden Vetos, 
in der Verwaltung durch Verweigerung von Etats längere Zeit 
gar nichts zu Stande kommt, und die Staatsentwicklung durch 
den Konflikt der konkurrirenden Gewalten ins Stocken geräth. 

Allein dieser Umstand mit seinen möglichen Folgen 
schliesst die Anwendung des Prinzips der organischen Konkurrenz 
der Gewalten, worauf die bürgerliche Freiheit und die Vollendung 
des Staates in seinen Zwecken und im Ebenmaass seiner Er- 
scheinung beruht, nicht aus. 

Abusus non tollit usum ist ein Satz, welcher zumal dann 
Geltung hat, wenn für den rechten Gebrauch viele Motive ge- 
geben sind. Solcher maasshaltenden, regulirenden Kräfte, welche 
die konkurrirenden Elemente zum Zusammenwirken, statt zum 
Konflikte drängen, besitzt nun aber das Staatsleben nicht wenige. 

Schon im anorganischen Leben der Natur, in welchem 
die Bewegung überall ein Produkt konkurrirender Kräfte ist und 
aus diesen als ein Drittes Selbstständiges hervorgeht, ist der Fall 
selten, dass ein Stillstand eintritt , weil die zusammenwirkenden 
Kräfte sich zur Ruhelosigkeit aufhöben und ihre Objekte wie 
Mahommods Sarg in der Schwebe hielten.— Im organischen 
Naturleben stellt sich der einzelne Organismus zunächst auch als 
Mechanismus und Chemismus dar; er kann in einzelnen Organen 
in Stilland gerathen, in andern sich einseitig entwickeln, er lös* 
sich mit Erlöschen jenes Agens auf, welches Lebenskraft heisst. 
Eine eigenthümliche Lebenskraft hat nun aber auch der sitt- 
liche Organismus der Staatspersönlichkeit , an welchem so 
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viele Elemente zusammenwirken. Dem Trotz neutralisirender 
Hemmung, der Ueberhebung des einen Factors tritt die Gemein- 
samkeit der sittlichen Lebensinteressen, Anschauungen, der alle 
konkurrirenden Glieder gleimässig beherrschenden Lebensideen (die 
gesunde ollen tl ich e Meinung) entgegen, und diese sittliche 
Lebenskraft bewirkt bei aller Möglich keit des Gegenei n an- 
der wirkens der konkurrirenden Elemente für die Wirklichkeit 
in der Regel ein Z u s a in m e n wirken derselben. Stande und 
Regierung können sich wahrend zweier gesetzgebenden Sessionen 
hemmen, wie die zwei Kammern eines Parlaments, es sind aber 
in der Gesellschaft treibende Kräfte genug vorhanden, um in der 
dritten eine Vereinbarung herbeizuführen , wenn der Gesetzes- 
vorschlag verstandig war. Oder, wenn ein Verwaltungszweck 
unaufschieblich ist, so wird von den Ständen für denselben nicht 
lange der Beutel zugeknöpft werden. Und wenn sie dieses in 
unnatürlichem Missbrauch ihrer Stellung dennoch thun, so wird 
für einen ungenügend dotirten Etatsposten eine Etatsüberschreitung 
ohne Gefährde der Ministeranklage vom Minister auf eigene 
Faust, in voller Sicherheit der Indemnität gewagt werden können. 
Die Uebertreibung auf der einen macht immer die Reaction auf 
der andern Seile mächtig, und darin liegt die Gewähr der Harmo- 
nie bei aller Möglichkeit des Konflictes. Ja es ist vom positivem 
Staatsrecht für solche Fälle, in welchen ein vorhandener Konflict 
die Lösung unaufschieblich erheischt, für diese Lösung durch die 
besonderen staatsrechtlichen Institutionen des Nothrechtes von 
Regierung und Ständen gesorgt, Institutionen, welche freilich nach 
der Natur der Sache und nach der Erfahrung nur schüchtern 
und nach dem Grundsatz der Sparsamkeit angewendet werden ')• 
Die Ordnung der Staatsfunktionen zu einem Verhältniss or- 
ganischer Konkurrenz setzt hienach, wie dieses dem sittlich- 
vernünftigen Charakter des Staatslebens völlig 
entspricht, sittliche Motive als wirksam voraus und 



1) Das Nothrecht der Regierung und der Stände wird für die publi- 
cistische Konstruction stets eine crux bleiben, weil es seinem ganzen 
Sinne nach die für ihre einzelne Anwendung unberechenbare .ultima ratio" 
für den Fall ist, dass die frei sittliche ratio keine Vermittlung auf der Be- 
rührungsflächeeder konstitutionellen Gewalten mehr bringt. 
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das Konkurrirenlassen verschiedener Elemente, ohne dass überall 
eine Ausschlaggebende Gewalt konstituirt ist, hat den Vo'rtheil, 
die konknrrirenden Elemente beharrlich zur Annäherung und Ver- 
mittlung, zu gegenseitiger Berücksichtigung zu zwingen, und so 
Frieden, Versöhnung und Fortschritt in der Form der Freiheit zu 
gewährleisten. Diese Wahrheit wollte schon Montesquieu aus- 
drücken, wenn er sagt: Eigentlich bilden die drei Gewalten ein 
System des Stillstandes oder der Inaktivität, aber da sie bei der 
Nothwendigkeit der Fortbewegung der Dinge überhaupt gehen 
müssen, so werden sie im Einklang mit einander fortgehen x ). 

Hienach sind aber bezüglich der organischen Konkurrenz der 
Gewalten die verfassungsmässige Ordnung dieser Kon- 
kurrenz und der sie belebende Geist wohl zu unterscheiden. 

Die Verfassung kann und soll niemals dazu gelangen, die 
Möglichkeit jedes Konfliktes der konkurrirenden persönlichen Kräfte 
auszuschliessen ; denn der Staat ist ein sittlicher Organismus von 
Persönlichkeiten, welcher seine Triebkraft nur im freien sittlichen 
Lebensgeist der staatlich geordneten Gesellschaft haben kann und 
selbst in Kämpfen Leben gewinnt; er kann niemals in einen 
reinen Mechanismus versinken. Der Mechanismus der Verfassung 
darf daher die Möglichkeit des Konflikts offen lassen und die 
freie Ueberwindung desselben von dem sittlich-politischen Geiste 
der Nation erwarten. Ja , dieser Sachverhalt ist nothwendig, 
da sonst der Staat eine Maschine würde, an welcher freilich 
nicht zwei verschiedene Kräfte die Kurbel drehen dürfen. Stahl 
persiflirt und widerlegt vortrefflich den Standpunkt, welcher den 
Konstitutionalismus als das System des mechanisch gestehe r- 
t e n staatlichen Friedens auffasst und um der möglichen Konflikte 
willen das Vertrauen in das freie Zusammenwirken ausschliesst : 
„Die sichernden Anstalten der Staatsverfassung, sagt er 2 ) , haben 
denselben Werth, als die Vorsicht der einzelnen Menschen. Nun 
ist eine weite Kluft zwischen dem Manne, der es verschmäht, 
Blitzableiter zu gebrauchen , weil er Gottes sei, und dem Manne 
Jean Pauls, der nicht aus dem Hause geht, ohne einen Blitzab- 
leiter mit sich zu tragen. Das Unterscheidende ist nicht blos der 

1) De l'eaprit de» lots B. XI, c. 6. 

2) Kechtsphil. I, S. 343. 

Zeitsehr. f. siaatsw. 18«:;. Ili. Hefi 34 
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Grad der Vorsicht. Sondern jenes stört nicht die Beschäftigung 
des Lebens, und was man sich ohne das durch eigene Vorsicht 
verschaffen kann, dazu soll man nicht müssig auf höheren Bei- 
stand hoffen. Diese angstliche Fürsorge hingegen, die Alles be- 
rechnen will, nimmt den besten Theil der Kraft und Thätigkeit 
auf sich, die einem höheren Beruf als solcher Sicherung zuge- 
wendet sein sollten. Der diesen Beruf gab, wird die Sorge, die 
man damit unterlässt, auf sich nehmen 1 ). Ihm ist zu vertrauen, 
und aus Mangel an Vertrauen den Beruf versäumen, um sich 
selbst zu schützen, ist ein Frevel , der, da er nicht wirklich hilft, 
während Andere seiner gar nicht bedürfen, Uberdiess noch ins 
Lächerliche fällt. So ist es mit den Staaten. Diese Berechnung 
der Gewalten im Staate und der Regierungen gegen einander, 
und das Streben nach einer Vertheilung, wodurch sie sich gegen- 
seitig am Missbrauch verhindern, ist ein Gewinn und eine Ehre 
der neueren Zeit. Aber diese negative Seite des Lebens soll 
nicht zur positiven gemacht werden. Der konstitutionelle Mecha- 
nismus soll eine Schranke sein für die Staatsgewalt, aber es soll 
von ihm allein nicht eine Bürgschaft erwartet werden, dass überall 
das Rechte und Angemessene geschehe. Es muss eine weite 
Sphäre der Freiheit bleiben, für welche Vertrauen zur 
Regierung , nicht Sicherung gegen sie erforderlich ist. Dieses 
gilt gleichmässig für die Regierung gegen das 
Volk, wie umgekehrt." Diese treffenden Worte Stahls sind 
leider von ihm selbst nach der einen Seite übertrieben worden. 
Er ist gar zu wenig Jean Pauls Mann des Blitzableiters gewesen, 
und hat im Verhältniss des Volkes zur Regierung den Blitzablei- 
ter, nämlich einen präzisen verfassungsmässigen Apparat der Siche- 
rung der Konkurrenz auch zur Regierungsfunktion, gar zu unwerth 
geachtet. 

Im Vorstehenden sollte der Begriff der Konkurrenz ver- 
schiedener Elemente zur Vollziehung des Staatslebens in allen sei- 
nen Funktionen vorläufig bezeichnet und gegen die allgemeinen 



1) Gott hat um dieser r Sorge u willen die entsprechenden sittlichen 
Kräfte in die menschliche Gesellschaft selbst gelegt — würden wir in Ab- 
straktion von Stahl's theologischer Sprache lieber sagen. 
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Missverständnisse sicher gestellt werden, welche er bei Nachfolgern 
und Gegnern Montesquieu's gefunden hat. 

II. 

Was aber kann veranlassen, das Prinzip der Konkurrenz 
der Organe des Staatslebens einer erneuten und ausgedehnten 
Untersuchung zu unterwerfen? 

Sagt doch Stahl in der im Eingang citirten Stelle: Die 
Einsicht, dass die Konkurrenz verschiedener Elemente zu den 
Staatsfunktionen als Garantie der bürgerlichen Feiheit betrachtet 
werden müsse, sei durch Lockes und Montesquieu's Gedanken- 
arbeit bereits „gewonnen." 

Wenn dem wirklich so wäre! In Wirklichkeit aber ist jene 
Wahrheit nur dem allgemeinen Grundsatze nach gewonnen, 
auch in dieser Gestalt sofort getrübt, selbst grundsätzlich von 
Neueren wieder angefochten, sogar von Solchen, welche wie 
Stahl sie preisen, falsch angewendet, nirgends aber in jener uni- 
versellen Bedeutung gewürdigt worden, wonach sie über die 
spezielle Anwendung in der Frage des Konstitutionalismus d. h. 
über das Konkurrenzverhältniss von Regierung und Reichsständen 
in den centralen Staatsfunktionen, weit hinausreicht, — Dieses 
zur Rechtfertigung dieser Abhandlungen nachzuweisen und hiebei 
einen vorläufigen Grundriss unserer eigenen Anschauungen und 
des Inhaltes der folgenden Artikel zu entwerfen, wird daher un- 
sere nächste Aufgabe sein. 

Es ist bekannt, dass Montesquieu selbst seinen Gedanken 
der Konkurrenz verschiedener Gewalten zu den obersten Staats- 
funktionen im mangelhaften Sinn einer mechanischen Vertheilung 
der Einheit der Staatsgewalt ausgeführt hat; indem er die letztere 
in gesetzgebende, ausführende und richterliche eintheilte und diese 
Eintheilung mit der althergebrachten Eintheilung der Regierungs- 
formen in Königthum, Aristokratie und Volksherrschaft kombinirte, 
gelangte er zu einer ausschliesslichen Zuscheidung der Voll- 
ziehungsgewalt an das Königthum, der gesezgebenden Gewalt an 
den Faktor der Aristokratie in der ersten und an den Faktor der 
Demokratie in der zweiten Kammer. Er selbst hat das Be- 
wusstsein, einen reinen Mechanismus sich hemmender Gewalten 

34* 



532 Die Konkurrenz der Organe des Staatslebens etc. 

geschaffen zu haben, von denen er Leben und Thätigkeit nur aus 
dem Grunde erwartet, weil sie überhaupt gemeinsam die Nöthi- 
gung der Bewegung empfänden. So sagt er in dem durch seine 
Wirkung weltgeschichtlich gewordenen 6. Kapitel seines eilften 
Buches : Voici dont la Constitution fundamentale du gouverne- 
ment, dont nous parlons. Le corps legislatif y etant compose 
de deux partiees, l'une enchainera Vautre par sa faculte 
mutuelle d'empecher. Toutes les deux serovt liees par la 
puissance exemtrice, qui le sera eile meme par la legislative. 
Ces trois puissances devroient form er un repos ou 
une inaction. Mais comme par le mouvement nccessaire 
des choses elles sont contraintes d' aller , elles seront forcees 
d' aller de concert. Bekanntlich haben, wenn die Könige bauen, 
die Kärrner zu thun. Montesquieu ist in allen Zungen nach- 
gebetet, aber der richtige Grundgedanke einer organischen Kon- 
kurrenz der Gewalten zu allen Staatsfunktionen immer mehr mechani- 
sirt worden ')• Von diesen Nachbetern gilt, was schon Rousseau 
dem Montesquieu entgegengehalten hat: ihre Theilung der 
Gewalt, war als wenn man einen Menschen zertheilen, dem Einem 
den Willen, dem Andern den Verstand, dem Dritten das Gedächt- 
niss beilegen wollte. Die vielen auf Gewaltszerstückung gebauten 
Verfassungen der ersten Revolution zerschnitten sich denn auch 
nach der unerbittlichen Logik der politischen Thatsachen in ihrem 
eigenen Theilungsmechanismus, und scheiterten kläglich. 

Auf diejenige Periode, in welcher Montesquieu für den 
theoretischen und praktischen Konstitutionalismus tonangebend ge- 
wesen, war hauptsächlich für die Verfassungen der nachnapoleoni- 
schen Zeit dasjenige System des Konstitutionalismus gefolgt, wel- 
ches Mohl 2 ) als die „Gegenüberstellung der vollen 
Staatsgewalt und der St aatsbürgerrechte" bezeich- 
net. Mohl sagt von dieser Auffassung , dass sie ein Kind der 
staatsmännischen Praxis, nicht ein Geschöpf der konstitutionellen 
Theorie gewesen sei und dass ihr die publicistische und politische 



1) Man hat, um die Hemmung recht vollständig zu machen und um die 
Reibung der Staatsmaschine nahezu bis zum Stillestehen zu steigern, sieben 
und acht Gewalten nebeneinander empfohlen. 

2) Geschichte und Litteratur der Staatsw. I, S. 281 ff. 
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Wissenschaft nur langsam und wortkarg mit theoretischer Er- 
klärung nachgefolgt sei. Mo hl charakterisirt den Inhalt dieses 
Systems, welches der Periode 1815 — 1848 angehört, folgender- 
maassen x ) : „Die neue Lehre beruhte auf dem Gedanken , die 
gesetzliche Freiheit lediglich durch Ueberwachung der Staats- 
gewalt und durch Hindrängung derselben auf die rechte Bahn 
zu schützen. Zu dem Ende wurde einer Seits die Trennung 
der Gewalten völlig aufgegeben, ein einheitlicher Mittelpunkt des 
Staatslebens als logische und praktische Notwendigkeit anerkannt. 
Andrerseits setzte man das den Unterthanen zustehende Recht 
nicht mehr in eine selbstständige Besorgung eines Theils der 
Staatsaufgabe, sondern vielmehr in eine Vertheidigung ihrer 
Rechte und Interessen gegen etwaige Missgriffe und Missanwen- 
dungen der Staatsgewalt. Die Regierung als solche und die 
staatsbürgerlichen Rechte wurden demgemäss einander gegen- 
üb er gestellt und beide mit bestimmten Rechten und Pflichten 
und mit besonderen Mitteln zu Geltendmachung der ersteren aus- 
gestattet." Die Volksvertretung wurde also nur als Schutzanstalt 
gegenüber der Staatsgewall betrachtet. Theoretisch ist für die- 
sen Standpunkt am meisten durch französische Schriftsteller 
Benj. Constant, durch die sogenannte Doctrine (Roy er 
Collard, Guizot) geschehen ; in Deutschland stehen selbst 
Rottek 2 ) wenigstens in seinen früheren Schriften und Aretin s ) 
auf diesem Standpunkt. 

Prüfen wir denselben, so ist ihm der Anlauf zum Richtigen 
nicht abzusprechen. Sein Grundgedanke ist es, dass der Staat 
Eine, als solche untheilbare, wenn auch aus verschiedenen Ein- 
zeln- und Collektivpersönlichkeiten zusammengesetzte Persönlich- 
keit, und dass der Monarch der Repräsentant der Einheit des 
Staates sei, was ja noch nicht in sich schliesst, dass er der 
ausschliessliche Träger aller einzelnen Funktionen sei. 
Die Staatsgewalt ist also „Eine und unfheilbar." Nur führt es 
wieder zu einem mechanischen Gegensatz, zur alten Unwahrheit 
der mechanischen Sonderung der Gewalten, wenn man dieses 

V : I. c. I, 282. 

2) z. B. Ideen über Landstände 1819. 

3) Staatsrecht der konstitutionellen Monarchie 1824. 
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System in Mohl's Sinn und mit Rotteck's Worten als das dua- 
listische Verhältniss der mit der „Fülle der Staatsgewalt" beklei- 
deten Regierung und der ihr mehr defensiv als „Schutzanstalt" 
gegenüberstehenden Volksvertretung auffasst. So bezeichnet schliesst 
der Konstitutionalismus aufs Neue einen Gegensatz in sich, wel- 
cher sich auch sofort in der Politik wieder geltend macht und 
zu einem Kampf der beiden Gewalten gestaltet, in welchem nur 
Untergang oder Unterwerfung des Einen unter das andere Ele- 
ment, oder wechselnder Sieg des einen und andern, der Gegen- 
schlag von Revolution und Reaktion, möglich ist ')• Die Idee des 
Konstitutionalismus ist unter eine ganz mechanische Vorstellung 
gebracht, das Volk steht auf der Defensive gegen die Regierung, 
die Repräsentation ist der Hemmschuh (.die „Schutzanstalt") ge- 
gen „Missgriffe und Missanwendungen" 2 ) der Staatsgewalt. So 
aber ist und soll die Stellung des „Volkes" zur Regierung nicht 
sein. Das Volk soll an allen hauptsächlichen Staatsfunktionen 
Antheil haben, weil es an allen praktisch betheiligt ist, positiv mit 
eingreifen, nicht blos defensiv und mit dem gespannten Hahn des 
Misstrauens den Handlungen der Executivgewalt folgen, und zwar 
soll dieser Antheil nach dem Maass der Leistungsfähigkeit der 
einzelnen Glieder der staatlichen Rechtsgesellschaft bemessen und 
geordnet werden, wobei, wie die künftigen Ausführungen zeigen 
sollen, eine reelle, ja eine im Vertrauen des Volkes höchst macht- 
volle und majestätische Monarchie wohl bestehen kann. 

Es wäre also, nach so vielen abschreckend misslungenen 
Beispielen der Montesquieu'schen Staatszerstückung und nach der 
Erfahrung der monotonen erdrückenden Gewalt-Einheit unter dem 
Napoleonischen Despotismus, die wahre Aufgabe gewesen, im 
Einzelnen die organische Konkurrenz der Elemente der Staats- 



I) Mo hl selbst ist, weil er dieses System nur als ein mechanisch- 
dualistisches anschaute, neuerdings zu einem scharf ausgesprochenen ein- 
seitigen Parlamentarismus gelangt, welchen e r freilich aufrichtig als mit 
der Monarchie verträglich ansieht und dieser durch eine modern-ständische, 
aber immerhin ständische-konservative Ordnung der Volksvertretung an- 
nehmbar zu machen sucht. Politik I, 416 ff. und Gesch. u. Litt, der 
Staatsw. I. cit. 

2) 1. c. I, 382. 
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persönlichkeit zu allen Staatsfunktionen , für jedes allerdings be- 
sonders nach der Anforderung seiner organischen Bestimmung im 
Ganzen der Staatspersönlichkeit, zu ordnen und in dieser organi- 
schen sowohl positiv mitarbeitenden als negativ einschränkenden 
Konkurrenz die Versöhnung zu finden; denn versöhnend ist die- 
selbe, da sie ebenso als wechselseitiges Dienen wie als wechsel- 
seitiges Herrschen Aller gegen Alle sich darstellt. 

Man fand diese Versöhnung nicht und unternahm sie kaum, 
weil man eben als Wesen des Konstitutionalismus noch nicht 
eine organische, vielgliedrige Konkurrenz sondern eine mechanische 
Theilung ansah, -- ein Standpunkt, welcher die Einen immer 
wieder auf den Absolutismus des Einherrschers , die Andern zur 
Alleinherschaft des Parlaments hindrängte. 

Das eine dieser Extreme, welches die Konkurrenz der Stände 
zum Schein herabsetzt, war der Sc heinkons titutionalis- 
mus („dualistisches System" nach Mohl *) ; das andere, welches 
die Souveränetät der Volksvertretung mit einem Schein und Schatten 
des Königthums erstrebte, war der Parlamentarismus. Jener er- 
zielte seinen repräsentativen Schein durch Korruption , dieser er- 
trotzte seine Macht durch Revolution. Jener herrschte seinem 
mehr schleichenden Charakter nach in längeren sogenannten 
Reaktionsperioden , dieser wollte in dem kurzen Intervallum 
der „Bewegungsjahre" und der sogenannten „neuen Aera" in 
Preussen (1858—1861) sich festsetzen. 

Noch besteht der Gegensatz ungeschwächt fort, ja er hat, 
während wir dieses schreiben, in Preussen sich in einem politi- 
schen Drama ernster Art aufs Neue scharf formulirt, nachdem 
man ihn in drei Jahren wechselnder Liebkosung und Zänkerei 
mehr vertuscht, als gelöst hatte. Die praktische Politik, und 
ebenso die theoretische 2 ) — denn eben auch in der Politik flie- 
gen die Eulen der Minerva erst am Abend aus, — arbeitet sich 
hienach aufs neue an der bloss mechanischen Stellung des kon- 
stitutionellen Problemes ab. „Soll der König oder soll das Par- 
lament die Ausschlaggebende Macht sein?" — so ist wiederum 

1) 1. c. I, 289. 

2) Vergl. Mohl, Gesch. u. Litteratur der Staatsw. I, 285—293 und 
desselben Politik I, 397—460. 
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die Frage gestellt. Offen sagen die Royalisten : Der König ! ver- 
blümt die Konstitutionellen, das Parlament, offen die Demokraten : 
das Volk in seiner Vertretung! Nur Eines sagen oder wollen 
alle nicht: ein organisches Zusammen Beider, welches eben in 
Berechnung des beiderseitigen Könnens und Berufes auszumessen 
wäre. Und doch liegt eben nur in Letzterem der Schlüssel zur 
Lösung der grossen Aufgabe, die konstitutionelle Monarchie als 
politische Lebensform für die modernen Kulturvölker zu finden. 

Angesichts dieses allgemeinen Standes der politischen Doc- 
trin und politischen Praxis weifen sich zwei Fragen hier auf. 
Erstens: warum denn geht der Gegensatz immer wieder auf die 
einseitige Herrschaft Eines Elements, im Scheinkonstitutionalismus 
oder im Scheinmonarchismus (Parlamentarismus) aus, statt sich 
mit einer Ordnung der um Einfluss streitenden Elemente zu or- 
ganischer Konkurrenz endlich einmal auf eine Synthesis der Ver- 
söhnung, der Ordnung und der Freiheit, des Bundes von König- 
tum und Volk einzulassen? Und zweitens: Haben denn nicht 
vielleicht einzelne Theoretiker den Schlüssel einer Lösung 
schon vollständig gewonnen ? Im Falle der Bejahung der letzteren 
Frage entspräche unsere Arbeit keinem Bedürfniss mehr. 

Beide Fragen aber sind zu verneinen , und ihre Verneinung 
rechtfertigt die hier als Ziel gesteckte neue Revision einiger 
Grundlehren der Politik. 

Die Frage, wesshalb die konstitutionelle Theorie und Praxis 
noch immer als Gegensatz dasteht, so dasteht, obwohl die Ein- 
seitigkeit beider streitenden Lager in Revolutionen ohne Schöpfung 
und in Reaktionen ohne schliessliche Beruhigung sich gestraft hat, 
ist ziemlich einfach zu beantworten. 

Keine Gewalt tritt in der Geschichte ohne Kampf von aus- 
schliesslicher Geltung zurück und keine neue Macht gelangt ohne 
theoretische Uebertreibung ihres Princips auf den Schauplatz. 

Schon diese psychologische Betrachtung muss zu milder Be- 
urtheilung der Schwächen auffordern, welche hüben und drüben in 
diesem schon lange währenden und wohl noch lange nicht ge- 
schlossenen Kampf stets aufs Neue hervortreten. Scheinkonstitu- 
tionalismus und Parlamentarismus sind nothwendige Streitlager für 
eine erst in Scene gehende und daher noch im Kampf befind- 
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liehe welthistorische Neugestaltung der Staatsform. Dieselben sind 
um so erklärlicher, als in der Gegenwart Kräfte machtvoller Art 
auf das eine und auf das andere Extrem hindrängen. Die kon- 
stitutionelle Monarchie wird immer wieder zur absolutistischen 
Phase, aus welcher sie kaum hervorgekommen , zurückgedrängt, 
weil — zumal auf dem Festland — in einer Zeit unabsehbarer 
Um- und Neugestaltung die Einheit und ungeschmälerte Kraft der 
Krone als starkes Bedürfniss in relativer Berechtigung hervortritt. 
Dieser Zurückwendung von der kaum ergriffenen Fahne des Kon- 
stitutionalismus leistet Alles Vorschub, was vor der in die Zeit 
gefahrenen materialistischen und autoritätslosen Bichtung bangt, 
namentlich eine absolutistische Philosophie , z. Th. in glänzender 
Ausführung und theologischer Einkleidung (Stahl), kommt die- 
sem für die Uebergangsperiode natürlichen Zurückstreben ent- 
gegen. Andrerseits erklärt sich das Extrem des scheinmonarchi- 
schen Parlamentarismus, welcher bis zur unverblümten Forderung 
eines republikanischen Demokratismus fortschreitet, aus der gan- 
zen Kulturentwicklung unserer Epoche, welche eine im innersten 
Wesen rationalistische , aller Autorität widerstrebende ist , den 
dritten und vierten Stand zu Bildung und Vermögen erhebt und 
das aristokratische Wesen, als dessen Spitze und Hort die Mo- 
narchie betrachtet wird, mit demokratischen Elementen über- 
schwemmt. Kaum zu erinnern brauchen wir hiebei an das Fort- 
wirken der revolutionären Schwingung der Geister in einer Zeit, 
in welcher Generationen hindurch Europa von einem Ende zum 
anderen unter den Kämpfen neuer Gestaltung bebt und mittelst 
einer ungeahnten Verkehrsentwicklung eine fast nervöse Solidari- 
tät des Empfindens und Strebens angenommen hat. 

Stahl hat, wie in so Vielem, was er nur nach beiden Seiten 
unbefangener hätte durchführen sollen, so auch darin das 
Bichtige getroffen, dass er das Opponiren aus Prinzip, das zum 
System erhobene demokratische Murren als ein Haupthinderniss 
der Belebung eines wahrhaften Konstitutionalismus hinstellt. Es 
ist treffend , wenn er sagt ') : Die oppositionelle Bichtung der 
Zeit ist in Deutschland wie überall von dem Bilde erfüllt, dass, 



1) Rechtsphilos. Bd. II, 2. Abth. S. 419. 
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wie in England, die ganze Verwaltung, ja selbst die Stellung 
nach aussen durch die Nation, d. h. Kammermajoritäten und 
allenfalls die Presse, bestimmt werde, und von dem Axiom, dass 
dieses der einzig vernünftige Zustand sei. Daher schreibt sich 
die Ungenügsamkeit bei allen Zugeständnissen, da diese unmög- 
lich ins Unendliche fortgehen können, sowie die Uebertragung der 
englichen Parlamentssitten und Maximen auf deutsche Verfassun- 
gen, als verstehe sich ihre Geltung von selbst. Ein vorherr- 
schend aristokratisches Parlament, wie in England, will 
man freilich nicht, man kombinirt eben zwei Dinge, die bis .jetzt 
nirgends vereinigt bestehen, eine vorherrschend demokra- 
tische Reichsversammlung, wie sie in England nicht besteht, 
und das parlamentarische Prinzip, wie es blos in England und 
sonst nirgends besteht, und das ist das Ideal. Ueberdies ist in 
England nach seinem mittelalterlichen Charakter jenes Verhältniss 
zwischen König, Ministern und Parlament ohne genaue rechtliche 
Festsetzung t hat sachlich schwankend, auf dem Festlande 
dagegen wird es mit der modernen mathematischen Schärfe 
gefasst. Ein englischer König von persönlicher Energie könnte 
im Nothfall ein Ministerium gegen die Majorität halten, hier wird 
das als apodiktische Verlezung des „konstitutionellen Staatsrechtes" 
ausgegeben. In dieser Weise aufgefasst bleibt dein Fürsten zu- 
letzt keine andere Funktion, als, ungefähr wie Sieyes' grand- 
elecleur, die Stimmen zu zahlen, danach den Beschluss zu ziehen, 
welches System gelten und welche Führer sofort ins Ministerium 
zu treten haben, eine Funktion, die füglich auch ohne einen 
König der Dirigent der Kammer, sogar ihr Schreiber ') besorgen 
könnte. Was man von dieser Seite dem Fürsten als Parlamenta- 
rismus zumuthet, ist daher deutlich ausgesprochen Nichts anderes 
als Abdankung der Krone. Unter allem Schein, dass er ja das 

1 Mirabeau redet (ettay nur le despotisme. Oeuvre» II, 297) die 
Fürsten also an: ^Vous etes le« »alarie» de vo* svjet* et vout deve* 
tutir let eonditiont , auxquettet vout est aecorde ee salaire, eoui peilte 
de le perdre.- Hier ist also der Fürst wörtlich der Commis geworden, 
welcher um sein „Salaire 1 * „conditionirt." Wie Mirabeau, so politisiren 
jetzt Tausende von Freisinnigen auf der Bierbank und auf eine nur wenig 
verblümtere Weise in den Massenblättern. Vgl. Blunschli, Allg. Staatsr. 
1, 365. 
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Veto, dass er die Wahl der Minister behalte, dass er mit einem 
Parlament nur noch kräftiger regieren könne, ist Nichts andres 
als diess das Ergebniss in der Sache. So lange aber die Welt 
steht, hat kein Fürst, hat kein aristokratischer Körper, aber auch 
keine Volksversammlung sich selbst politisch entleibt, ohne Not- 
wendigkeit einen Schritt gethan , der ihre Gewalt nicht b 1 s 
einschränken sondern abschaffen würde. Eine solche 
Umwälzung der bestehenden Verfassung haben die Völker kein 
Recht zu fordern, die Fürsten kein Recht zu gewähren. Diese 
so weit verbreitete politische Richtung und Vorstellungsweise vom 
parlamentarischen System ist darum gerade eine der grössten 
Schwierigkeiten, welche der Belebung konstitutioneller Einrich- 
tungen entgegenstehen. 

Die Macht dieser politischen Zeitrichtung auf den Parlamen- 
tarismus lernt man vollständig kennen, wenn man staatsrechtliche 
Kapacitäten, besonnene und erfahrene Politiker, wie Robert von 
Mohl ihr unterliegen sieht. 

Von der Anschauung ausgehend, dass das von ihm so be- 
nannte System der Gegenüberstellung der vollen Staatsgewalt und 
der Staatsbürgerrechte entweder in Scheinkonstitutionalismus oder 
in parlamentarische Majoritätsregierung auslaufen müsse, und die 
erstere Seite der Alternative verschmähend ist M h 1 Vertheidiger des 
einseitigen, von ihm freilich mild gefassten Parlamentarismus ge- 
worden '). 

Allerdings in einer eigentümlichen Weise. Er will kein 
Parlament im modernen Styl, sondern eine für die Politik „ge- 
sellschaftlich" abgestufte und wieder zusammengesetzte Vertretung 
eigener Art, wovon später noch die Rede sein wird. Hiedurch hat 
er den mehr von Konservativen getragenen Zeitgedanken einer 
„organischen Vertretung der Gesellschaft" mit dem Prinzip der 
parlamentarischen Majoritätsregierung verknüpft. 

Wir werden weiter unten nachweisen, wie wenig diese so- 
genannte organische Gliederung der Volksvertretung an sich be- 
friedigend ist und der Natur der gegenwärtigen Gesellschaft ent- 



1) Gesch. und Litter. der Staatsw. I, 288 ff. und Politik I, 416 ff. 
Vergl. oben. 
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spricht. BeiMohl freilich ist, wie kaum nöthig ist, zu bemerken, 
der Gedanke der gesellschaftlich gestuften Volksvertretung nicht 
einein Rückwärtsstreben entsprungen. Seine ständische Gliede- 
rung der Gesellschaft denn Etwas andres bedeutet sein Vor- 
schlag nicht ist darum aber doch den mittelalterlich anklin- 
genden Entwürfen einer ständischen Gliederung der Gesellschaft 
verwandt und ist ihnen nicht wesentlich überlegen , weder was 
die Ausführbarkeit, noch was die richtige Würdigung der Grund- 
potenzen moderner Verfassung betrifft : er steht ihnen höch- 
stens wie Rationalismus der Restauration entgegen , als ein auf 
Mohls eigenthümlichen Gesellschaftsbegriff gegründetes Gedanken- 
gebäude . während die andern sogenannten ständischen Glie- 
derungen der Gesellschaft meist eine romantische Reaktion auf 
das Mittelalter sind. Diese Beigabe der „gesellschaftlichen" Kon- 
struktion des Parlaments kann daher die Bedenken gegen das 
System der parlamentarischen Regierung, welche Mohl rückhalt- 
los empfiehlt, nicht schwächen. 

Mohl preist nun zwar die Erhabenheit der Krone über die 
Partheikämpfe bei solchem System. Allein das ist bei allem Glanz 
seiner Argumente doch nur, wie Stahl schon ganz richtig bemerkt 
hat, die Erhabenheit des Knopfes am Kirchthurm, um welchen 
kein Mensch sich kümmert. Der Monarch sinkt dabei auf die 
Rolle herab, „den Punkt auf das I zu machen ," wie die Hege- 
lianer wollten, er ist eben keine wirkliche Macht mehr, er ist nur 
Schein für eine tatsächliche Republik, sei es dass darin grund- 
adlige Geschlechter oder die Aristokratie der Katheder oder der 
Demos herrschen. Das Gemälde von der schönen Stellung, das 
sich die Monarchie durch Koncession der Majoritätsherrschaft 
bereite, überzeugt nicht, die Anführung des Beispiels der Königin 
Victoria und des Königs Leopold beweist noch Nichts, da jene 
eine Aristokratenherrschaft zur Unterlage hat ') , dieser in einem 
durch die Existenzfrage stets wieder zusammengehaltenen (und 
dennoch mehrmals von den Folgen einer Majoritätsregierung 
bis zum Zerreissen aufgewühlten) Lande herrscht Je kräftiger 
und charaktervoller der Monarch, und je ärmer an regierungs- 



1) Vergl. die oben citirten Bemerkungen Stahls. 
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fähiger Aristokratie ein Land ist, desto weniger ist das System 
haltbar. Schon Napoleon hat über den Standpunkt von Sieyes, 
welcher die Idee des parlamentarischen . in jener ruhigen Maje- 
stät des „Knopfes am Kirchthurm" thonenden Königs bis zum 
Extrem durchführte, bemerkt : „Wie haben Sie sich einbilden kön- 
nen, dass ein Mann von einigem Talent und einigem Ehrgefühl 
sich zur Rolle eines Mastschweins hergebe, das mit ein Paar 
Millionen gefüttert wird" '). Die parlamentarische Majoritätsregie- 
rung ist eben die Souveränität des Volkes , nicht mehr die des 
Königs : sie ist der Standpunkt Rousseau 's und seiner Zeitgenos- 
sen : Ja nation veut, le roi fait," die Nation vertreten in der 
Parlamentsmehrheit hat den Willen, und was sie will, hat der 
König zu thun; sein Veto, wenn er es formell noch besitzt, muss 
er durch Nichtgebrauch in Verjährung gelangen lassen 2 ). „Der 
leerköpfigste Regent wäre dann der idealste" (J. H. Fichte), das 
Königthum eine Sinecure, die ganze Einrichtung eine längeren 
äusseren Bestands unfähige innere Unwahrheit. — Mohl hat un- 
seres Erachtens a. a. 0. diese Einwendungen durchaus nicht wider- 
legt. Von seinein eigenen Standpunkt einer ständischen Ver- 
fassungsgliederung erhebt sich, wie wir später sehen mögen, noch 
der besondere Einwurf, dass es eigentümlich ist, in einem Mo- 
mente künstlichsten Gesellschaftsaufbaues das oberste, thatsäch- 
lich und berufsmässig kräftigste Element auch noch der neueren 
Gesellschaft, ein actives Königthum, abzutragen und in unprakti- 
scher Majestälshöhe zu verflüchtigen 

Wenn wirklich Nichts anderes übrig wäre , als dieses par- 
lamentarische System, so muss man die Folgerichtigkeit haben, 

t) Vergl. Bluntschli. Allg. Staatsrecht I, 357. 

2 Thiers, histoire de la rivol. francaixe I, 97 (vergl. Bluntschli I, 
356) sagt hievon : „la nation veut, le roi fait, u le» exprits ne sortaient pa* 
de eex elementx simples, et ilx eroy aient vouloir la Monarchie, parceque 
ilx laixsaient un roi comme exe c uteur des volonte t nationales- La 
monar chie reelle, teile quelle exisle mime dans lex etats librex, ext 
la domination d'un xeul , ä laquelle ort mel dex bornex au moyen du 
eon eourx national. Mais de V instant que la nation peut ordonner 
tout ee qu'elle veut, xanx que le roi puixse s'y oppoxer par le veto, le roi 
n'ext plus qu'un magistrat. C es t al o r s l a r epu b liq ue av ee 
un se ul c ons ul au Heu de plusieurx." 
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das Kind beim rechten Namen zu nennen, und die Barmherzig- 
keit, dem Königthum die traurige Rolle einer spanischen Wand 
zu ersparen, mit welcher die obersten parlamentarischen Acteurs 
ihre thatsächliche Souveränetät maskiren. Mit andern Worten, 
man muss diesen Parlamentarismus als faktische Republik aner- 
kennen *) und das Königthum nicht in der Rolle einer Maskirung 
der faktischen Republik unwürdig enden lassen wollen. — Diese 
Aufrichtigkeit wird ausserdem von der Staatsklugheit geboten : 
denn überredet man die Monarchie, dass sie trotz der Herrschaft 
der parlamentarischen Majorität noch Monarchie sei, so wird diese 
daraus eine Wahrheit machen wollen und gerade eine kräftige 
Regentenpersönlichkeit wird dahin trachten, das parlamentarische 
System durch Staatsstreiche und Scheinkonstitutionalismus plan- 
mässig zu untergraben, und selbst die mögliche konstitutionelle 
Freiheit stürzen. Die Geschichte der Neuzeit hat diese Logik 
bestätigt. Der König, der nicht Puppe sein will, muss schein- 
konstitutioneller Schauspieler werden. Ludwig Philipp, welcher 
einstmals wegen eines Aufstandes aus der Gesellschaft abgerufen 
war, bemerkte bei der Rückkehr nach unterdrückter Erneute im 
sarkastischen Bewusstsein seiner unwahren Stellung : „Es war 
nichts als der Souverän (das Volk), welcher mit seinem König 
sprechen wollte" 2 ). 

Ueberdiess ist der scheinmonarchische Parlamentarismus keine 
Lösung; denn in der Republik beginnt, da ihr Souverän als un- 
gestaltete Volksmasse nicht regieren kann , der Streit der Ge- 
walten aufs Neue, und man hat nur das spezifische Organ für 
die einheitliche Umschlingung aller Staatsfunktione -■- die Monar- 
chie geopfert, dem Prinzip der Staatseinheit Stärke, Continuität, 
Tradition und die Kraft geraubt, auch das Beamtenthum mit die- 



1) Ob bei Fortdauer der zarreibenden Kämpfe zwischen einseitig er- 
fasstem monarchischem Prinzip und ebenso einseitigem Parlamentarismus 
nicht das Ende die formelle und faktische Republik sein könnte, 
mag Vielen als Ahnung vorschweben. Für die Kultur wäre dieser Aus- 
gang nach unserer Ueberzeugung ein Unglück, welches eben nur durch 
einen aufrichtigen Konstitutionalismus von b e i d e n Seiten beschworen wer- 
den kann. 

2) Stahl, II, 2. Abth. S. 529. 
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sem seinem wesentlichen und der Administration unentbehrlichen 
Geiste zu erfüllen. Der nach Herrschalt strebende Parlamentaris- 
mus bemüht sich desshalb so sehr um Beibehaltung der schein- 
monarchischen Spitze, weil er wohl fühlt, dass er bei nacktem 
Auftreten neuen Gleichgewichtskämpfen entgegengeht. 

Wenn Mo hl gleichwohl, und bei voller Bekanntschaft mit 
diesen Einwürfen gegen das parlamentarische System des Kon- 
stitutionalismus, demselben sich in die Arme wirft, so beweist 
diess eben dafür, wie sehr gerade in derjenigen Periode, welche 
die Erfahrungen dieses Staatsmannes bestimmt hat. das konstitu- 
tionelle System praktisch noch als Dualismus, als Kampf zweier 
Gewalten um abschliessende Domination, als ein System des 
Mechanismus, statt als eine Ordnung organischer Konkurrenz zu 
allen Staatsfunktionen, aufgefasst worden ist. Mohl nimmt in die- 
sem Gegensatz, wie zu erwarten, für diejenige Seite Parthei, 
welche er für die Seite der Freiheit halt, und thut es unbedenk- 
lich, da er aufrichtig an den Fortbestand eines reellen erhabenen 
Königthums neben der Herrschaft des „parlamentarischen Systems" 
glaubt. Nur um so mehr wird, wenn solche politische Autoritä- 
ten die Monarchie nur im Hafen des Parlamentarismus, durch 
Unterwürfigkeit unter Majoritäten, bergen zu können glauben, eine 
erneute Untersuchung darüber gerechtfertigt sein, ob denn nicht 
durch endlichen Bruch mit der mechanischen Gegeneinanderstel- 
lung der Gewalten, ob nicht durch reinere Auffassung des kon- 
stitutionellen Grundgedankens als einer organischen Konkurrenz 
der Gewalten , in welcher kein absolutes Oben und kein absolutes 
Unten, keine Theilung in Offensive und Defensive, sondern nur 
ein Miteinander und Füreinander ist, — der Gegensatz seiner 
Lösung entgegengeführt werden kann. 

Man hat aber auch von der anderen Seite in schlecht- 
verstandenem Boyalismus das konstitutionelle System 
nicht zur Wahrheit werden lassen. Hierüber ist Stahl wieder 
vollständig in der Wahrheit , wenn er sagt l ) : „Auf monarchischer 
Seite beruft man sich zur Ablehnung ständischer Bechte und 
staatsrechtlicher Garantieen auf die Gewissenhaftigkeit des Fürsten 

1, Kechtsphilos. II. Bd. 2 Abth. S. 420 f. 
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und auf die Pflicht des Vertrauens. Diese Argumentation ist nicht 
von Gewicht. Man konnte ihr mit demselben Rechte eine Be- 
rufung auf die Treue des Volkes und die Zumuthung des Ver- 
trauens in dasselbe entgegenstellen, um die Garantieen des mo- 
narchischen Prinzipes abzulehnen. Das Vertrauen sowohl des 
Fürsten zum Volk als des Volkes zum Fürsten ist allerdings 
immer unentbehrlich für das öffentliche Gedeihen und alle mecha- 
nische Sicherung vergeblich bei bösein Willen oder Unverstand 
oder Misstrauen. Das aber schliesst nicht aus, dass die Stellung 
beider Theile in ihren wesentlichen Zügen durch eine recht- 
lich unverbrüchliche Ordnung gesichert sei. Das Ver- 
trauen ist unbefangener, wenn man nicht in seiner ganzen Lage 
von Anderen abhängt, und es ist keine ungebührliche Forderung, 
das, was Einein gebührt, nicht dem guten Willen des Andern zu 
danken , sondern dem eigenen Recht und der eigenen Macht." 
Von dieser Anschauung ist leider der Royalismus lange Zeit ebenso 
abgewichen, als die Parthei der konstitutionellen Volksrechte nach 
der anderen Seite in den Bahnen eines extremen Parlamentaris- 
mus sich verirrte. Und diesem übelberathenen Royalismus haben 
gut- und schlechtgläubig eine Reihe philosophischer und publi- 
cistischer Geister gedient : ihm hat Stahl selbst , in Folge 
der Inkonsequenz in praktischer Durchführung der eigenen Prin- 
zipien , theoretisch Vorschub geleistet : „Autorität" nicht „Majori- 
tät", die Losung, welche Stahl in Preussens konstitutionelle Kämpfe 
geworfen, ist eben auch nicht der Ausdruck eines ehrlichen Kon 
stitutionalismus. 

Die vorstehenden Betrachtungen haben erklärt, wesshalb der 
Konstitutionalismus noch immer als Gegensatz und daher als Pro- 
blem in unserem öffentlichen Leben dasteht, wie und wesshalb 
scheinparlamentarischer Royalismus und scheinmonarchischer Par- 
lamentarismus im Leben miteinander ringen. 

Es wäre nunmehr die Frage aufzuwerfen, ob denn nicht die 
rechtsphilosophische und publicistische Doctrin in einzelnen Gei- 
stern jenen Gegensatz schon überwunden habe und vielleicht in der 
einen oder anderen Gedankenkonception diejenige Lösung bereits 
darbiete, welche wir als den Standpunkt der Einigung der streiten- 
den Gewalten wiederholt bezeichnet haben. 
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Zunächst scheint Stahl nach den Anführungen, welche wir 
von ihm gegeben haben, und welche wir leicht vermehren könnten, 
den richtigen Standpunkt einnehmen zu müssen. Er perhorre- 
scirt in diesen Stellen die mechanische Zerstückung der Ge- 
walten (Montesquieu) ebenso , wie die einseiligen Losungen im 
Sinne der Einheit der Staatsgewalt, sowohl den die Volkssouveränetat 
repräsentirenden Parlamentarismus, als den verfassungslosen Roya- 
lismus. Er scheint also wirklich den Staat nur als die zur orga- 
nischen Concurrenz für die Rechtsfunktionen geordnete Volkspersön- 
lichkeit auffassen zu können und den Streit, welcher bis dahin in 
mechanischen Gegensäzen sich formulirte, auf eine mannigfache 
organische Vermittlung zur Lösung hinüberlenken zu müssen. 
Dem ist jedoch nicht so. Stahl verfällt, z. B. in der einseiligen 
Zuscheidung des administrativen und polizeilichen Bereiches an 
die Krone, in denselben Mechanismus, welchen er im Prinzip an 
Montesquieu und dessen alteren und jüngeren Nachbetern tadelt. 
Er betont viel zu stark die Nothwendigkeit eines absoluten Oben 
und Unten, und dirimirt die organische Auffassung, deren Princip 
er gelegentlich wohl inne hat, in den Gegensaz von „Autorität 
oder Majorität," worin schliesslich doch nur einem einseitigen 
Parlamentarismus ein noch einseitigerer Royalismus gegenübertritt. 
In den Ausführungen über die Organisation der Verwaltung, nament- 
lich über die Specialität des Budgets musste sich zeigen, ob Stahl 
in Wahrheit zu einer organischen Staatsauffassung sich emporge- 
arbeitet hat. Diese Probe hält er aber nicht ; er verfällt hier in einen 
royalistischen Absolutismus, welcher um Nichts besser ist, als 
der von ihm so glänzend bekämpfte parlamentarische Absolutismus. 

Angesichts des ausserordentlichen geistigen Einflusses, welchen 
Stahl auf die theoretische und practische Politik gewonnen hat, 
ist es nothwendig, gerade seinen schillernden Staatslehren gene- 
tisch bis aufs Ei nachzugehen, und wir werden dieser Aufgabe 
uns im Folgenden unterziehen, wenn wir erst die Grundbegriffe 
unserer eigenen Staatsanschauung näher werden dargelegt haben 
und im Stande sein werden, die glänzenden Wahrheiten und die 
verführerischen Irrlehren Stahls scharf auseinanderzulegen. Die 
Stahl'sche Dialectik muss in dem geheimsten Schlupfwinkel ihrer 
Sophismen biosgelegt werden, wenn man ihren Folgerungen sich 

Zeitschr. f. Staatsw. 1882. HI. Heft. 35 
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entwinden will. Ihr schon hier kurz zu bezeichnender Grundfehler 
aber ist es, dass sie, während sie den Staat zwar als die Per- 
sönlichkeit des „sittlichen Reiches" menschlichen Gemein- 
lebens bezeichnet, zu einer äusserlichen Entgegensezung von „Per- 
sönlichkeit" und „Reich," von Herrschendem und Beherrschtem, von 
Autorität und Unterthanen gelangt, während der Staat doch nur als 
organische Persönlichkeit (für das Recht) aus der gesammten 
Gesellschaft (sittlichem Reich) sich auferbaut, wobei Centrum und 
Peripherie in der mannigfaltigsten organischen Wechselverknüpfnng 
für die verschiedenen Funktionen sich befinden. „Autorität oder 
Majorität?" — ist eine falsch gestellte Frage, da weder eine ab- 
solute über und ausser dem Volke stehende Autorität, noch eine 
von einzelnen wesentlichen Bestandtheilen der Staatspersönlichkeit 
sich losreissende Majorität dem Begrilfe des Staates als der für 
die Rechtsaufgabe *) in organischer Concurrenz verbundenen Ge- 
sammtgesellschaft entspricht. Stahl ist trotz der Klarheit womit 
er sich gegen den einseitigen Parlamentarismus und Royalismus 
stellenweise verwahrt, praktisch und im Ganzen mitten im 
mechanischen Gegensatz befangen geblieben. Inwiefern dieses 
mit seinen Grundanschauungen zusammenhängt, werden wir im 
weiteren Verlauf nachzuweisen Gelegenheit haben. 

Eine äusserst feinfühlige publicistische Natur ist B 1 u n t s c h 1 i *). 
Er ist ebenso entschieden vom monarchischen Princip als von der 
Bedeutung der Volksrechte durchdrungen und verwirft das System 
der parlamentarischen Majoritatsherrschaft 3 ) ebenso wie er den mo- 
narchischen Despotismus verwirft. Mit ebensolcher Eleganz der 
Sprache als Tiefe des Gedankens wendet er sich gegen beide 
Extreme. Er scheint die Vermittlung beider streitenden Ele- 
mente zu einer mannigfaltigen Concurrenz bis ins Einzelne 
finden zu müssen 4 ). Bluntschli hält sich nun wirklich meist 



1) Recht im weiteren Sinn des zweiten Artikels. 

2) Allgemeines Staatsrecht. 

3) 1. c. I. 355—393. 

4) Man hat Bluntschli oft hart beurtheilt wegen seiner" symboli- 
sirenden und allegorieenreichen Auflassung; namentlich wegen seiner all- 
zusehr durchgeführten Vergleichung des Staates mit dem menschlichen 
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auf der Höhe einer praktischen unparteiischen Ausgleichung. 
Gleichwohl emancipirt auch er sich von der hergebrachten me- 
chanischen Sonderung der Gewalten, so klar er sie im Alige- 
meinen beurtheilt, nicht völlig. Er sagt a. a. 0. ') : „Die Eigen- 
tümlichkeit der konstitutionellen im Gegensatz zu anderen Mo- 
narchieen besteht nun gerade darin, dass der Monarch für sich 
allein weder Gesetze geben noch in der Regel Regierungshand- 
lungen ausüben darf, sondern in ersterer Beziehung die Mitwirkung 
und Zustimmung der Kammern, in der lezteren die Mitwirkung 
der Minister erfordert wird. Sie besteht aber nicht darin, dass 
der Schwerpunkt der Staatsregierung in den Kammern oder in 
den Ministern liegt: vielmehr ist sowohl die eigentliche Parla- 
mentsregierung als die Ministerregierung im Widerspruch mit 
dem monarchischen Prinzip ; beide sind wesentlich republikanisch." 
So wahr und muthig er hier gegen das scheinmonarchische Wesen 
des Parlamentarismus sich erklärt, so ist hiemit und mit der 
Beschränkung durch die Stände in der Gesezgebung und durch 
die Minister in den meisten Regierungshandlungen das Wesen 
der konstitutionellen Monarchie keineswegs erschöpft. Ihre Vol- 
lendung empfängt sie eben durch die Concurrenz aller Mitglieder 
der Staatsgesellschaft zu allen Staatsfunktionen in der mannig- 
fachsten organischen Vertheilung. Das konstitutionelle Prinzip 
in organischer Durchbildung reicht viel weiter als bis zur legis- 
lativen Beschränkung der Regierung durch die Kammer und zur 
gouvernementalen Beschränkung des Königs durch die Contra- 
signatur der Minister. Der Konstitutionalismus ist auch nicht blos 
ein negatives Prinzip der Beschränkung 2 ), sondern eine 



Körper. Seine „organische 1- Anschauung zeigt sich aber denn doch sehr 
fruchtbar im Allg. Staatsrecht, wo er u. A. I, 398 f. kurz und treffend 
bemerkt: „Der Staat fordert die Sonderung und Verbindung, aber erträgt 
nicht die Trennung und Gleichstellung der Gewalten. '• Kr hat mit dieser 
Anschauung des organischen Concurrenzverhältnisses auch die Skrupel 
überwunden, welche Anderen der angebliche „Dualismus- des konstitutio- 
nellen Systems bereitet hat. 

1) I, 362 f. 

2; Bluntschli I. 362 : „Soweit der König durch die Verfassung nicht 
beschränkt und nicht gebunden ist an die nothwendige Zustimmung 
oder Mitwirkung anderer Glieder des Staatsorgauismus, so weit ist er auch 

35* 
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Ordnung mannigfaltigen Zusammen- und Aufeinanderwirkens. Dass 
Bluntschli dieses auch für die Sphäre des centralen Staatslebens 
wirklich nicht vollständig erfasst hat, geht ganz besonders aus 
seiner ungenügenden Behandlung des Finanzstaatsrechtes hervor, 
namentlich aus seiner lakonischen Kürze bezüglich der Verwil- 
ligung des Voranschlags (Budgets) und der Prüfung der Staats- 
rechnung; die Budgetspecialität ist die hauptsächliche organische 
Form der Konkurrenz des Volkes zur Verwaltung, und wer sie 
nicht entwickelt , bleibt auf administrativem Gebiet absolutistisch. 
Die Rechtfertigung des konstitutionellen Finanzstaatsrechtes ist 
nur auf dem Standpunkt einer organischen Konkurrenz der Ge- 
walten zu allen Staatsfunktionen möglich und auch nur auf diesem 
Standpunkt der Monarchie selbst begreiflich zu machen. Bluntschli 
aber neigt, wie fast alle Publicisten, auf dem administrativen Ge- 
biete, der konkurrenzlosen und unbeschränkten Monarchie *), einer 
mechanischen Gewaltenlheilung noch der Schablone Legislation 
und Administration zu. In Beziehung auf die konstitutionelle 
Stellung des Beamtenthums, den Souveränetätsbegriff und andere 
tiefeingreifende Fragen ist mannigfach dasselbe der Fall. Wir 
kommen später darauf zurück. 

Vergeblich suchen wir bei anderen Publicisten oder auch 
in politischen Gelegenheitsmonographieen nach einer genügen- 
deren und eingehenderen Lösung des konstitutionellen Problems. 
Die grossen Staatsrechtslehrer behandeln sämmtlich das konsti- 
tutionelle System mehr oder weniger als Waage, in deren einer 
Schale das Königthum, in deren anderer das Gewicht der Stände 
liegt. Je nach ihrer subjeetiven Stimmung und Erfahrung sind 
sie geneigt, auf die eine oder die andere Seite den Ausschlag zu 
legen, im Allgemeinen aber zufrieden, die Unvollkominenheit 
aller irdischen Dinge ganz besonders dem konstitutionellen Sy- 
steme nachzusagen. Manche, ja die meisten verwirklichen den 
mechanischen Gegensaz in ihrem eigenen System dadurch, dass 



völlig frei, seinen eigenen persönlichen Willen anzusprechen, und dem- 
gemäss zu handeln." 
1) A. a. 0. I, 366. 
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sie für einzelne Staatsfunctionen zu parlamentarisch, für andere 
(Regierung, Verwaltung) zu monarchisch sind. 

Es würde wohl nicht zu schwierig sein, dieses auch von 
Zachariae und Z o c p f I *) nachzuweisen, deren eminentes publi- 
cistisches Verdienst hier gewiss nicht in Schatten gestellt werden 
soll. Der scharfsinnige und stylgewandte', in der Tagespresse 
übel angesehene Nollner ist „dem Mitregieren in allen Zwei- 
gen der Staatsthätigkeit" 2 ), wie einer „Zersplitterung" der Staats- 
gewalt abhold, auch er trägt den Gegensaz „seines monarchischen 
Prinzips" und des von ihm verfolgten Parlamentarismus als einen 
mechanischen mit sich, und wird, da eben bei solcher Fassung 
nur einseilige Parteinahme nicht aber Verschmelzung möglich ist, 
royalistischer Parlheimann 3 ). Jene Grundmaxime des englischen 
Staatsrechtes : rex est ßnis et Caput parliamenti, welche nach 
N ü 1 1 n e r s Bemerkung in der englischen Scheinmonarchie allerdings 
zur „Lüge" geworden, ist der wahre Inhalt der constitutionellen 
Idee. Dieser Inhalt im Sinne der mannigfaltigsten Konkurrenz 
der Elemente der Staatsgesellschaft ist aber auch von Nollner 
seiner Lösung im Einzelnen kaum entgegengeführt worden. 

Die neuere Zeit des konstitutionellen Ringens tragt also den 
Charakter der kämpfenden Periode auch in den theoretischen 
Auffassungen des Problems durchaus an sich. Königlhum und 
Volksvertretung, die sich in der Herstellung des constitutionellen 
Staatswesens zu einer organischen Staatspersönlichkeit verknüpfen 
sollen, fassen bis jezt noch gleichsam jedes für sich Posto, stehen, 
ehe der Friede geschlossen und sichere Fühlung aneinander ge- 
wonnen ist, wie zwei feindliche Lager gegenüber. Dieser that- 
sächliche Zustand der ringenden Periode des Constitutionalismus 

1) Vergl. z. B. Zachariä: D. St. u. B. R. 2 Bde., Zoepfl, Grundsätze 
des allg. u. deutsch. Staatsrechtes. 

2) Des Genannten Schrift: „Das monarchische Prinzip" S. 494. 

3) Vergl. „das monarchische Prinzip", an verschiedenen Stellen, na- 
mentlich die Schlussbetrachtung 489 ff. Wir kommen auf dieses Buch 
zurück, gegen welches, wie gegen andere Schriften des (uns persönlich 
völlig unbekannten) Verfassers jene ('(Inspiration des Stillschweigens zu 
bestehen scheint, welche wir im Verlauf unserer ferneren Betrachtungen 
auch noch in Beziehung auf andere Schriften als eine üble Seite unserer 
politischen Geistesbewegung zu bemerken haben werden. 
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beherrscht die geistigen Auffassungen. Der Constitutionalismus 
ist vorläufig nur wie ein notwendiger Gegensaz und zerreibender 
Dualismus dem publicistischen Vorstellungskreise gegenwärtig. 

So sehr ist die Anschauung von dem Gedanken der Unver- 
meidlichkeit des hier angeblich existirenden Dualismus eingenommen, 
dass selbst Anlaufe zum Richtigen, zur organischen Ueberwin- 
dung des Gegensazes kaum recht aufgefasst werden wollen. 
So äussert z. B. M o h 1 *) von dem zwar nicht sehr praktisch ge- 
dachten, aber nach organischer Lösung tastenden Werke Levi- 
t a s 2 ) : „Es ist weder eine blosse Erweiterung des Systems der 
Rechtsvertheidigung, noch ein anderer Ausdruck für die Gewalten- 
theilung, sondern ein aus der Verbindung dieser beiden Auf- 
fassungen neilgebildeter Gedanke, wenn für die Vertretung grund- 
säzlich das Mitregieren in allen Zweigen der Staatsthätig- 
keit gefordert wird. So viel ist natürlich Jedem klar, dass das 
monarchische Prinzip mit dieser Modifikation der Vertretung 
höchstens dem Schein nach vereinbar ist." Unsere feste Ueber- 
zeugung ist, dass eine organische Konkurrenz der Volksvertretung 
zu allen Staatsfunktionen mit der monarchischen Gewalt nicht 
blos vereinbar, sondern gerade zu ihrer gesunden und kraftigen 
Existenz unentbehrlich ist, während in Mohls Parlamentarismus 
die Monarchie auf die Dauer nur eine Schattenexistenz fristen 
könnte. M o h 1 selbst zeigt sich hier von dem Kampfruf der wer- 
denden konstitutionellen Periode beherrscht. 

Es konnte nach allem diesem nicht ausbleiben , dass die 
Einen den Gegensatz ungelöst oder nur theilweise gelöst in 
sich liegen und auf sich beruhen lassen, während entschiedenere 
Geister ihn durch Partheinahme für die Vorherrschaft des einen 
Elements zerhieben. Lezteres ist eine Einseitigkeit, aber eine 
solche, welche dem Charakter Ehre macht. 

Die politische Geistesarbeit, welche auf das wichtige Zeit- 
räthsel verwendet wurde, hat noch eine eigenthümliche Reihe 
von Erzeugnissen heraufgeführt, welche dem ersten Anscheine 



1) Gesch. u. Litt, der Staatsw. I, 283 f. Anmerk. 

2) Die Volksvertretung in ihrer organischen Zusammensetzung im re- 
präsentativen Staate der Gegenwart, t850; vergl. nam. IV. Abth. dieses Werkes. 
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nach für die wahre Lösung gehalten werden könnten und mit 
welchen die edlen Verfasser z. Th. wirklich den Stein der Weisen 
gefunden zu haben glaubten. Wir meinen die verschiedenen 
Versuche der sogenannten organischen Gliederung des 
Staats. 

Diese Versuche, deren einer und neuester (von Mo hl) bereits 
oben kurz erwähnt ist, sind von den verschiedensten Lagern 
ausgegangen, bald als Reaktion verschrieen, bald als Fortschritt 
gepriesen worden. Ihr im Wesentlichen gemeinsames Ziel ist 
es, das im System des Census nur mechanisch klassifizirte , im 
System des allgemeinen Wahlrechtes geradezu nivellirte Volk zu 
einer lebensvollen Person für das Staatsleben zu gliedern, sei es 
dass grundaristokratische Vorliebe (Stahl x )> Liebe 2 ) und viele 
andere) oder rationalistische Einhegung der modernen Gesell- 
schaft in Stände und feste Kreise (Winter 3 ), Levita 4 ), Mo hl 5 ) 
selbst) oder eine Mischung von Beidem , (wie in den aphoristi- 
schen Aufstellungen der neuesten sogenannten gesellschaftswis- 
senschaftlichen Litteratur), den Typus der „organischen Gliede- 
rung" abgegeben haben. Sie wollen das Staatsleben seiner jezigen 
»flugsandartigen" Basis, der Fluctuation unberechenbarer und höchst 
missleitbarer Wahlkörper entnehmen, das Volk als nach seinem 
Lebensinhalt gegliederte Person nicht als blosse Summe zur 
Geltung bringen. 

Diese Aufstellungen haben praktisch bis jetzt ebensowenig 
Erfolg gehabt, als sie theoretisch immer achtungsvoll mit dem 
Gefühl aufgenommen worden sind, dass in ihnen irgend ein zu- 
kunftreicher Gedanke liegen möge. 

Das ist auch leicht zu begreifen. Ihr äusserer Nichterfolg 
ergiebt sich, weil sie durch und durch unpraktisch sind und mit der 
Architectonik der modernen Culturgesellschaft im Widerspruch 
stehen. Sie haben andererseits Beachtung gefunden, weil sie 
der Ausdruck eines wirklichen Zeitbedürfnisses sind; dass sie 



1) Rechtsphilos. II, 2. 

2; Der Grundadel und die neuen Verfassungen 1844. 

3) Die Volksvertretung in Deutschlands Zukunft 1852. 

4' A. angef. Ort. 

5) Gesch. u. Litteratur 1 c, sowie dessen Politik 1. cit. 
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nur erst ein trüber und felilgegriffener Ausdruck des betreffenden 
Zeitbedürfnisses sind, ist zunächst gleichgiltig. 

Sie sind unpraktisch und daher erfolglos, weil die neuere 
Gesellschaft nach jeder Hauptseite ihrer Lebensäusserungen eine 
durchaus flüssige geworden ist und jeder festen Einhegung auch 
für den Zweck der rechtlich-politischen Vertretung ihres Cullur- 
inhaltes widerstrebt. Das ständische Prinzip, ob derb mittelalter- 
lich oder scheinbar modern ausgedacht, widerspricht daher dem 
Wesen der neueren Gesellschaft, soferne es ausschliesslich 
zeltend gemacht werden will. Die neuere Gesellschaft hat wohl 
noch ständige Elemente : kirchliche Korporationen , akademische 
Senate, grundaristokratische Verkörperungen, Gemeinde-, Kreis-, 
Provinzialkorporationen ; und was ständig organisirt ist, mag daher 
auch fortwährend ständisch vertreten sein. Wenn wir aber fort- 
dauernd eine relative Berechtigung des ständischen Prinzipes im 
Staate anerkennen und dasselbe gegen den Standpunkt eines 
blos numerischen Aufbaues der Staatsverfassung aufrecht erhalten, 
so müssen wir auf der anderen Seite nur um so entschiedener 
daran festhalten, dass entsprechend allem Höhergange der Cultur 
das e in z el n e Individuum an selbstwiegender Bedeutung neben den 
Korporationen immer mehr zunehmen muss und hieran in neuerer 
Zeit zugenommen hat. 

Die Gegner rufen freilich: Das ist sociale Atomistik, Nivel- 
lement, politische Mechanik, das ist Vergötterung der Summe, 
statt der organischen Persönlichkeit im Staatsleben, und was der- 
gleichen mehr ist. Wir antworten getrost mit Nein. Jener 
der höheren Cultur, in der Politik wie überall sonst eigene , mit 
der geistigen und materiellen Arbeitstheilung gegebene Zug der 
Individualisirung ist seinem Begriffe nach das Gegentheil von 
Nivellement und Atomistik. 

Das Individuum, in welchem tausend Fäden socialen Lebens 
und kulturmässiger Gemeinschaft zusammentreffen, ist nur der 
feste Knotenpunkt und Krystall der Gesellschaft geworden, wäh- 
rend die Vereinigungen jetzt beweglich sind wie die zur Welle ver- 
bundene Masse , sich bilden und wieder zerfliessen , dem Indi- 
viduum Gemeinschaft mit ihren Vortheilen ohne die Gebundenheit 
der mittelalterlichen Korporation gewährend. Für die moderne 
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Staatsverfassung ist daher das Individuum der Baustein, das 
Greifbare und Feste geworden. Die überwiegende Bedeutung 
des freien nur sehr roh klassifizirten Wahl- und Wählbarkeits- 
rechtes, gestützt auf die Thatsaehe der Festigkeit fast blos des 
individuellen KrystnIIs in der neueren Gesellscliaflsbildung, ergiebt 
sich hienach als eine der Neuzeit nothwendig innewohnende po- 
litische Konsequenz, und der politische wie sonstige Individualismus 
der Neuzeit ist weit entfernt, Mechanismus und Atomismus zu 
sein. Das eben ist das Wunderbare der neueren Gesellschafts- 
bildung, dass sie mit viel einfacheren Elementen ein viel bunteres 
Leben erzeugt und erhält, als die frühere Gesellschaft mit ihrer 
steifen und vcrschnörkelnden korporativen Bildung. Das einzelne 
Individuum ragt heute mit weit mehr Fäden in das Gewebe der 
Gesellschaft hinein, als ehedem, schliesst sich aber in keiner ein- 
zelnen Kombination ganz ab und darf daher auch politisch nicht 
in feste ständische Kreise eingehegt werden. Schon vor Jahren 
sprachen wir uns an einer anderen Stelle dahin aus, dass gerade 
eine feste ständische Wiederabschliessung der jetzt mittelst der ver- 
schiedenartigsten Medien frei in die ganze Weite der Cultur- 
gesellschaft ausstrahlenden Einzelnpersönlichkeit das Mechanische, 
den Thatsachen Widersprechende sein würde. 

Der allgemeine Korporationszwang, z. B. in gewerblicher 
Hinsicht, würde gerade das verhindern , was seine Anhänger er- 
zielen wollen; statt einer zeitgemässen Gesammtbürgschaft der 
Gleichen ergäbe er ein mechanisch äusserliches Zusammenkop- 
peln der Ungleichen. Eine Korporalion kann nur dann fruchtbar 
sein, wenn gleichartige Interessen und Gesittungsverhältnisse den 
Körper erfüllen. Heutzutage aber ist die Gemeinschaft der In- 
teressen weder eine zeitlich dauernd;, noch eine örtlich zu 
fixirende. Die Einen können nach der einen Seite ihres Lebens 
in diese, nach der andern in jene Interessengemeinschaft sich 
hineinerstrecken; der Buchdrucker kann mit dem Gelehrten zu 
demselben Konsumverein, der Schneider mit dem Bäcker zu dem- 
selben Vorschussverein, der Schuster mit dem Kürschner zu der- 
selben Sterbekasse, der Fabrikant am einen Landesende mit dem 
Beamten am andern zu einer Assekuranz verbunden sein. Das Prinzip 
der Arbeits- und Funktionstheilung, mit seiner Spezialisirung der 
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Zwecke und seiner universellen Weite des Verbandes für den 
speziellen Zweck, durchdringt die ganze neuere Gesellschaft. Und 
liegt nicht in dieser Gesellung der Gleichen, in dieser Krystalli- 
sation der geselligen Lebensbezüge der Einzelneti zu den gleichen 
speziellen Bezügen Anderer aus den verschiedenartigsten Ständen, 
eine viel festere und mannigfaltigere sociale Verknüpfung, eine 
stärkere Versöhnung der Stände, eine viel allgemeinere und be- 
weglichere Vermittlung der Interessen, als in einer das Widrige 
zusammenzwingenden, das Andersgewordene beisammenhaltenden 
korporativen Einhegung, welche zahlreiche den verschiedenen 
Ständen gleichartige Interessen zerhacken, von freier Verbindung 
und gemeinschaftlicher Geltendmachung abschliessen würde ? Und 
ist nicht die erstere Gestaltung die wahrhaft organische, den 
socialen Frieden verbürgende, vor Allein die freiere, die letztere 
aber die gemein mechanische ? Die spezialisirte , über Ort, Stand 
und selbst Staat hinwegsetzende Form der frei verkehrenden, 
kaum zu dem beweglichen Associationswesen sich bindenden so- 
cialen Gesammlbürgschaft ist der Gegenwart eigen und eine ihrer 
herrlichsten Errungenschaften. Erneute Korporirung, ständische 
Gliederung würde nur „lächerliche Republiken", dem Zeitgeist 
aufgenothigte Carrikaturen, wahrscheinlich aber nur leblose pa- 
pierene Geschöpfe in diese sociale Welt setzen. Die organische 
Gliederung ist hienach, wenn sie noch so „fortschrittsmännisch" em- 
pfunden sein mag, ein rückwärtstreibender Gedanke, welcher 
auch nur unpraktische Baurisse der socialen Welt ausgeheckt 
hat und immer nur solche aushecken wird ')• 

Desshalb kann denn das moderne Gesellschaftsleben auch 
auf seiner politischen Seite im Wesentlichen nur mittelst der 
Individuen erfasst werden. Die Individuen sind die festen 
Einheiten, welche jetzt in tausendfältiger, aber stets messender 
Gruppirung den reichen Organismus der socialen Welt bilden. 

Dieser der neueren Zeit eigene Individualismus ist nun nicht 
Atomismus, weil die Individuen der heutigen Gesellschaft nicht 



1) Vergl. meinen Aufsatz: .Vorschläge zu einer gemeinsamen Ordnung 
der Gewerbebefugnisse etc." Deutsche Vierteljahrsschrift 1859, ltes Heft, 
S. 255, ferner in ders. Zeitschr. 1857, 2les Heft 299 ff. (Meinen Aufsatz 
über die Brüsseler Septembercongresse.) 
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indolente Atome, nicht blosse Massen sind, welche wie der Sand 
vom Winde bewegt werden, sondern Persönlichkeiten mit reichem 
bewusstem Lebensinhalt, welchen sie geltend zu machen wissen, 
für welchen sie auch politisch aufeinander wirken können. Je 
spiritueller die Kräfte, desto lichter können die Formen sein. 
Ein Wählerkörper, censusmässig gebildet, ist allerdings zunächst 
eine ungesichtete Masse, aber in ihm sind die Kräfte, um ihn 
zu einem seiner Interessen bewussten Körper zu erheben, ihm 
Anschauungen zu geben, zu welchen er aus dem festen Rahmen 
der Korporation sich nicht emporzuschwingen vermöchte. Weil 
der Lebensinhalt der Gesellschaft ein flüssigerer geworden, muss 
auch der Rahmen für die Bildung und Geltendmachung des po- 
litischen Gemeinbewusstseins ein weiterer sein. 

Diese dem modernen Leben eigentümliche freie und wechsel- 
volle Krystallisation der Individuen hat die machtvollsten Hebel 
zur Verfügung. 

So erzielt z. B. die P r e ss e auf eine ebenso einfache als wirk- 
same Weise täglich in freiester Weise tausendfältige Anziehungen 
und Abstossungen von Individuen in der socialen Welt. — Der 
Bürger geht nicht mehr auf das Rathhaus zu öffentlichen 
Sitzungen des Gemeinderathes ; die Errungenschaft der Öffent- 
lichkeit jener Sitzungen liegt sogar brach ; die allgemeine Bera- 
tung der ganzen Gemeinde gehört ohnehin längst entschwundenen 
Zeiten an. Ist also die neuere Gesellschaft nicht atomisirt ? Nein, 
denn der Bürger liest des Abends die Gemeinderathsverhandlung 
im Wochenblältchen, disputirt, lobt, tadelt, und ist auf die ein- 
fachste Weise mit den Gemeindeinteressen in Berührung. — 
Die Mitglieder von wirthschaftlichen Gesellschaften und Vereinen 
aller Art sind über Provinzen, Länder, selbst Welltheile zerstreut, 
eine unmittelbare Theilnahme an der Leitung der Gemeinschaft 
ist gar nicht denkbar. Also Auflösung aller Gebilde der Gesell- 
schaft, welche Flugsand wird ! Nein, in Berichten, Correspondenzen, 
Rechenschaftsberichten erhält man mittelst der Presse das Band 
der Gemeinschaft. — Sechs Jahre lang vertritt ein gewählter Ab- 
geordneter vierzig oder fünfzig Tausend Menschen. Er ist nach 
konstitutionellem Staatsrecht, allen Gehorsams gegen Instructionen 
seiner Wähler entbunden. Also hat die Staatspersönlichkeit, wel- 
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eher sich der Abgeordnete als Element einfügt, keinen lebendigen 
Zusammenhang mit dem Volk?! Nein; der öffentliche Kammer- 
bericht, der Verkehr durch Post und Presse erhält zwischen 
Wäldern und Gewählten ein Band, wirksamer, als wenn jede Ge- 
meinde selbst zum Landtage käme. In ganz freier Weise giebt 
die Presse Fühlung, wiebt sie eine organisch mit dem Volk im 
Rapport stehende Staatspersönlichkeit. — Wir könnten für die 
Presse allein, ganz abgesehen von den andern Hebeln eines schein- 
bar ganz willkührlich sich verwebenden Genieiniebens, die ange- 
fühlten Beispiele durch zahlreiche ähnliche vermehren ')• Schon 
mit dem Angeführten dürften wir aber bezeichnet haben, wie sehr 
die Presse als zeitgemässes Surrogat des durch Erweiterung und 
Flüssigweiden aller Lebensverhältnisse unmöglich gewordenen 
persönlichen Mitrathens und Mitlhatens. als unsichtbarer aber all- 
waltender Ersatz der bürgerlichen Gemeinschaft sich darstellt. 
Ein Blick in die Art und in den Umfang ihres Wirkens genügt 
daher schon zu der Ermahnung, dass man nicht ins Blaue hinein 
über die neuere Schlaffheit des öffentlichen Geistes, über das 
atomislische Zerfallen der bürgerlichen Gesellschaft, über das 
immer trägere Zurückbleiben des Einzelnen im Schneckenhaus seiner 
alltäglichen Handlhierung und seines nächsten Berufes klage ; denn 
man soll den unsichtbaren, aber nicht minder kräftigen Rapport 
würdigen, welcher durch die Presse, in den Berührungen durch 
Post, erleichtertes Reisen und viele andere Verkehrseinrichtungen 
der neueren Gesellschaft unterhalten wird. Man vergleiche nur 
den zünftig eingesperrten Spiessbürger von einst und den zeitung- 
lesenden Staatsbürger von heute, und frage, welcher von beiden 
kräftiger in die Staatspersönlichkeit sich verwob; jener vielleicht 
mechanisch fester, dieser gewiss intensiver! 

Aus den vorstehenden Erörterungen dürfte hervorgehen, dass 
die moderne Gesellschaft zugleich inniger und zugleich freier ver- 
knüpft ist, als irgend eine frühere, dass es auf optischer Täu- 
schung, welche an die äusserlichen Erscheinungen sich heftet, 
beruhet, wenn man den neueren Gesellschaftszustand als losen 
Atomismus charakterisirt. Es mag daraus ferner hervorgehen, 

1 Vergl. hierüber meinen Aufsatz: DieBesoldungs frage etc. Deut- 
sche V.J.Schr. 1857, erstes Heft 334 ff. 
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dass das feste und fassbare Element der modernen Gesell- 
schaft auch für den Staat vornämlich das Individium ist. dass 
daher das Streben nach jener „organischen Gliederung" gegen den 
Zug der Gesellschaftsenlwicklung geht. Wenn daher die Versuche 
einer solchen Gliederung ebenso ohne praktische Wirkung ge- 
blieben, als dem Zeilgeist im Allgemeinen verdächtig sind , so 
muss dieses natürlich und im Allgemeinen gerechtfertigt erschei- 
nen. Ohne dass wir demjenigen, was in der Gesellschaft ständig 
ist und ständig bleiben wird , die ständische Berechtigung im 
Staate abstreiten, ohne dass wir die vielen Gebrechen der neueren 
Wahlsysteme sammt und sonders rechtfertigen wollten, hat sich 
uns doch ergeben, dass der mehr auf das Individuum als auf 
Korporalionen zurückgreifende Zug im Bau der Staatspersönlich- 
keit dem Leben entspricht und menschlich betrachtet sogar als 
ein Vortheil angesehen werden muss. Das Individuum allein, auch 
wo es klassenmässig in Wahlkörpern mit andern Individuen zu- 
sammengeworfen ist, vermag alle Bezüge des j e t z i gen Ge- 
sellschaftsorganismus geltend zu machen, als gebildete Person ist 
es auch in der Politik kein Atom , sondern eine sich bei Anderen 
und für Anderes, nämlich für Gemeinzwecke aller Art, geltend- 
machende Persönlichkeit. Das Gesetz der fortschreitenden Kultur 
ist auf wachsende Geltung der Individualität gerichtet. Ständische 
Formen mögen in dem Zeitalter , dem sie angehören , geschützt 
haben und eine Wohllhat gewesen sein ; jetzt würden sie die 
Persönlichkeit unfrei binden und das feinere und freiere Gefüge 
unserer höheren Gesellschaftsstufe mechanisch zerklüflen. 

Der Gedanke einer organischen Gliederung der Gesellschaft 
in der absoluten Weise, wie er neuerdings geltend gemacht wor- 
den ist, erstrebt daher Etwas, was von Jahr zu Jahr unmöglicher 
und dem Wesen moderner Gesellschaft widerstrebender wird. Er 
beruht auf optischer Täuschung über die zum Tlieil unsichtbaren 
Agentien eines frei sich fügenden Gemeinlebens, und trotz seiner 
Prätension, organische Staatsauffassung zu sein, trifft i h n zumeist 
der Vorwurf des Mechanismus, und zwar eines widerlichen, un- 
natürlichen , erkünstelten Mechanismus weit mehr , als er unsere 
gewöhnlichen allerdings nicht eben vollkommenen Wahlsysteme 
trifft. 
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Im Rahmen dieser Entwürfe findet daher auch der Gedanke 
einer organischen Konkurrenz der Gewalten auf allen Gebieten der 
Staatsfunktion keine zeitgemässe Verwirklichung. 

Wenn gleichwohl die erwähnten Bestrebungen so gute gei- 
stige Kräfte für sich in Anspruch zu nehmen vermochten, so muss 
ihnen doch nicht alle Wahrheit abgehen- Dem ist so. 

Ihre relative Wahrheit besteht schon darin, dass sie über- 
haupt dem standischen Element, so weit es fortdauernden stän- 
digen Gesellschaftsbildungen entspricht, seine fortdauernde rela- 
tive Berechtigung wahren. Jenen Standpunkten gegenüber, 
welche im Staate nur die Zahl kennen, welche wie Sieyes eine 
bedientenhafte Stellung des Monarchen schon desshalb wollen, 
weil Einer doch gegen vierunzwanzig Millionen nicht aufkommen 
solle, welche im allgemeinen Stimmrecht das Ideal politischer 
Freiheit erblicken, ist der Grundgedanke der organischen! Gliede- 
rung wirklich ein begründeter. Er will, wenn auch ohne Vertrauen 
auf das freie Walten organischer Kräfte im Staat, wenn auch 
mittelst eines feststehenden Mechanismus, dafür sorgen , dass der 
Einzelne nicht als Nummer (xcct aQitlfidv nach Aristoteles), son- 
dern als konkrete sociale Person {xca dj;iav^ in seinem socialen 
Verbände erfasst werde. — Der Gedanke der organischen Glie- 
derung der Gesellschaft für den Staat empfindet ferner die Wahr- 
heit, welche dem Richtigen nahe kommt und gegen die rein 
mechanische Auffassung der Gewaltentheilung reagirt, dass die 
Mitwirkung zum Staatsleben ein Beruf ist, welcher nicht willkühr- 
Iich diesem oder jenem zugelegt werden kann , sondern ein sol- 
cher, für welchen jeder durch seine ganze Lebensstellung be- 
fähigt sein muss. Die organische Gliederung will das abstrakte 
Staatsbürgerlhum konkret ausmessen. — Der Gedanke beruht 
endlich seiner Intention nach , so unter Anderen bei M o h 1 , auf 
der Rücksicht, dass man der Monarchie in dem Momente, wo 
man sie zur Anerkennung der Parlamentsregierung vermögen will, 
doch kaum zumuthen dürfe, sich auf die schaukelnde Welle 
wechselnder Majoritäten zu setzen, die ein Resultat der Kopfzahl- 
geltung sind, dass man ihr vielmehr die Gewähr bieten müsse, 
sich dem Parlament nur als einer organisirten, geordneten in sich 
selbst ruhenden Macht anvertrauen zu sollen. 
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Diess ist die unläugbare relative Wahrheit des Gedankens 
organisch - gesellschaftlicher Gliederung der Staatspersönlichkeit. 
Man kann diese seine relative Wahrheit würdigen , ohne ihn 
darum als eine klare und zeitgemässe Lösung der Aufgabe orga- 
nischer Konkurrenz der Gewalten im Staate anerkennen zu müssen. 

Noch fordert dieser Gegenstand einige Betrachtungen, welche 
für den Gesichtspunkt, unter welchen wir hier und im Folgenden den 
organischen Standpunkt in der Staatslehre rücken, nicht ohne 
Bedeutung sind. 

Die Tendenz der organischen Gliederung der Volksvertretung 
geht, namentlich bei Mohl, von demjenigen aus, was man in neue- 
rer Zeit als eine „grosse Entdeckung" der modernen Staats- 
wissenschaft hin und wieder in sehr unkritischer Annahme ge- 
priesen hat, nämlich von dem Begriff der Gesellschaft im 
Gegensatz einerseits zum Gebiete des Staatslebens, anderseits zum 
Gebiete des individuellen Lebens. Mohl selbst hat einen her- 
vorragenden Antheil an der Begründung dieser „Gesellschafts- 
wissenschaft" genommen und ist folgerichtig zur gesellschaftlichen 
Gliederung des Staates fortgeschritten. 

Mohl begreift unter Gesellschaft im Gegensatz zum Staats- 
leben und zum Individualleben jene Mittelgebiete, wie Gemeinde, 
Familie, Kirche, Stände, Racen u. s. w., kurz Vereinigungen und 
Gemeinschaften, welche nicht im gewöhnlichen engsten Sinn im 
Staate aufgehen, noch auch blos individuelle Lebensformen sind. 
Als wesentliche Merkmale des „ gesellschaftlichen " Charakters 
der Institute des menschlichen Gemeinlebens werden bezeichnet: 
Dauer, „grössere Bedeutung entweder geistiger oder sachlicher 
Art," „allgemeine Verbreitung," Vereinbarkeit mit der Theilnahtne 
an andern ähnlichen Genossenschaften , „förmliche Organisation." 

Wir sind weit entfernt, das Verdienst zu läugnen, welches in 
dieser Aufstellung des Gesellschaftsbegriffes durch Mohl, der 
die Sache zusammengefasst, und durch Andere, die ihm vor- und 
nachgearbeitet haben *), liegt. Doch vermögen wir dieser Auf- 



1) Mohl, Gesch. und Litteratur der Staatsw. I. 69—112 giebt die beste 
Anschauung dieses interessanten Entwicklungsgebietes in der neueren staats- 
gescllschal'ts wissenschaftlichen Lilteratur. 
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Stellung nur als Symptom, nicht um ihrer inneren Wahrheit 
willen, Bedeutung beizulegen. Sie deutet auf etwas Richtiges, ist 
aber selbst nicht das Richtige, was sie andeutet. 

Die wesentlichen Merkmale des „gesellschaftlichen" Charakters, 
an sich schon sehr disparater und zum Theil äusserlicher Natur, 
kommen auch dem Staate zu ; denn auch er ist eine „dauer- 
hafte" Institution, von „grösserer Bedeutung geistiger und sachlicher 
Art," „allgemein verbreitet," „vereinbar mit der Theilnahme an 
andern Genossenschaften," „förmlich organisirt." Es fehlt jede 
ausreichende Abgrenzung zwischen Staat und Gesellschaft , ge- 
schweige ein einfaches und scharfes Prinzip derselben. Sodann 
ist diese „Gesellschaft ," welche Familie , Gemeinde , Volkswirt- 
schaft, Kirche, Stände, Raten in sich schliesst, ein diffuser Sam- 
melbegriff, ein wahres staatswissenschaftliches potpouri, welchem 
selbst die verbindenden Uebergänge fehlen, von einer durchgän- 
gigen Einheit gar nicht zu reden. Wenn der Begriff Gesellschaft 
als Oberbegriff der genannten Gebilde menschlichen Gemeinlebens 
eine Bedeutung haben sollte, so milsste er die gemeinsame Lebens- 
idee derselben sein ; nun charakterisirt es aber dieselben sicher- 
lich nicht, wenn sie alle zusammen als dauerhaft, bedeutend, all- 
gemein verbreitet, einander nicht ausschliessend, als förmlich 
organisirt u. s. w. bezeichnet werden. Der Gesellschaftsbegriff 
ist daher unseres Dafürhaltens nicht nur keine grosse Entdeckung, 
sonder« er ist unfruchtbar, was sich bis jetzt nach unserer Be- 
obachtung auch wirklich bei jeglichem Versuch seiner Anwendung 
und seiner detaillirten Schematisirung herausgestellt hat. 

Und auch sein negatives Wesen, weder Sphäre der Staats- 
noch der Individualexistenz zu sein, ist nicht von Bedeutung, ja 
nicht einmal wahr; denn alle jene gesellschaftlichen Gebilde haben 
eine spezifisch politische Seite, fallen in den Staat, obwohl sie 
nicht in ihm aufgehen ; und sie bauen sich andrerseits , jedes in 
besonderer Weise, aus der individuellen Sphäre auf, so dass, da 
jedes der sogenannten gesellschaftliche!» Institute gegen die staat- 
liche und die individuale Sphäre sich spezifisch verhält, ihre ge- 
meinsame Entgegensetzung gegen diese beiden Sphären unter 
dem Begriff der Gesellschaft einer tieferen Bedeutung ermangelt. 
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Die wirkliche Bedeutung der »Entdeckung" des Gesell- 
schaftsbegrifFes ist nur eine symptomatische und ephemere. 

Lange hatte man sich unter dem Einfluss des subjektiven 
Idealismus in der Staatswissenschaft nur in dem Gegensatz von 
Staat und Individuum bewegt, nachdem man überhaupt einmal ein 
selbstständiges, gegen die centrale Staatsgewalt (Staat im enge- 
ren Sinn) unabhängiges Leben erkannt, und von Idee und Praxis 
des unbeschränkten centralen Staatsabsolutismus sich emancipirt 
hatte. Es war die Zeit, in welcher die überkommenen korpora- 
tiven Gebilde (Zunft) theils aufgelöst wurden und aufgelöst wer- 
den mussten, theils, wie namentlich die Kirchen, sowohl vom 
Staatscentrum aus durch den Bureaukratismus , als von unten 
durch den rein individualistischen Liberalismus verkannt und miss- 
handelt wurden. Auf den Standpunkt war man noch nicht ge- 
langt, das Volk in seiner ganzen mannigfaltigen Lebensgliederung 
als Staat zu erklären, als Staat nämlich, soferne es in seiner 
organischen Gesammtheit die Rechts aufgäbe vollzieht, sein Cul- 
turleben in der organisirten Funktion des Rechtes umfasst. Noch 
war der Staat nicht das Volk als organisirte Rechtsgesellschaft, 
noch nicht das Volk, welches politisch mehr als Mittelpunkt 
und Peripherie von isolirten Einzelnen ist. Diese Periode des sub^ 
jectiv individuellen Freiheitsstrebens und des bureaukratischen 
Centralismus , sowie des Ringens beider, verkürzte politisch jene 
zwischen dem einfachen Staatsbürger und dem centralen Staats- 
organismus mitten inne stehenden Gesellschaftsorganismen, wie 
Kirche, Gemeinde, wirthschaftliche Vereine, Stände ; nährten doch 
der Liberalismus und Bureaukratismus gemeinsamen Hass gegen 
„Pfaffen" und „Adel." 

Die Reaktion hiegegen konnte nicht ausbleiben. 

Theils Solche , welche es mit der Freiheit ernst meinten, 
theils die unterdrückten gesellschaftlichen Organismen und Stände 
selbst, wie namentlich Kirche und Grundaristokratie, kämpften 
unter dem Stichwort Autonomie oder Selbstverwaltung, welches 
seitdem so ungeheuerlich missbraucht worden ist, für eine selbst- 
ständige politische Berechtigung dieser sogenannten gesellschaft- 
lichen Mittelgebiete, welche lange Zeit zwischen dem liberalen 
Individualismus und dem bureaukratischen Centralismus zerrieben 

Zeitschr. f. Staatsw. 1862. III. Heft. 36 
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worden waren. Eine solche Reaktion hat sich auch wissenschaft- 
lich geltend machen müssen, theils in rein staatswissenschaftlicher, 
theil in allgemein kulturwissenschaftlicher Beziehung. In letzterer 
Beziehung ragen R i e h 1 's „Familie" und „bürgerliche Gesellschaft* 
als Typen ihrer Gattung hervor. In streng staatswissenschaft- 
licher Weise hat sich die genannte Reaktion in den Entwürfen 
einer organischen Gesellschaftsgliederung und in der Begründung 
der „Gesellschaftswissenschaft" geäussert. Die Elemente der letz- 
teren sind bezeichnender Weise mit grossein Fleiss auch aus dem 
sogenannten konservativen Lager herbeigetragen worden ; die 
Politiker der Kirche , der Grundaristokratie begegneten hier den 
unbefangenen Liberalen und selbst den Theoretikern der „socialen 
Reform" in dem Verlangen einer politischen Rehabililirung der 
zwischen den Individuen und dem Ccntralstaatsorganismus in der 
Mitte stehenden „socialen" Bereiche; Autonomie der Gemeinde, 
der Schule, der Kirche, volkswirtschaftliches Selfgovernment, 
bäuerliche Selbstverwaltung waren und sind noch jetzt die die- 
ser Richtung entflossenen Stichworte und Agitationen. Ueber 
sie ist als gemeinsame Decke, als Rechtstitel und Firma einer 
selbstständigen Geltung der Begriff der „wiederentdeckten" Gesell- 
schaft gestülpt worden. 

Und darin liegt unläugbar ein Verdienst und ein Fortschritt. 
Dem geschichtlichen Leben ist es eigen, dass neu in die Bewe- 
gung eintretende oder wiedereintretende Prinzipien sich erst als 
Gegensatz selbstständig hinstellen müssen, daher zuerst in mecha- 
nischem Gegensatz demjenigen Lebensgebiet gegenübertreten, in 
welches sie sich einlassen wollen, in welchem sie künftig einen 
organischen Theil zu bilden bestimmt sind. Die Wissenschaft, 
welche dieser Entwicklungsstufe folgt und die Formel der Selbst- 
ständigkeit bestimmt, hat ein Verdienst. Die Wiederentdeckung 
der Gesellschaft war ein solches, so wenig dieselbe eine end- 
giltige Lösung ist. 

In Wirklichkeit handelt es sich nicht darum, den zwiespälti- 
gen Gegensatz von Staat und Individuum durch mechanische Ein- 
Schiebung des Gesellschaftsbegriffes zu einem triangulären zu 
gestalten, sondern vielmehr darum, den modernen Staatsbegriff 
sowohl von seinem centralistischen Gepräge, dem Ueberbleibsel des 
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absoluten Beamtenstaates, als von dein rein individualistischen Typus, 
den der einseitige Liberalismus ihm geben wollte, zu befreien und 
ihn als das Volk in seiner ganzen Mannigfaltigkeit zu bestimmen, 
insoferne das letztere in der Funktion des Rechtes sich in 
allen seinen Culturaufgaben erfasst. Man musste ihn als die 
nationale Rechtsgesellschaft, als die für das Recht organisirte Volks- 
gemeinschaft bezeichnen und erfassen. Hiebei hört dann die mecha- 
nische Zerklüftung der Volksgemeinschaft in Individual - Gesell- 
schafts- und Staatswelt auf; denn die ganze Gemeinschaft ist 
staatlich, politisch, weil und insofern jedes Glied derselben in der 
Funktion des Rechtes sich erfassen und für diese Funktion mit 
den übrigen Gliedern zusammenwirken muss. Der Einzelne, die 
Gemeinde, die Kirche, der Centralstaatsorganismus (Regierung, 
Repräsentation, Fürsten- und Beamtentum, Staat im engeren cen- 
tralischen Sinn l ) gehören hienach Alle dem Staate an, und haben 
eine politische Seite, insoferne sie eben an der Rechtsbestitnmung 
der Cultur Theil nehmen. Aber nicht allein dem Staate, da für 
keines dieser Glieder, selbst nicht für die centrale Staatsverwal- 
tung *) das Culturleben in der Rechtsfunktion sich erschöpft. 

So haben denn auch die sogenannten gesellschaftlichen Or- 
ganismen eine politische Seite, sie reichen als organische Glieder in 
den Staat hinein, statt ihm entgegengesetzt zu sein. Sie gehen 
allerdings nicht ganz in ihm auf. 

Man kann sie in der Totalität ihrer Funktionen erfassen, 
eine selbstsandige Gemeinde-, Kirchen-, Familien-, Stande-, Racen- 
Lehre aufstellen ; alsdann aber gehört wohl auch die Betrach- 
tung auch des politischen Charakters dieser Gruppen mit in solche 
„Gesellschaftswissenschaften" hinein. Oder aber erfasst man die 
ganze Volksgemeinschaft je nach ihren Hauptfunktionen in be- 
sonderen Lehren, und behandelt dann den ganzen Volksorganis- 

1) Diess ist der gewöhnliche Begriff von Staat; wenn wir den Staat 
in diesem Sinn bezeichnen wollen , werden wir diess durch Anführungs- 
zeichen („Staat") bemerklich machen. 

2) Auch der Staat im e. S bedarf für sein rechtliches Walten der 
anderweitigen Gesittungsmotive: der Religion (kein atheistischer Staat, Eid, 
politische Kirchenakte) , der Kunst (politische Verherrlichung, politische 
Feste), vor Allem der Wissenschaft, der Wirthschaft (Finanz) u. s. w. 

36* 
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mus nach der Seite des Rechts in der Staatswissenschaft, nach 
der Seite der Religion in der Theologie, nach der Seite des 
Erkenntniss- und Sittlichkeitslebens in der Moral, Pädagogik, 
und so weiter. Beide Betrachtungsweisen können gewählt und 
gemischt werden. Aber die Entgegensetzung der „Gesellschaft" 
gegen den „Staat," der Gesellschaftswissenschaft gegen die 
Staatswissenschaft muss zur Verwirrung führen. — Wir hoffen 
für das Vorstehende noch deutlicher zu sein, wenn wir erst in 
einem zweiten Artikel den Rechts- und Staatsbegriff für die Auf- 
gabe der folgenden Arbeit näher bestimmt haben werden. Die 
Resultate unserer vorläufigen Betrachtungen aber sind dahin zu- 
sammenzufassen : Die Gesellschaftswissenschaft ist lediglich ein 
bedeutsames Symptom. Wenn man die Aufstellung des Gesell- 
schaftsbegriffes gleichsam als Tauchergeschäft ansieht, welches 
einen unter dem centralisirenden Absolutismus und dem indivi- 
dualisirenden Liberalismus versunken gewesenen Theil der staat- 
lichen Rechtsgesellschaft wieder zu selbstständiger Bedeutung 
emporhob , so hat die Gesellschaftswissenschaft ihren unläugbaren 
Werth und eine gewisse wissenschaftsgeschichtliche Notwendig- 
keit. Eine definitive Bereicherung der Wissenschaft, eine Lösung 
ist sie aber nicht. Durch ihre mechanische Einschiebung wird 
nämlich der Gegensatz, welcher bisher als Gegensatz des centra- 
len Staates gegenüber der Summe der staatsbürgerlichen Indivi- 
duen einschneidig war, ein zweischneidiger. Der Organismus der 
nationalen Rechtsgemeinschaft, welcher nur mannigfaltige Ver- 
mittlung, aber keine Schichtung in drei Regionen zulässt, sieht 
sich nun an mehreren Punkten mechanisch zerklüftet, zwischen 
Individualwelt und Gesellschaftswelt, und zwischen dieser und 
der Staatswelt. Dasjenige, was der neue Begriff in sich zusam- 
menfasst, hat, abgesehen von den mehr äusserlichen und forma- 
len, keineswegs spezifischen Merkmalen der Dauerhaftigkeit etc. 
kein anderes gemeinsames Merkmal, als das negative, einerseits 
nicht blos Individuum zu sein, andrerseits nicht blos dem cen- 
tralen Staatsorganismus anzugehören. Die Zusammenfassung unter 
dem Collektivbegriff der Gesellschaft kann daher nur den Ueber- 
blick über das organisch mannigfaltige, vom staatsbürgerlichen 
Atom bis zur fürstlichen Spitze in hundertfältigen Verknüpfungen 
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sich gliedernde Gefüge der nationalen Rechtsgesellschaft stören, 
Verschiedenartiges nur mechanisch aggregiren, und muss zur 
Verzerrung des Staats- und rechtswissenschaftlichen Stoßes in 
einen neuen, der inneren positiven Einheit entbehrenden, daher 
unfruchtbaren Schematismus fuhren. Der Gesellschaftsbegriff ist 
nur eine neue mechanische Einschaltung, welche für die Ent- 
wicklung des politischen Geistes nicht ohne verdienstvolle Be- 
deutung ist, welche aber auch als äusserlich angefügter Gegen- 
satz eine Reihe neuer Antinomieen in die Wissenschaft werfen 
kann und deren schon hereingeworfen hat. 

Immerhin enthält er die Mahnung zu einer Korrektion der 
bisherigen centralistischen Verengung des Staatsbegriffes, einer 
Verengung, welche sich naturgemass in der Periode des absoluten 
Staates gebildet und in der Periode des individualistischen Freiheits- 
strebens des reinen Liberalismus nicht verbessert hat. Er ist 
für die Entwicklung der Staatslehre eine Mahnung dahin, dass 
man den Staat nicht blos als das Centrum innerhalb einer peri- 
pherisch gelagerten Summe von Staatsbürgern, sondern als die 
ganze mannigfaltige Volksgemeinschaft in ihrer Organisation für 
die Culturfunktion des Rechtes zu fassen, den Staat zur organi- 
schen Rechtsgesellschaft auszuweiten habe. 

Diese Forderung aber ist nichts anderes als die Stellung 
einer grossen Reihe von Problemen, deren springender Punkt die 
Zusammenordnung der vielgestaltigen Elemente der nationalen 
Gesellschaft zu organisch konkurrirender Vollziehung 
aller Seiten der Staatsfunktion ist. Wohin man sieht, ist die 
praktische Politik von der Lösung dieser universellen Aufgabe 
erfüllt: Das Verhältniss der Volkswirtschaft , der Schule, der 
Kirche, der Gemeinden u. s. f. zum „Staate" und im Staate ist 
gegenwärtig der Inhalt eines weiten Umkreises politisch-„socialer" 
Agitationen. Absolute Autonomie auf der einen, Bureaukratismus 
auf der anderen Seite stehen sich in diesem Kampfe noch mannig- 
fach in ausschliessender Stellung und höchst unklarer Konception 
gegenüber, gerade wie für das „konstitutionelle" Problem im 
engeren Sinn Parlamentarismus und monarchisches Prinzip sich 
noch feindselig und unvermittelt gegenüberstehen. Die Lösung 
ist aber auch hier nicht ein Entweder-Oder, nicht „Selbstver- 
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waltung" und „Staatshoheit," sondern organische Konkurrenz aller 
Elemente zu Vollziehung der Einen aber mannigfaltigen Staats- 
aufgabe. 

Hiemit gewinnt denn die hier gestellte Frage eine Bedeutung, 
welche über das konstitutionelle Problem im engeren Sinn, näm- 
lich über die organische Zusammenordnung von Monarchie und 
L a n d e s Vertretung für die centralen Staatsfunktionen, weit 
hinausreicht. Und dieses führt zum Nächsten hinüber. 

Das Vorstehende aber durfte gezeigt haben, dass schon in 
Beziehung auf die Prinzipien des konstitutionellen Staatsrechtes 
eine erneute Auffassung im Sinne organischer Konkurrenz der 
beiden Gewalten nicht überflüssig ist. Die Symptome in der Ent- 
wicklung der Wissenschaft weisen vielmehr auf eine Revision in 
diesem Sinne um so dringlicher hin, als selbst die bedeutendsten 
Geister sich noch im gewappneten Gegensatz von Scheinkonstitu- 
tionalismus und Parlamentarismus, in der Partheinahme hier für 
den kaum verhüllten monarchischen, dort für den scheinmonarchisch 
verkleideten repräsentativen Absolutismus, gegenüberstehen, und 
sofern die Hereintragung des Verlangens organischer Gesellschafts- 
gliederung und die Konstruktion der Gesellschaftswissenschaft zwar 
wohl auf das Richtige hindrängen, jedoch nicht ohne manche neue 
Verwirrung und unpraktische Ideologie geboren zu haben. 

Dieses sollte im zweiten Abschnitt dieser Abhandlung nach- 
gewiesen werden. 

in. 

Der Gedanke der organischen Konkurrenz verschiedener Ele- 
mente zu allen Staatsfunktionen dient, wie diess gegen den Schluss 
des vorigen Abschnittes hervortrat, nicht blos zur Lösung der 
Aufgabe : die Stellung der Krone in der konstitutionellen Monarchie 
mit der Stellung der Volksvertretung, die Stellung der Executiv- 
gewalt auch der Republik mit derjenigen des Parlamentes in Ein- 
klang zu bringen, — sondern er reicht weiter und ist der Kern 
zahlreicher politischer Bewegungen, welche die Gegenwart erfül- 
len. Um die Aufgabe dieses einleitenden Artikels zu erfüllen, 
werfen wir daher auch auf diese weitertragende Bedeutung un- 
seres Grundgedankens einige kurze Blicke. 
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1) Im vorigen Abschnitt ist das Verhültniss des Staates zur 
Kirche als ein solches erwähnt worden, welches auf der Be- 
rührungsfläche des bisherigen Staats- und des neueren Gesell- 
schaftsbegriffes spiele und manchen Gegensatz erzeugt habe. 

In der That giebt es kaum ein bestritteneres Verhältniss, 
kaum eines, das mit mehr Lärm unsere deutsche Gegenwart er- 
füllt hatte, als dasjenige von Staat und Kirche. Alle denkbaren 
Standpunkte sind vertreten. Die Einen wollen gegen die Kirche, 
und gegen sie ganz besonders , den schroffsten Bureaukratismus 
festhalten , sie bis in die kleinsten Regungen unter Vormundschaft 
und misstrauische Aufsicht der centralen Staatsgewalt stellen. 
Andere, die Heisssporne einer selbstständigen Kirche dehnen 
deren Autonomie bis zu einer Spannweite aus , welche aus ihr 
einen Staat im Staat, ja einen Kreis ausserhalb und praktisch 
oberhalb des Staates machen würde, mit Kundgebung von Grund- 
sätzen , welche konsequent durchgeführt zum bellum omnium 
contra omnes, zur Anarchie führen würden. Andere fordern 
völlige Trennung von Kirche und Staat, nicht im Sinne der or- 
ganischen Sonderung der Funktionen , bei welcher höhere Be- 
rührungspunkte bleiben, sondern im Sinne des religionslosen oder 
religiös indifferenten Staates und der vom Staat abstrahirenden 
Kirche. Bei den versuchten Auseinandersetzungen über die causa» 
tnixtae, d. h. die Objekte, welche eine geistliche und weltliche 
Seite haben, hat man sich auf beiden Seiten, namentlich aber auf 
Seite der Kirche ausschliessenden Standpunkten hingegeben, dort 
hat man auf eine absolute Souveranetät des Staates, hier auf 
eine Ueberweltlichkeit der Kirche sich gestützt. Und doch hat 
sich auch beiden immer wieder die Noth wendigkeit eines Aus- 
gleiches aufgedrängt, und es zeigte sich die Unmöglichkeit eines 
religionsindifTerenten Staates und einer staatsindifFerenten Kirche 
jedem praktischen Staatsmann und jedem Kenner des Volkes. 
Dass man mit dem Anspruch einer absoluten Souveranetät des 
Staates über die Kirche so wenig zum Frieden gelangt, als mit 
der Berufung auf die Ueberweltlichkeit und Ueberstaatlichkeit der 
Kirche, weiss jeder kirchenpolitische Staatsmann und jeder staats- 
politische Kirchen fürst. Und dennoch sind diese extremen Stand- 
punkte absoluter Autonomie und absoluter Staatssouveränetät in 
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allerlei Schattirungen vorhanden und üben in den bezüglichen 
Zeitfragen ihre Wirkung als Stichwörter, welche nur von Wenigen 
als verwirrende Losung absichtlich ausgegeben sind, von den 
Meisten im besten Glauben verwirklicht werden wollen. 

Wo ist hier der Einigungspunkt, das Prinzip der Vermittlung 
und Klärung? 

Wir gedenken es besonders nachzuweisen, dass man auch 
hier zu einem Ausweg nur dann gelangt, wenn man sich das 
Verhältniss von Staat und Kirche als ein Verhältniss der Kon- 
kurrenz vor Augen hält. 

Vorgreiflich möchten wir indessen zur vorläufigen Kennzeich- 
nung schon hier die Grundlinien unserer Anschauung mehr po- 
stuliren, als beweisend darlegen. 

Staat und Kirche sind konkurrirende Mächte. — Der Mensch 
als sinnlich-geistiges, endlich-unendliches zur Cultur bestimmtes 
Wesen bedarf nach allen Seiten seines vernünftig bewussten Cul- 
turlebens sowohl der Funktion des Rechtes, welches die end- 
lichen Bedingungen seiner vernünftigen Existenz praktisch „rich- 
tet" (Recht) *) und in einander fügt, als der Funktion der 
Religion, vermöge der er sich in allen seinen Akten zur Ein- 
heit mit Gott als dem seine Kreatürlichkeit durchwaltenden Ur- 
grund sittlichen Lebens verknüpft (religare, relegere). Recht 
und Religion sind also nur zwei verschiedene Pole , zwei durch- 
aus verträgliche Bestimmtheiten des eulturthätigen Willens; denn 
in allem Thun ist der Mensch endlich und an die äusseren Da- 
seinsschranken gebunden und bedarf daher derjenigen Thätigkeit, 
welche die Culturfunktionen für sich und untereinander nach der 
Seite ihrer endlichen Voraussetzungen praktisch in- und nachein- 
ander richtet, harmonisch ineinander fügt (Recht im weiteren 
Sinn auch des Polizeirechts); und in Allem irdischen Thun 
fühlt sich der Mensch auf Gott gewiesen, er hat das Bedürfniss, 
mit ihm einig, innerlich verknüpft, „religiös" zu sein. Recht und 
Religion sind also zwei einander ergänzende und anderseits für 
sich scharf gesonderte Funktionen, wie der Mensch zugleich end- 



1) Recht im Geiste der philosophischen Staatslehre von Krause, 
Ahrens, Röder. Vergl. den zweiten Artikel. 
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lieh und zugleich übersinnlich, in beiden Wesenshälften aber je 
eigenthümlich ist. 

Diese zwei Bestimmungen des eulturthätigen Menschen sind 
aber nicht die einzigen; er ist z. B. auch durch die Idee des 
Schönen (ästhetisch), des Wahren (wissenschaftlich), 
durch die ihm als Person, nicht als religiös verknüpfter Kreatur 
innewohnende Willensvernünftigkeit (sittlich), endlich durch 
die Nothwendigkeit der Verwendung der Aussenwelt als Mittels 
für jeglichen Culturzweck (w i r t h s c h a f 1 1 i c h) bestimmt. 

In allem Handeln unterliegt er, beziehungsweise die Gesammt- 
heit der Menschen oder die bürgerliche Gesellschaft diesen sämmt- 
lichen Bestimmtheiten zumal. — Z. B. die Gesellschaft nach der 
wirthschaftlichen Seite oder die Volkswirthschaft kann der 
religiösen, sittlichen, ästhetischen, wissenschaftlichen, insbesondere 
aber auch der rechtlich staatlichen Motive nicht entbehren, so 
sehr das Letztere von den Extremen einer tiefgreifenden wirth- 
schaftlichen Schule der Gegenwart geläugnet werden will, auf 
welche unten noch des Näheren die Rede kommen wird. ■— Die 
Gesellschaft nach der Seite ihres Erkenntnisslebens oder die 
Wissenschaft im weitesten Sinne kann weder der Wirtschaft 
(Bücher, Litteratur, Universitätsaufwand), noch der Kunst, durch 
die sie verherrlicht wird und mit der sie sich in der schönen 
Form ihrer eigenen Darstellung durchdringt, noch der religiösen 
Motive, noch der Rechtsordnung (Recht der Presse, literarisches 
Eigenthum, der staatlichen Einrichtung durch die Schul- und 
Cultusverwaltung), noch endlich der sittlichen Motive entrathen. 

Ganz analog verhält es sich mit der Gesellschaft in der 
organisirten religiösen Funktion (Kirche) und mit der Gesell- 
schaft in der organisirten Rechtsfunktion (oder dem Staate). 

Die für das Recht organisirte Gesellschaft oder der Staat 
ist wirtschaftlich bestimmt und bedarf der Finanz; der Staat 
ist ästhetisch bestimmt und sucht Verherrlichung durch Kunst; 
er kann der Wissenschaft nicht entbehren; die politische Rechts- 
pflicht, welche nicht auch sittlich angehaucht wäre, bliebe taub 
und äusserlich, und auch religiös muss das Rechtsleben verklärt 
sein. Das Recht, obwohl für das Culturleben als dessen endlich 
praktische Regel wie ein Mittel vorhanden, gestaltet sich im 
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Staate zu einem eigenen Culturkreis, in welchem alle Pole des 
menschlichen Lebens sich bethätigen, erhaltend und belebend auf 
das Rechtsleben zurückwirken. Ein atheistischer religionsloser 
Staat ist daher ebenso ein Unding, wie ein Staat ohne Finanz, 
ohne Wissenschaft, ohne Kunst, ohne Moral. Das Leben der 
Gesellschaft ist in jedem Akte vom vollen Wesen des Menschen 
bewegt, und eine Trennung der verschiedenen Seiten und ihrer 
Anstalten im Sinne eines gegenseitigen Aussereinander , die ab- 
strakte Trennung von Kirche, Schule, Wissenschaft, Recht (Staat) 
im Geiste wechselseitiger Indifferenz sind Abstraktionen, welche 
dem Leben und der Erfahrung widersprechen, und welche me- 
chanisch auseinander reissen, was in Wirklichkeit in- und mit- 
einander ist. Der Staat kann daher der Religion nicht entbehren, 
da die Rechtsfunktion, wie jede Culturfunktion , gottinnig zu sein 
strebt, welcher religiösen Auffassung der Recht übende auch zu- 
geneigt sein mag; in religiöser Einscharfung der politischen 
Pflichten, in Verherrlichung politischer Feste und politischer National- 
ereignisse, im Eid und sonst durchdringt den Staat die Religion, 
beziehungsweise die sichtbare Anstalt der Religion, die Kirche. 
Ein religions- und kirchenloser Staat ist daher eine undenkbare 
und unhaltbare Schöpfung und wenn er von in Erz gegrabenen 
Staatsgrundgesetzen proklamirt wäre. 

Umgekehrt ist aber die Gesellschaft auch in der Religions- 
funktion dem Staate nicht abgewendet, sondern von seinem Wesen 
durchdrungen, wie er mit ihrem Geiste belebt wird. — Wohl 
giebt es ein rein inneres religiöses Leben, wie es ein rein inne- 
res sittliches Gesinnungsleben giebt, welches mit dem Rechte und 
seiner gesellschaftlichen Anstalt (dem Staate) sich gar nicht be- 
rührt, weil und solange es eine zu „richtende* endliche Seite, 
also gleichsam eine Handhabe für das endlich praktische Richten 
(Recht) gar nicht darbietet, sondern sich geistig für sich selbst 
richtet ; der innere religiöse Glaube und die innere sittliche Ge- 
sinnung sind ebendesshab der Rechtsfunktion und der Einmischung 
des Staates ihrer Natur nach entnommen, Glaubens- und Gewissens- 
freiheit Postulate der menschlichen Natur, nicht erst liberale Kon- 
zessionen des modernen Staates. — Im allgemeinen aber ist auch 
das religiöse Leben den allgemeinen Bedingungen der mensch- 



Die Konkurrenz der Organe des Staatslebens etc. 57 J 

liehen Natur unterworfen, es veräusserlicht sich, wird end- 
lich (kirchlich), bedarf als solches einer Wirthschaft , bedarf des 
Rechtes, bedarf der Kunstverherrlichung und Wissenschaft. Und 
darum ist der Inbegriff der gesellschaftlichen Anstalten des Re- 
ligionslebens oder die Kirche nicht blos spirituell religiöser Natur, 
die Kirche ist in ihr selbst und gegenüber den sie berührenden 
Lebenskreisen , dem Bedürfniss des Rechtes und hiemit einer 
dauernden innigen Verknüpfung mit dem Staate nicht entnommen. 
Des Rechtes bedarf sie, wie jeglicher andere Kreis der Gesell- 
schaft , insoferne sie eine endliche , sichtbare , der praktischen 
Richtung und Ineinanderfügung bedürftige Anstalt ist. Sie bedarf 
eines Rechtes für den Cultus, für die Disciplin, für ihre innere 
Verfassung, für ihre Mitwirkung zum Institut der Ehe u. s. w. 
Sie zieht selbst durch das Glaubensgebiet Regeln, da dieses in 
i h r durch Lehre äusserlich wird und äusserlich gepflegt wird. 
Das Dogma empfängt so in der Kirche einen Anflug rechtlichen 
Charakters, weil es in ihr ein äusserlich fixirtes und endlich ge- 
pflegtes wird; Dogma, Disciplin, Autorität verlieren diesen bis 
zur Inquisition geschraubten strengen und exeeutiven Charakter 
des Rechtes culturgeschichtüch erst in dem Maasse, als durch 
fortschreitende Entwicklung der allgemeinen Bildung auch ohne 
rechtliche Stützung und endliche kirchliche Fixirung mehr und 
mehr das religiöse Glauben, Wissen und Handeln zur inneren 
religiösen Funktion sich gestaltet ')• Das sichtbare Religionsleben 
ist hienach als ein endlich gewordenes schon in sich selbst der 
Rechtsfunktion unterworfen und ihrer bedürftig. — Noch mehr ist 
dies gegen aussen der Fall. Indem die Kirche z. B. in der Dis- 
ciplin straft, vermag sie in Freiheits- oder Geldstrafen die end- 
lichen Bedingungen für andere Lebenszwecke zu stören (die 
Familie, den Gläubiger des Gestraften zu beeinträchtigen), indem 
sie in Processionen, in Missionen und Kontroverspredigten auftritt, 
bedarf sie des Schutzes und der Einschränkung : indem sie ein 
zu Wahnverbrechen, zur Unthätigkeit verführendes Dogma aufstellt 
(sog. unsittliche Religionsauffassung), vermag sie die Lebensord- 



1) Vergl meine Inauguralrede, deutsche V. J. Sehr., 1861, 2. Heft, 
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nung des ganzen Volkes zu bedrohen. Zahlreich sind die Ver- 
hältnisse, in welchen sie auf andere Lebenskreise äusserlich be- 
dingend einwirkt und von diesen äusserlich bedingt wird. In 
Beziehung hierauf hat sie ein Bedürfniss des Rechtes. 

Das äusserlich gewordene gesellschaftliche Religionsleben 
oder die Kirche unterliegt hienach nach innen icausae inlernae), 
sowie in ihrer Berührung mit anderen Kreisen gesellschaftlichen 
Kulturlebens icausae mix tat) umfassend der Rechtsfunktion. 

Die Kirche selbst ist eine Rechtsanstalt, obwohl 
nicht blos Rechtsanstalt , und als Rechtsanstalt nur ein 
Glied der gesammtgesellschaftlichen Rechtsorganisation oder des 
Staates. Sie ist so wenig unstaatlich, als der Staat irreligiös ist. 

Dieser aus den aufgestellten Prämissen sich ergebende Folge- 
satz ist nicht im Mindesten bedenklich, selbst nicht für die 
Kirche, wenn man nur den Staat im weitesten Sinn, als die 
bürgerliche Gesellschaft in der Totalität ihrer Rechtsorganisation, 
aufzufassen und von der centralistischen Staatsanschauung sich los- 
zuwinden vermag, welche wir als Erbstück des bureaukratisch- 
absolutistischen Staates noch mit uns tragen und welche darauf 
hinausläuft, im „Staat" nur das oberste Stockwerk des gesell- 
schaftlichen Rechtsgebäudes, nur den Centralorganismus der Rechts- 
gesellschaft zu erblicken. In diesen Centralorganismus freilich 
fällt die Kirche mit ihrer politischen Seite, als Rechtsanstalt, so 
wenig hinein, wie die bürgerliche Gemeinde oder die Familie, 
oder irgend ein Stand in demselben begriffen ist. Der Staat ist 
aber in Wirklichkeit nicht blos Centrum, was logisch und prak- 
tisch ein Unding ist, sondern ein organisches Ganzes aus Haupt 
und Gliedern. Die letzteren walten dessen, was ihrer ist, für sich 
icausae internae , Prinzip der Autonomie , der Selbstverwaltung) ; 
was aber ihnen und der übrigen im Centralorgan (Staat im en- 
geren Sinn) einheitlich vertretenen Rechtsgesellschaft gemeinschaft- 
lich ist icausae mixtae), dessen warten sie gemeinschaftlich. 

Hiemit ist die Kirche als Rechtsanstalt nur wie ein Glied in 
dem allgemeinen Rechtsverein der bürgerlichen Gesellschaft oder 
dem Staat zu betrachten. 

Die Folgerung dieses Verhältnisses ist nun freilich diese : 
dass der gesammte gesellschaftliche Rechtsverein (Staat) in Fällen 



Die Konkurrenz der Organe des Staatslebens etc. 573 

einer nicht freien Verständigung des Ganzen mit dem Theile (der 
Kirche als Rechtsanstalt) Meister bleibt. 

Die Kirche als Rechtsanstalt ist hiemit allerdings auf die 
Passionsrolle verwiesen. 

Allein, wenn man nicht, um der möglichen Unterdrückung 
des Theiles durch das Ganze vorzubeugen, zu der Unnatur schrei- 
ten will, den Theil über das Ganze oder ausser dem Ganzen zu 
stellen, so ist ein Anderes nicht möglich. Diess betont selbst 
Stahl, welcher einer würdigen Stellung der Kirche keineswegs 
missgünstig ist , an verschiedenen Stellen : „Statt der selbst- 
ständigen Kirche, sagt er unter Anderm *), die ihre Autorität 
und Gewalt in sich und ihr Bereich für sich hat, erstreben sie 
die souveräne Kirche, die auch für ihre rechtliche bürgerliche 
Geltung der Autorisirung des Staates nicht bedarf und seiner 
Aufsicht nicht unterliegt. Solche Herstellung einer weltlich sou- 
veränen Kirche, Befreiung derselben von aller rechtlichen Unter- 
ordnung unter den Staat, müsste thatsächlich nothwendig zur 
Ueberordnung führen, wie im Mittelalter. Wäre es aber ein 
Gewinn, wenn an die Stelle der Allmacht des Staates wieder die 
Allmacht der Kirche und namentlich des Papstes, dem die Könige 
unterthan sind, träte ?" Soferne die Kirche Rechtsanstalt ist, muss 
sie eben dem Ganzen sich unterwerfen , von welchem sie als 
Rechtsanstalt ein Theil ist. 

Dass hierin, abgesehen von der Unmöglichkeit einer anderen 
Gestaltung, nicht einmal eine Unbilligkeit vorliegt, ist leicht nach- 
zuweisen, und zwar unter dem doppelten Gesichtspunkt: dass 
auch die Kirche als Mitglied des rechtsgesellschaftlichen Gesammt- 
organismus anderen Gliedern in nichtgeistlichen Angelegenheiten 
das Joch des Gesetzes auflegen hilft, — und zweitens in der 
Hinsicht, dass auch der Staat, insofern er als religionsbedürftig 
in den Religionsorganismus der Gesellschaft sich einlassen muss, 
von diesem letzteren in seiner religiösen Determination ebenso 
abhangig ist, als die Kirche in ihrer Rechtsdetermination vom 
rechtlichen Gesammtorganismus der Gesellschaft oder dem Staate. 

In der ersten Beziehung mag nur daran erinnert sein, dass 
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etwa bei einer Abstimmung über eine Gewerbeordnung, über 
Schul- oder Universitätseinrichtungeti die Prälaten-, Bischofs-, Cardi- 
nalsbank eines Parlamentes als integrirender Theil der legislati- 
ven Staatspersönlichkeit die der Kirche an sich fremdartigen Zwecke 
der Volkswirtschaft, Wissenschaft und Erziehung ebenso sou- 
verän mitbestimmt und im Nothfall die betreffenden Lebenskreise 
dem Rechtsganzen unterwirft, wie ein Fabrikant oder Lehrer von 
der Abgeordnetenbank aus an einem Staatskirchengesetz debat- 
tirend und abstimmend sich betheiligt. — In der zweiten Hinsicht 
mag bemerkt werden, dass der Staat, als die personificirte Ge- 
sellschaft in der Rechtsfunktion, in seinen religiösen Bedürfnissen 
ganz ebenso der Kirche oder dem Inbegriff von Kirchen und 
Seelen , in welche der religiöse Organismus der Volksgesellschaft 
gespalten ist, auf Discretion sich hingeben muss. Er mag 
überzeugt sein, dass eine Kirche dem politischen Volksleben in 
ihrer Weise nicht dient oder dass sie demselben in anderen Formen 
weit besser dienen könnte. Er wird sich hierin in der Regel 
doch ganz der Kirche als der über diese konkurrirende Funktion 
des Gesellschaftslebens entscheidenden Autorität fügen, den Juden, 
Katholiken, Protestanten in seiner Art schwören, ihn von seinem 
Rabbi, Priester, Pastor über die religiöse und sittliche Auffassung 
seiner politischen Pflichten sich belehren und Predigten hören 
lassen. Einen Streit wird der Staat erst erheben, wenn die reli- 
giös-kirchliche Auffassung mit der politischen Rechtsaufgabe in 
unversöhnlichen Gegensatz tritt. Die Kirche pflegt mit weit ge- 
ringerer Langmuth dreinzusehen , wenn der Staat mit dem ihm 
eigenen Instrument, der ihm zugehörigen Macht das innere Leben 
der Kirche zwängt, als der Staat im umgekehrten Falle. 

Soweit die Kirche Rechtsanstalt ist, ist sie hienach zwar ein 
Glied des Staates, in welchem sie schliesslich dem Ganzen sich 
zu unterwerfen hat, aber sie ist nicht blos vom Ganzen beherrschtes, 
sondern das Ganze mitbeherrschendes Glied. Sie hat in diesem 
Ganzen die ihren Lebensverhältnissen zum Ganzen entsprechende 
organische Stellung und Geltung einzunehmen. Und hierum eigent- 
lich dreht sich der neuere Kampf von Staat und Kirche. Der 
»Staat« ist hier der Staat in jenem engeren Sinn des rechtsge- 
sellschaftlichen Centralorganismus , des obersten Stockwerkes am 



Die Konkurrenz der Organe des Staatslebens etc. 575 

Rechtsgebäude. In diesem Staat gipfelt die Kirche, z. Th. durch 
ihren Antheil an der Landesgesetzgebung, mit hinein, muss umge- 
kehrt von der staatlichen Centralfunction erfasst werden (jus 
summae inspectionis et advocatiae). Die Hauptaufgabe aber ist, 
zu scheiden, was ihr inneres (peripheres) Rechtsleben ist und 
wessen sie gemeinsam mit den übrigen Gliedern oder mit dem 
rechtsgesellschal'tlichen Centralorgan (Staat im e. Sinn des heuti- 
gen Sprachgebrauches) zu warten hat. Die Lösung kann nur die 
Zusammenordnung zu organischer Concurrenz sein, so dass der 
rechtliche Beruf jedes Elementes (jedes Gliedes, jeder Gewalt) 
aus seiner organischen Stellung im Gesellschaftsleben entnommen 
und hienach der Bereich seines ausschliesslichen und seines mit- 
wirkenden Waltens bestimmt wird. Eine solche Vermittlung wird 
uns um so weniger schwer werden, als wir den Staat selbst nicht 
in der centralistischen Verengung auf den centralen Staatsorga- 
nismus, sondern als die zur Rechtsfunktion organisch concurrirende 
bürgerliche Gesellschaft auffassen, und weil wir auch für das 
Gesellschaftsleben im Ganzen die Religions- und die Rechtsfunction 
nicht im Geiste mechanischer Coordination, Sub- oder Superordi- 
nation auffassen, sondern als zwei sich organisch ergänzende und 
daher noch in ihrer Durchdringung selbstständige, bei aller Ver- 
schiedenartigkeit gleich würdige Mächte ansehen; denn nur als 
Rechtsanstalt ist die Kirche Theil des Staates und unter seiner 
übrigens von ihr selbst mit geübten Autorität; als der religiösen 
Determination bedürftig unterliegt umgekehrt der Staat der reli- 
giösen Autorität der Kirche und überlässt sich derselben. 

Es wird unsere Aufgabe sein, diese Prinzipien im Einzelnen 
durchzuarbeiten und hiebei auf die verschiedenen theoretischen 
Standpunkte der Staatskirchenpolitik kritisch Rücksicht zu nehmen. 
Schon hier aber dürfen wir darauf hinweisen, wie sehr der in den 
obigen Grundlinien entworfene Standpunkt sich von den staats- 
kirchenpolitischen Extremen ferne hält, ohne andererseits das 
Verschiedenartige zu vermischen. Organische Concurrenz ist eben 
weder mechanische Zerstückung (Trennung in Indifferenz), noch 
Vermischung des Mannigfaltigen, weder Anarchie noch despotische 
Compression. 

Die Kirche kann nicht rein im »Staate« des centralistischen 
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Bureaukratismus aufgehen, so wenig als die bürgerliche Gemeinde ; 
denn als Rechtsanstalt ist sie ein Glied des Staates (im weiteren 
Sinne der organischen Rechtsgesellschaft) aber nicht lediglich 
ein Element und Object der Centr alfunction des Staates („Staat" 
im e. S.). — Die Kirche ist andererseits als Rechtsanstalt kein 
Souverän, und der mit theologischen Sophismen verbrämte Stand- 
punkt einer souveränen Autonomie der Kirche ein ebenso unzu- 
lässiger, als der Standpunkt des centralistischen Kirchenbureaukratis- 
nius ; denn die Kirche ist, wie jede sociale Existenz, nach einer 
ihrer Seiten rechtlich politisch geartet, Rechtsanstalt und als solche 
ein Glied der gesammten Rechtsgesellschaft, in welcher sie zwar 
die besondere Function eines eigenthümlichen Gliedes hat, aber 
doch nur Glied ist. Weil sie als sichtbare Religion Rechtsanstalt 
ist, kann sie nicht ausser- und überstaatlich sein, wie andrerseits 
der Staat desshalb, weil der Mensch auch in der Kulturfunction 
des Rechtes, wie in jeder anderen Gesitlungsthätigkeit, gottinnig 
sein muss, nicht irreligiös, ja nicht einmal unkirchlich sein kann, 
da bei der endlichen Menschennatur das Religionsleben, auch das- 
jenige für das Recht nicht eine reine „unsichtbare Gemeinschaft 
der Heiligen" bilden, sondern — vom strengsten Katholicismus 
bis zum formlosesten Deutschkatholicismus und Freimaurerthum — 
nach äusseren Formen, nach Kirchlichkeit und Kultus streben 
wird. — Hienach widerlegt sich das Verlangen einer »Trennung 
von Kirche und Staat« zu wechselseitiger Indifferenz, ein Ver- 
langen, welches ebenso von indifferenten Politikern, wie von be- 
rechnenden Klerikern ausgegangen und unterstützt worden ist. — 
Bei organischer Anschauung löst sich auch die in mechanischer 
Auffassung 1 gestellte Erage , ob der „Staat" über der Kirche oder 
die Kirche über dem „Staate" stehe. Der Staat (im e. S. des 
centralen Staatsorganismus, der Regierung und Landesrepräsen- 
tation) hat die Kirche, selbst so weit sie Rechtsanstalt ist, in 
ihrer organischen Stellung zu achten, in ihrem relativ selbstän- 
digen Rechtsleben icausae internae) sie walten, in gemischten 
Dingen sie concurriren zu lassen. Wenn andrerseits der Staat 
im weiteren Sinne der gesammten Rechtsgesellschaft über der 
Kirche als Glied des Rechlsvereines endgiltige Autorität hat, so ist 
diess keine Unterdrückung, so wenig als der Staat unterdrückt 
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wird, wenn er die Autorität einer Kirche, z. B. bei Abfassung 
der Eidesformel, bei Pastoration der Sträflinge, unbedenklich an- 
erkennt. Kirche und Staat als grosse Gesellschaftsmächte con- 
curriren und durchdringen sich. Im Rechtlichen gebührt diesem, 
im Religiösen jener die Autorität, insofern jede der beiden Mächte 
in die andere, jener mit seiner religiösen, diese mit ihrer recht- 
lichen Seite eingelassen ist. Es ist kein absolutes Oben oder 
Unten des einen oder der anderen. — Auch die Forderung , dass 
es keine kirchlichen Partheien im Staate geben solle, ist 
nach unserer Auffassung nicht gereimt, wie sie denn auch er- 
fahrungsmässig nie erfüllt gewesen ist. Die Kirche ist Rechts- 
anstalt und als solche Theil des Staates. Bei der innigen Wechsel- 
wirkung aller Culturfunctionen , zumal von Recht und Religion, 
wäre es ebenso unnatürlich als ungerecht, zu verlangen, dass im 
Staat nicht auch die kirchlichen Interessen in eigenen Partheien 
sich geltend machen. Eine solche Forderung entspricht nur der 
Anschauung Derjenigen, welche in dem Streben einer organischen 
Auseinandersetzung zwischen Staat und Kirche dahin gelangt sind, 
beide Sphären als aussereinanderliegend mechanisch zu sondern; 
nur dann könnte und dürfte es im Staat keine kirchlichen, und in der 
Kirche keine politischen Partheien geben. Aber die Prämisse, 
worauf diese Forderung allein beruhen könnte, trifft in Wirklichkeit 
nicht zu. 

Indem wir die vorstehenden Erörterungen über das Verhält- 
niss von Staat und Kirche als nur vorläufige einer späteren Ein- 
zelbegründung vorbehalten, konstatiren wir nur, wie das Princip 
der organischen Concurrenz der Gewalten in Gesellschaft und 
Staat auch auf diesem bestrittenen und bewegten Gebiete des 
Staatskirchenrechts als ein bedeutsames sich darstellt. 

2) Ebenso und in Folge von ganz analogen Umständen stellt 
es sich als ein tiefgreifendes dar, wenn man es auf das Verhält- 
riss von Gemeinde und Staat, von Vereinen jeglicher, 
namentlich auch wirthschaftlicher Art, zum Staate, — mit Einem 
Worte wenn man es auf die Frage der Selbstverwaltung in 
weltlichen Lebensverhältnissen anwendet. 

Es ist bekannt, dass in Beziehung auf alle diese Fragen die 
Gegenwart von eigenthümlichen und tiefgehenden Bewegungen 

Zeitschr. f. Staatsw. 1862. III. Heft. 37 
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erfüllt ist, welche meist noch im Stadium des ungelösten Gegen- 
sazes sich befinden und abschliessende, unter sich unverträgliche 
Theorieen angeregt haben. 

Man fasst vielfach die Freiheit der »Gemeinde,« der Kreise, 
Provinzen, Kronländer, die Freiheit des wuchernden Associations- 
wesens als eine Freiheit der Losgebundenheit und der isolirten 
Omnipotenz auf. Ja es giebt kaum einen Unsinn, welcher nicht 
unter der Losung Autonomie, Selbstverwaltung, Selfgovernment 
in neuester Zeit gefordert worden wäre. Nicht bloss die Bischöfe 
fordern sie. Auch die »Volks wir the« der Kongresse verlangen 
tabula rasa für die Entfaltung der alles heilenden Wunderkraft 
der associativen Selbstverwaltung. Die Schule will Selbständig- 
keit gegen die Kirche und ein eigenes Ministerium des Schul- 
wesens (schweizerische »Erziehungsräthe«) und eine bis unten 
reichende Schulverfassung auf Selfgovernment gegründet. In den 
ungarischen Komitaten hat man im Namen der Autonomie im 
Jahre des Heils 1860 geprügelt, das östreichische Kaiserthum will 
man von allen Seiten her mit dem Scheidewasser der Autonomie 
der Nationalitäten auflösen. Die deutschen Eisenbahnverwaltungen 
haben unlängst gegen die unbequemen Bestimmungen des deut- 
schen Handelsgesetzbuches auf ihre Autonomie provocirt und mit 
derselben Berufung agiren die Impfrepealers gegen den Impfzwang. 
Ich habe darüber schon an einer anderen Stelle bemerkt l ): „Es 
ist schwer keine Satyre zu schreiben, nicht ein humoristisches 
Gemälde der Konsequenzen zu entwerfen, zu welchen die Ver- 
wirklichung aller genannten Forderungen und am meisten der- 
jenigen , welche hinter die liberalsten Vorwände sich verstecken, 
führen würde. Dass diese allgemeine Autonomie wohl kaum zu 
jener gemüthlichen Anarchie, wie sieProudhon sich gedacht hat, 
sondern zum Freiheitszustand der kaiserlosen Zeit, des bellum omnium 
contra omnes hinleiten würde, auf welchen irgend ein Ho bb es 
des 19. Jahrhunderts wohl sehr bald wieder die Notwendigkeit 
einer absoluten Gewalt gründen würde, lässt sich leicht denken. 1 

Freilich leckt gegen den Stachel dieser Zeitbewegungen 
noch immer, wenn auch von Jahr zu Jahr matter, ein unbe- 
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rechtigter Bureaukratismus , welcher noch den Staat als oberstes 
Stockwerk der Gesellschaft gegenüberstellt und von einer orga- 
nischen Theilnahme der lezteren in Rechten und Pflichten am 
Staat, von einer Evolution des Staatsbegriffes zur Gesammtheit 
der für die Rechtsfunction organisirten Gesellschaft noch Nichts 
wissen will , obwohl nur hiemit eine Ausgleichung der sonst un- 
versöhnlichen Principien der absoluten politischen Centripetalität 
und der absoluten politischen Centrifugalitat, des Bureaukratismus 
und der Autonomie möglich ist. 

Wenn man in Beziehung auf diesen verworrenen Streit der 
Tagesmeinungen oben (Ziff. 1) in den vorläufigen Erörterungen über 
Staat und Kirche an Stelle des Wortes Kirche das Wort »Ge- 
meinde« x ) oder »Verein« oder »Nationalität« oder »Volkswirth- 
schaft« sezt, so haben wir für diese lezteren Gebiete die analogen 
Kontroversen und von unserem Standpunkt aus die ähnlichen 
Lösungen, wie wir sie bezüglich des Verhältnisses von Staat und 
Kirche schon bezeichnet haben. 

Wenden wir uns daher diesem Gebiet nur mit wenigen 
Sätzen zu dem Zwecke zu, um für dasselbe die Bedeutung der 
hier zum Thema genommenen These zu bescheinigen. 

Die richtigen Grundsätze der Gemeindepolitik waren lange 
Zeit sehr bestritten. Man schwankte zwischen dem bureaukra- 
tischen, dem autonomischen und dem »gemischten« System. Wenn 
man nun jezt auch ziemlich allgemein das gemischte System als 
das naturgemässeste zuzugestehen geneigt ist, so fehlt es doch 
noch sehr an dem klaren Bewusstsein dieser Annahme und an 
der detailirten Durchbildung des »gemischten Systems«, vermöge 
dessen man Gemeinde und Centralstaatsorganismus (»Staat«) in 
Concurrenz für gemeinsam zu lösende Aufgaben sezen, dem 
»Staat« die centralen Funktionen belassen aber auch der Gemeinde 
geben will, was der Gemeinde ist *). Noch immer gibt es Viele, 
welche einen Trumpf ihrer liberalen Gesinnung auszuspielen wähnen, 



1) Vergl. meinen Artikel: „Vergangenheit und Zukunft der deutschen 
Gemeinde' V. J. Sehr. 1856, welchen Ähren s, Jurist. Encyclopädie 
S. 770 als Auflassung der Gemeindepolitik im Sinne der (von ihm so sehr 
geförderten) organischen Staatslehre anerkennt. Vergl. auch den trefflichen 
Artikel Gemeinde im deutschen Staatswörterbuch, verfasst von Brater. 

37* 
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wenn sie ins Ziellose Autonomie, Selbständigkeit der Gemeinde- 
verwaltung verlangen mit der Vorschwebung, dass Losgebunden- 
heit vom centralen Staatsorganismus auch hier das höchste poli- 
tische Ideal sei. Andere sehen das Geheimniss des Friedens 
zwischen »Staat« und Gemeinde darin, dass man die Gemeinde 
von Mandaten der centralen Staatsgewalt, und die leztere von der 
Einmischung in die »inneren« Angelegenheiten der Gemeinde 
entlaste. »Autonomie,« »Trennung« von Staat und Gemeinde, 
wie von Staat und Kirche, ist die Parole. 

Allein auch hier muss dem Prinzip der mechanischen Schei- 
dung im Geiste einer organischen Koncurrenz entgegengetreten 
werden. 

Die bürgerliche Gemeinde als der Verband des örtlichen Cul- 
turlebens ist zwar nicht lediglich rechtlich politischer Natur, aber 
sie hat für jede Seite ihres inhaltreichen Culturlebens das Bedürf- 
niss des Rechtes, sie ist in hervorragendem Sinne Rechtsanstalt, 
»politische« Gemeinde. Die meisten Staatsaufgaben sind gemeind- 
lich localisirt. Die Gemeinde gehört also zum Staat, sie ist ein 
wesentliches und vielfältig wiederkehrendes Glied des gesammt- 
gesellschaftlichen Rechtsvereines oder Staates. Sie ist die »Grund- 
lage des Staates,« wie es in neueren Verfassungsurkunden bezeich- 
net ist. Allein als Glied des Staates kann sie niemals vondem 
Ganzen, auch nicht von dem Organ der centralen Staatsfunction 
(»Staat« im eng. Sinn) völlig losgebunden sein. Ein abstractes 
Autonomiestreben der Gemeinden ist daher so widersinnig, als 
die Autonomie der Kirche im Sinn der Ueber- und Ausserstaat- 
lichkeit oder im Sinn der völligen Abwerfung des jus summae 
inspectionis et advocatiae. Beim rechten Namen genannt ist 
auch dieses, häufig von den Koriphäen des Liberalismus getragene 
Streben nichts als Reaction zum Mittelalter, wie man sich denn 
auch auf die »urgermanische« Freiheit der Gemeinde beruft. Was 
aber im Mittelalter der örtlichen Isolirung des Culturlebens ent- 
sprach, dass nämlich die Stadt Staat war (Reichsstädte), wäre für 
das heutige Leben mit seinem die Einzelgemeinden in ein solida- 
risches und inniges Nationalleben verwebenden Verkehr unerträg- 
liche Reaction. 

Andererseits ist die Tendenz durch Errichtung von »Staats«- 
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Aemtern auch in den lokalsten Extremitäten des Staates »Staat« 
und Gemeinde unvermischt zu erhalten, die Justiz z. B. bis zu 
den untersten Bagatellen herab und bis in den äussersten Ausläufer 
der Staatsperipherie als Centralstaatsfunction zu organisiren, eine 
unnatürlich übertriebene. Auch die Gemeinde kann zu der localen 
Verwirklichung centraler Staatsfunclionen beigezogen werden, wenn 
sie nach ihrer ganzen Stellung zu der betreffenden »staatlichen« 
Aufgabe organisch die geeignetste, in einzelnen Fällen auch nur 
die wohlfeilste Kraft ist. Die Uebertragung von Staatsfunctionen 
im engeren Sinn an die Gemeindebehörden ist nicht nur nicht 
grundsätzlich verwerflich, sondern unter Umständen das einzig 
natürliche. Wo Kenntniss der localen Verhältnisse (Steuersaz), 
statistische Aufnahmen, Vertrauen und Kenntniss des Volkes (Frie- 
densrichteramt, Sittenpolizei) oder andere Eigenschaften erforder- 
lich sind, welche die Gemeindebehörden im höheren Grade besizen 
mögen, als wechselnd berufene und wieder abgerufene Beamte 
der Centralstaatsgewalt , da mögen die ersteren betraut werden, 
und in Zweifelsfällen darf selbst der Kostenpunkt den Ausschlag bei 
der Austheilung geben (Rekrutirung, Führung der Civilstandsregister, 
Requisition der Ortspolizeimannschaft für Landespolizeizwecke). 

Von keiner Funktion des Staatslebens ist irgend ein Glied 
der Rechtsgesellschaft ausgeschlossen, ausser demjenigen, welchem 
zu derselben jede organische Befähigung abgeht. Die Gemeinde 
nun als der örtlich bleibende Gesammtverband, welcher das Leben 
der Mitglieder der localen Gemeinschaft nach allen wesentlichen 
Verhältnissen und Zwecken umfasst, muss Angesichts der That- 
sache, dass eine Menge centraler Staatsfunctionen sich lediglich 
localisiren, in vielen Beziehungen auch für diese als passendes 
concurrirendes Organ, als geeigneter, ja allein geeigneter Manda- 
tar des »Staates« erachtet werden. Und zwar desto mehr, je 
weniger ein besonderes Staatsamt für die locale Erscheinung der 
betreffenden Function sich lohnt, also in Landgemeinden mehr, als 
in Stadtgemeinden , wofern ihre Behörden nur die Gewähr der 
nothwendigen intellectuellen Befähigung darbieten. 

So zeigt sich auch hier bei Auffassung einiger weniger Ge- 
sichtspunkte der theoretischen Gemeindepolitik, wie wesentlich 
es ist, die Einordnung der einzelnen Gesellschaftselemente in die 
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Staatspersönlichkeit nicht unter dem Maassstab mechanischer Ver- 
keilung, des Ueber- oder Untereinander, sondern im Geiste der 
Concurrenz nach Massgabe der organischen Fähigkeit oder als 
ein sich ergänzendes Miteinander zu vollziehen. 

3) Am lautesten und wohl auch am einseitigsten machen 
sich die autonomischen Zeitbestrebungen auf volkswirtschaft- 
lichem Gebiete bemerkbar. 

Statt die bisherige polizeilich beengende Wirtschaftspolitik 
zu bekämpfen und hieraufhin die Gewerbefreiheit, Handelsfreiheit 
zu verlangen, schritten Viele zu dem Extrem fort, den Staat über- 
haupt aus dem Gebiet der Volkswirthschaft zu exiliren ; denn sie 
bedürfe seiner Hand höchstens noch, insofern der Staat das Rechts- 
instrument der Civil- und Criminaljustiz führe. 

Wenn es nicht eine allgemein zu beobachtende Erscheinung 
wäre, dass Reformationen bisheriger Extreme nur unter extremen 
Systemen nach der entgegengesezten Seite sich durchsezen, so 
wäre diese neueste Ideologie einer staatlosen Volkswirthschaft 
unbegreiflich. Wer sollte den Gedanken so leicht fassen können, 
dass gerade diejenige gesellschaftliche Lebenssphäre, welche ihrem 
ganzen Wesen nach die äusserliche, in endlichen Schranken sich 
bewegende, hienach der praktisch richtenden Ineinanderfügung 
durch das Recht vorzugsweise bedürftige ist, — dass die Volks- 
wirthschaft der einheitlich durchgreifenden und ordnenden Hand, 
der centralen Function des »Staates« (im e. S.) entrathen könne. 
Wenn man irgendwo in der Politik a priori urtheilen darf, so 
sollte man meinen, dass der »Staat« im Nothfall überall, nur nicht 
in^der Volkswirthschaft entbehrlich sein könne. Eine namentlich 
in Deutschland weit verbreitete Zeitströmung predigt aber theore- 
tisch das Gegentheil. Unter dem Namen wirtschaftlicher Freiheit, 
welche im richtigen Sinne genommen ein vortreffliches Princip 
ist, vertritt man einen volkswirthschaftspolitischen Nihilismus, gleich 
als wäre schon die Zeit angebrochen, in welcher die Menschen 
zu Proudhons gemüthlicher Anarchie fähig geworden wären. 

Wir unterschäzen nicht gerne das praclische Verdienst, 
welches diese Richtung namentlich in sieghafter Sprengung der 
alten zünftigen Gewerbsverfassung sich erworben hat. Sie theo- 
retisch hoch zu stellen, ist uns aber unmöglich, zumal sie für 
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Niemand, der mit der Entwicklung der nationalökonomischen Doctrin 
auch nur seit den Physiokraten bekannt ist, etwas originelles 
bietet. Es ist derselbe einseitige Autonomismus, welcher auch die 
Zeitbestrebungen nach Emancipation der Kirche und der bürger- 
lichen Gemeinde vom centralisirenden Bureaustaat begleitet und 
in Extreme gestürzt hat, und welcher gegen die Omnipotenz des Bu- 
reaukratismus reagirt. Konsequent müssten die Theoretiker dieser 
Richtung des absoluten laissez faire laissez aller sich der Fol- 
gerung unterwerfen, dass ohne staatliche Münzordnung der Tausch- 
verkehr, ohne Maasse der Güterumsaz, ohne Strassen- und Weg- 
polizei der Transport leichter und besser gienge. Auch ist die 
Ausnahme bezüglich der Justiz, auf die sie den Staat reduciren, 
nur eine willkührlicbe ; denn warum sollte man nicht auch durch 
Selbsthilfe gegen Diebe und Mörder sich schüzen und ohne Civil- 
richter und Advokaten die Vermögensangelegenheiten in richtiger 
Ordnung erhalten können. Man müsste, was vor dem Volk ge- 
wiss wohl klingen würde, die Steuern für den Staat, mindestens 
für den polizeilich waltenden Staat abschauen; denn wozu Steuern 
zahlen, wenn das Volk Alles von selbst verwalten könnte. 

In dem gerechtfertigten Streben, den volkswirthschaftspoliti- 
schen Bureaukratismus zu bekämpfen, ist man auch hier in einen 
aller Erfahrung und den wahren und unvertilgbaren Bedürfnissen 
des realen Lebens widersprechenden Autonomismus, von einem 
Absolutismus des Centralstaatsorganismus in eine Souveränetät der 
„Association" und des Individualismus verfallen. Dass man hiemit 
an die Stelle eines arbeitstheilig eingerichteten Organismus der 
Rechtsfunction einen zufälligen Dilletantismus in der Wirthschaftspoli- 
tik sezte und eine untergeordnete Form der wirtschaftlichen Rechts- 
funktion auf Kosten der mindestens gleichberechtigten Centralfunktion 
einseitig emporhob, bemerkte man nicht, so nahe dieses auch liegt. 

Die so eben bezeichneten theoretischen u. z. Th. auch legis- 
lativen Ueberstürzungen in der neueren Volkswirthschaftspolitik 
beruhen in der Regel auf einem falschen Begriff von »Inter- 
esse«, das in „freier Concurrenz" und „selbstverantwortlicher" 
Autonomie angeblich Alles von selbst zum Besten führt *). Der 

1} Vergl. meinen Aufsaz: Mensch und Gut in der Volkswirtschaft etc. 
Deutsche V. J. Schrift 1861, 4. Heft. 
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falsche Begriff des Interesses aber beruht auf einer unzureichen- 
den Analyse der wirthschaftlichen Persönlichkeit ; auf dem Mangel 
wahrhaft anthropologischer Grundlegung der nationalökonomischen 
Wissenschaft. — Jeder menschliche Lebenszweck als Ziel persön- 
lichen Strebens ist ein Interesse. Strebt nun aber jeder Mensch nur 
f ü r s i c h ? und wenn er dieses thäte, könnte daraus das Glück Aller im 
Spiel der freien Concurrenz von lauter Egoisten hervorgehen, könnte 
damit die Ordnung, welche die Yoraussezung aller und auch der wirth- 
schaftlichen Culturerfolge ist, zusammenbestehen ? Eine exacte anthro- 
pologische Beobachtung verneint jene allgemeine und ausschliessliche 
Existenz des Egoismus im ethischen Leben. Der gesunde Menschen- 
verstand und die Erfahrung sagen Jedem, das's, wenn das Inter- 
esse in jenem Sinne waltete, die Gesellschaft der freien Concur- 
renz der Privatinteressen nur eine Wolfsgesellschaft (hotno homini 
lupus nach Hobbes) sein könnte. Der Mensch lebt und strebt 
auch wirtschaftlich nicht blos als Einzelner, sondern als Glied 
verschiedener Verbände, welche mit der Macht eines unablässig 
wirkenden Gemeinorganismus den Egoismus meistern. Unentbehr- 
lich auch für die Volkswirthschaft ist namentlich die Macht, welche 
in den tausendfältig verschlungenen Wegen des wirthschaftlichen 
Lebens eine feste „Richtung" erhält, so dass der Eine den Andern 
nicht umrennt, in Erreichung seines Interesses nicht hundert andere 
Interessen stören kann. Diese Macht bricht die Bahn für Alle 
und erzielt mit geringen Kräften diejenige harmonische Richtung 
im scheinbaren Interessenkrieg, welche alle Einzelnen ja für sich 
bei viel grösserem Kraftaufwand nimmer erreichen würden. Diese 
Macht ist das Recht, ihr Organ der Staat. Die Wirkung der 
freien Conkurrenz könnte selbst beim höchsten Grad sittlicher und 
intellectueller Bildung der Individuen nur eine tausendfältige Störung 
und Verwirrung sein, wenn nicht der Staat im Rechte der Privat- 
thätigkeit die negative Begrenzung und die positive Richtung 
gewähren würde, ohne welche Alle zusammen niemals in harmo- 
nischer Volkswirthschaft zusammenleben würden. Jene Störungen 
hebt das Recht. Darum ist auch die von den »Volkswirthen« 
an den Tag gelegte Polizeischeue einer bedeutenden Einschränkung 
bedürftig. Die praktische Richtung und Ineinanderfügung der end- 
lichen Seite aller und auch der wirthschaftlichen Culturbestrebungen 
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oder das in Justiz und Polizei sich vollziehende Rechtsleben ist 
eine Funktion, welche, wie sie der peripherischen Ausbildung in 
den Gliedern, der Selbstverwaltung und Selbstverantwortlichkeit, 
bedarf, ebenso ein Centralorgan, oder den „Staat" im engeren 
Sinn des Organismus für die Centralfunktionen der Rechtsgesell- 
schaft, nothwendig hat ; denn auch der ökonomische Mensch ist 
in tausend Fäden gesellschaftlich verschlungen und daher für die 
praktische Richtung aller Einzelhandlungen im wirthschaftlichen 
Gesellschaftsleben einer vom Centrum aus Alles einheitlich leiten- 
den Hand bedürftig. Wenn einerseits diese Centralfunktion sich 
mit der Autonomie der Einzelnen, der Associationen, der Corpo- 
rationen u. s. w. verknüpfen muss , um statt des centralisirenden 
Absolutismus ein harmonisches, organisch freies wirtschaftliches 
Rechtsleben zu ergeben, so sezt andererseits auch die Autonomie 
die centralen Funktionen des »Staates" voraus, um statt der Anarchie 
ein harmonisch geordnetes Staatsleben aufrecht zu erhalten. War 
in der Yolkswirthschaft, wie auch sonst überall, der centralisirende 
Absolutismus der Bureaukratie vom Uebel, so wäre es nicht minder 
der den Staat atomisirende Absolutismus der Autonomie, jene 
mittelpunktscheue, im eigentlichen Sinn anarchische, antipolitische 
Staatsauffassung, welche Regierung und Staatspolizei auch in 
ihren organischen, centralen Funktionen verstümmeln und die starke 
Hand fester Centralorgane im Staate durch ein blosses Vereins- 
wesen, durch konkurrirenden Egoismus der Individuen und durch 
einen Dilettantismus von Centralklubbs ersetzen will, die alle 
Gewaltthätigkeit ohne die technische Fähigkeit der Bureau- 
kratie besässen. Diese Richtung ist eine Uebertreibung und eine 
Utopie. Zahlreiche Einrichtungen , justitielle und polizeiliche 
Rechtsbestimmungen auch des Wirtschaftslebens können nur cen- 
tral, nur mit Zwang, nur in ständigen „staatlichen" Einrichtungen 
vollzogen werden ; der abstrakte und prinzipielle Hass „öffentlicher" 
Organe des Wirthschaftslebens, polizeilicher Zwangseinrichtungen 
hiefür , Verwerfung der Wirthschaftspolizei des „Staates" • und 
Wunderglaube an die all waltende Kraft der Association beruhen 
auf völliger Verkennung der socialen und politischen Natur des 
Menschen und des Charakters des Rechtes. Vor Allem liegt aber 
die Verkennung eines obersten Grundsatzes gerade der National- 
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Ökonomie darin, dass man selbst die centrale Rechtsaufgabe 
dilettantisch durch Vereine, statt arbeitstheilig durch stehende 
Organe, dass man sie blos durch Ein staatliches Werkzeug des 
Rechtes, die Justiz , nicht auch durch das andere , die Polizei, 
vollziehen zu sollen meint, und doch sofort iu den Associationen 
selbst, in ihren Leitern und Rureaus, einen neuen keineswegs 
leistungsfähigeren, aber zum Theil anmaasslicheren Bureaukratis- 
mus erschafft. 

Die Hinweisung auf England, wo seit dreissig Jahren ein schnell 
und zum Theil ungesund emporwuchemder Trieb centralstaatlicher 
Polizeiinstitutionen das mittelalterliche alte Selfgovernment durch- 
bricht, kann von dieser Auffassung nicht eben abwendig machen '). 

Man findet also auch nach dieser Richtung, in welcher wah- 
rend der letzten Jahre eine Fülle öffentlicher Bestrebungen her- 
vorgetreten ist, wenigstens theoretisch mehr ausschliessende Ge- 
gensätze, als Vermittlungen. Und doch tritt uns auch hier sofort 
als letzte Aufgabe entgegen, dass man ebenso das centralisirende 
Regieren von oben , als die Ueberhebung über alle centrale 
Funktionen von unten vermeide, die Berechtigung auch der unteren 
Kreise zur wirtschaftlichen Rechtsbestimmung (in Associationen, 
in Beiziehung sachverständiger Handels-, Gewerbe- und Ackerbau- 
kammern zum Beirath der „staatlichen' 1 Centralstellen) ohne Hinter- 
gedanken anerkenne , ohne auf der anderen Seite das centrale 
Regieren ganz in die Hände eines zufälligen Dilettantismus oder 
einer sehr ungewissen und jedenfalls niemals allgemeinen Selbst- 
verwaltungsfähigkeit abzugeben. Räumt man von oben rückhalt- 
los die organische Konkurrenz ein, so wird man von unten die 
organische Bedeutung der höheren Regierungsorgane auch auf 
diesem Gebiete wieder mehr schäzen lernen. 

Auch die so eben kurz beurlheilte Zeitrichtung zeigt also 
auf die Bedeutung der hier zur Geltung zu bringenden Auffassung. 

Es wird wohl nicht erforderlich sein, noch einen weite- 
ren Blick auf die „gesellschaftlichen," „autonomischen", „socialen" 
Bestrebungen der Gegenwart zu werfen, um den Zweck dieses 
einleitenden Artikels zu erreichen. 

1) Vergl. Gneis t, engl. Verfassung- und Verwaltungsrecht. Bücher, 
der Parlamentarismus. 
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Schwer würde es allerdings nicht sein, die obigen Bemerkun- 
gen auch noch nach anderen Seiten hin zu verfolgen, z. B. auf das 
Gebiet der Schulpolitik, wo man selbst die Volksschule von der 
„Kirche," d. h. von der Mitwirkung der Landgeistlichkeit „eman- 
cipiren" will. Unter Umständen kann diess eine Notwendigkeit 
sein; und soviel Berechtigtes liegt in der erwähnten Forderung 
immerhin, dass die oberste Verwaltung auch der Volksschule 
alle in der Schule zu erzielende Bildungszwecke nach dem 
Maass der einem jeden zustehenden Bedeutung zur Geltung bringe, 
statt dem religiösen Bildungszweck, nicht einmal zu dessen Vor- 
theil, alle übrigen unterzuordnen. Dagegen ist es unseres Er- 
achtens eine Verkennung der wahren Verhältnisse des Volkslebens, 
wenn man, was in diesem untrennbar eins ist, die sittliche, geistige 
und religiöse Bildung nämlich in der Volksschule auseinander- 
reissen will, und es ist obendrein eine Verschwendung, wenn 
man Elemente der Bildung, welche auf dem Land in gleicher 
Höhe anderswo als bei der Geistlichkeit nicht zu finden sind, 
selbst nur von der weltlichen Seite des Schulzwecks abschliessen 
wollte '). Was im Leben eins ist, muss auch in der rechtlichen 
Verfassung des Lebens konkurriren. 

Immerhin liegt in diesen „autonomischen" und „socialen" Be- 
strebungen ausgesprochen, dass im Staate , wie sonst in der Ge- 
sellschaft, der Einzelne nach seiner wirklichen („socialen") Per- 
sönlichkeit zur Geltung gebracht werden soll. Wenn diese Be- 
strebungen sich in Extremen überstürzen, so deuten sie doch überall 
auch an , dass die Lösung in der organischen Konkurrenz aller 
Elemente der Rechtsgesellschaft zum Einen, aber inhaltlich und 
örtlich mannigfaltigen und daher vielgestaltiger Kräfte bedürftigen 
Staatszwecke liegt. 

Wir haben, um vorläufig die Bedeutung unseres Hauptgrund- 
satzes darzulegen, den Blick in das Streitgebiet des konstitutionel- 
len Staatsrechtes und jener zahlreichen Autonomiebestrebungen 

1) Eine würdige Stellung der Lehrer ist hiemit nicht negirt. Nur 
mögen diese, wo sie von Geistlichen jetzt mit Ruthen gezüchtigt sind, be- 
denken, ob sie von eigenen Scholarchen ihresgleichen nicht würden mit 
Scorpionen behandelt werden. 
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hingelenkt, von welchen die innere Politik des gegenwärtigen 
Staatslebens so bunt bewegt ist. 

Es erübrigt uns noch, die Bedeutung des hier vertretenen 
Grundgedankens auch für die Einrichtungen der Staatsverwal- 
tung (im gewöhnlichen Sinn der beamtenmässigen Vollziehung 
der centralen Staatsfunktionen) darzulegen. Auch hier hoffen 
wir, eine Reihe der schwierigsten Streitfragen sofort in das Licht 
des Standpunktes zu rücken, welcher in den später folgenden 
detailirten Erörterungen im Einzelnen geltend gemacht wer- 
den wird. 

4) Hier tritt uns vor Allem der Gegensatz von Justiz 
und Polizei als ein solcher entgegen, welcher von jeher den 
Scharfsinn beschäftigte , nach unserer Ueberzeugung aber bis 
heute nicht klar beherrscht ist, und welcher die Publicistik und 
Politik in ihren Grundbegriffen irre gemacht hat. Die letztere 
Behauptung bewahrheitet sich schon durch einen flüchtigen Blick 
in die Ausgangsbegriffe, welche man in den Lehrgebäuden des 
allgemeinen Staatsrechtes und der Politik findet. Indessen wer- 
den wir sie später mit Beweisen belegen. 

Es kann als die ziemlich allgemein angenommene Lehre 
bezeichnet werden, dass die Justiz die Rechtspflege, die 
Polizei die Wohlfahrtspflege des Staates sei. 

Die Grundlehre selbst, dass der Staat zweierlei Zwecke, 
einen Rechtszweck und einen Wohlszweck habe, ist wohl haupt- 
sächlich aus der Trennung von Justiz und Polizei abstrahirt, wenig- 
stens um dessen willen, trotz der inneren Bedenklichkeit und trotz 
ihrer gefahrvollen Konsequenzen , bis auf den heutigen Tag fest- 
gehalten worden. 

Man spricht daher von einem Rechtsstaate, welchen man 
gerne am liebsten allein hätte, und von einem Polizeistaat. 

Um den ersteren allein zu haben, schob man den Polizeistaat 
durch eine höchst eigenthümliche Operation in den Rechtsstaat 
hinein, ohne ihn wirklich in dessen Wesen aufzulösen. So im 
Welcker 'sehen Staatslexikon, wenn als Aufgabe des Rechts- 
staates die „möglichst harmonische Ausbildung sämmtlicher mensch- 
lichen Kräfte in jedem einzelnen Individuum" bestimmt wird. Hie- 
bei hat neben der Justiz die Polizei noch Platz genug, man könnte 
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ausser der Polizei hienach noch manches Andere in den Rechts- 
staat hineinschieben. Aehnlich auch Mo hl, wenn er den Zweck 
des Rechtsstaates ungefähr dahin definirt, dass der letztere alle 
der allseitigen Entwicklung der Bürger im Wege stehenden Hinder- 
nisse zu beseitigen habe, die Hindernisse aus Handlungen, welche 
den Rechtskreis der Bürger durch widerrechtliches Eingreifen 
stören (Gebiet der Justiz) und die Hindernisse durch die Ueber- 
macht äusserer Umstände (Gebiet der Polizei). 

So sehr in dieser Einschiebung des Polizeistaates in den 
Rechtsstaat, wie wir sehen werden *), ein instinktinässiges Tasten 
des Richtigen lag, so war doch diese Verkoppelung von Justiz 
und Polizei im »Rechtsstaat" eine nur mechanische und sie war 
nicht gerechtfertigt, wenn man nicht dem Begrilf des Rechtes 
eine über die Justizfunktion hinausreichende, die Polizei in die 
Zweckeinheit mit der Justiz erhebende Bedeutung zu gewinnen 
wusste. 

Der konsequente Rechtsstaat musste entweder die Polizei 
negiren, wie es alle konsequenten staatswissenschaftlichen Kan- 
tianer bis auf die neuere Zeit gethan haben, oder aber die Poli- 
zei als Rechtsfunktion zu begreifen suchen. Gegen die Verdün- 
nung des Staatsbegriffes auf den blossen Justizstaat sträubte sich 
nun aber der praktische staatsmännische Takt unserer grossen Publi- 
cisten Bluntschli, Mohl, Zachariä, Zöpfl. Den Rechtsbe- 
griff begrenzten sie aber immer nach einer einzigen der Funktionen, 
welche der Staat für das Recht übt, nämlich nach der Justiz. 

Die Befangenheit, welche hier nicht weiter gelangen Hess, 
besteht aber darin, dass man die Verwaltungszweige in ihrer 
mechanischen Scheidung, statt im Verhältniss organi- 
scher Konkurrenz der verschiedenen Verwaltungs- 
zweige für den Einen Staatszweck auffasste. Folgerichtig ge- 
langte man dann zu einer mechanischen Zerfällung des Staats- 
zwecks in Rechts- und Wohlszweck, man kam nicht aus dem 
Cirkel des dualistischen Staatszweckes hinaus, so lange man Justiz 
und Polizei nicht als für Einen Zweck konkurrirende Organe und 
Methoden, etwa ebenso auffasste, wie in der Werkstätte irgend 



1) Vergl. meine Inauguralrede D. V. J. Schrift. 1861, 2. Heft, S. 12 ff. 



590 Die Konkurrenz der Organe des Staatslebens etc. 

ein Produkt nach einander und neben einander mit verschiedenen 
Instrumenten und nach verschiedenen Methoden behandelt wird. 
Man begriff nicht, dass Justiz und Polizei nur zwei Hauptgebiete 
in der vielgliedrigen Theilung der staatlichen Arbeit für die Rechts- 
verwirklichung sind. Der Standpunkt der organischen Konkurrenz- 
und Funktionstheilung wurde nicht erfasst, obwohl er auch auf 
diesem schwierigen Gebiet allein aus dem Labyrinthe führt, wel- 
ches lange genug nur Verirrte aufzuweisen hat. So lange aber 
dieses nicht der Fall war, musste es kommen, dass es von Ein- 
zelnen immer wieder vorgezogen wurde, lieber ganz unverhüllt 
den Polizeistaat als Doppelgänger neben den Rechtsstaat zu stel- 
len, statt ihn als unheimlichen Gast in dem Mantel des Rechts- 
staates unterzubringen. So neuestens noch Trendelenburg 1 ), 
welcher einfach den Dualismus, das Nebeneinander beider fest- 
hält, obwohl gerade er mit seiner fast wörtlich an Krause, 
Ähren s und Röder erinnernden Definition des Rechtes 2 ) einer 
wesentlichen Verknüpfung von Justiz und Polizei zur Einen Rechts- 
funktion sehr nahe war. 

Wir werden in einer besonderen Abhandlung auf das Ver- 
hältniss von Justiz und Polizei, und auf den ihm sowohl zu Grunde 
gelegten, als nach ihm geformten Gegensatz von Rechts- und Wohls- 
aufgabe des Staates eingehen und hiebet namentlich die Auffas- 
sungen unserer Publicisten Bluntschli, Mohl, Zachariä, 
Zöpfl einer genaueren kritischen Beleuchtung unterziehen. 

Um aber auch an diesem Verhältnisse die Bedeutung der 
Konkurrenz der Organe des Staatslebens, dem Zwecke dieses 
einleitenden Artikels gemäss, vorläufig hervorzustellen, erlauben 
wir uns einige weitere Bemerkungen schon an dieser Stelle. 

Die Aufgabe des Rechtes und daher auch der organisirten 



1) Naturrecht auf der Grundlage der Ethik, S. 289 f. 

2) 1. cit. S. 71 ist als Function des Rechtes „Wahrung der äusseren 
Bedingungen für die Verwirklichung des Sittlichen mit der Macht des 
Ganzen" bezeichnet. Dieser Hechtsbegriff ist von demjenigen* weit ver- 
schieden, welcher nur die Justiz, nicht auch die Polizei als Rechtsfunction 
aufzufassen gestattet. Auch die Polizei wahrt lediglich die „äusseren Be- 
dingungen der Verwirklichung des Sittlichen , u Trendelenburg war also in 
der That nicht genöthigt, den alten Dualismus geltend zu machen. 
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Rechtsgesellschaft oder des Staates ist es, die äusseren Bedingun- 
gen der Verwirklichung des Sittlichen positiv und negativ herzu- 
stellen, wie es Trendelenburg, früher und genauer schon 
Krause, Ahrens und Röder bestimmt haben. 

Die äusseren Bedingungen sittlichen kulturmässigen Lebens, 
welche in der Erscheinung für den Willen des einzelnen Subjekts 
als Rechtsbefugnisse (Rechte) und Rechtspflichten erscheinen, 
wahrt nun ebenso der Polizeibeamte, welcher um der Moral wil- 
len Aergerniss verhütet und Betrunkene verhaftet, welcher um des 
Eigenlhums willen Nachtwache hält, die Strassenordnung wahrt, 
Volksversammlungen überwacht, Brandfallvoruntersuchungen fuhrt, 
als der Richter, welcher Sodomiterei straft, Diebe aburtheilt, 
den Frachtführer zum Schadenersatz anhält, Brandstifter verur- 
theilt. Beide sind Funktionäre des Rechtes, wofern man nur das 
Recht als eine positive praktische Lebensidee aufzufassen versteht. 
Beide theilen sich nur in die verschiedenen Funktionen einer 
gemeinsamen Aufgabe. Der Richter übt mehr die formellen, der 
Polizeimann die energievollen Maassregeln, jener mit dem um- 
ständlichen feingebildeten Instrumente des Civil- und Strafrechtes 
und mit der formellen Methode des Civil- und Strafprocesses, 
dieser aber in einem rasch zugreifenden, überall gegenwärtigen, 
energischen Handeln, mit einer ganzen Auswahl von Instrumenten 
von der Planke, welche vor dem Abgrunde schützt, bis zur Photo- 
graphie, welche dem Verbrecher sein konfiscirtes Angesicht ent- 
gegenhält. Beide arbeiten einander in die Hände, weil für den 
Einen und gemeinsamen Zweck beiderlei Arten von Thätigkeit 
nothwendig sind. Ein Organ kann nicht Beides vollziehen ; der 
gute Richter wird ein schlechter Polizist, und der raffinirtc Poli- 
zist ein sehr gefährlicher Richter sein. Die Aufgabe ist gemein- 
sam, die Mittel grundverschieden ; die nothwendige Folge hievon 
eine organische Konkurrenz mehrerer, verschieden eingerichteter, 
jedoch auf ein und dasselbe Ziel hinwirkender Verwaltungsorgane. 

Wir werden die hauptsächlichen Konsequenzen dieser An- 
wendung des Konkurrenzbegriffes auf das Verhältniss von Justiz 
und Polizei unten übersichtlich hervorstellen, zunächst aber eine 
Folgerung von grosser Bedeutung näher betrachten. Es ist die 
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Beseitigung der bedenklichen Zweiheit des Staatszweckes, des 
Dualismus von Rechts- und Wohlszweck des Staates. 

Nach der obigen Bezeichnung besteht die Rechtsaufgabe, zu 
deren Lösung Justiz und Polizei konkurriren, in der Herstellung 
der positiven und negativen äusseren Bedingungen des Kul- 
turlebens, nicht in der Erfüllung und Herstellung der Kulturauf- 
gaben (des Wohls) an Stelle des Einzelnen, sondern blos in 
der praktischen Bedingung des Wohls. Diese Auffassung 
überhebt also der Annahme verschiedenartiger Staatszwecke, ohne 
die selbstständige Bedeutung, sei es der Justiz, sei es der Polizei, 
zu verkümmern. Wie erheblich dieses ist, mögen wenige Sätze 
andeuten. 

Recht und Wohl sind keine sich ausschliessenden Zwecke. 
Auch der Richter übt indirekt eine Wohlsthätigkeit , wenn er 
den Kultus durch Strafe der Entweihung, die Wirthschaft durch 
Strafe des Diebstahls, den Verkehr durch Handhabung des Obliga- 
tionenrechtes , die Familienordnung durch Anwendung des Ehe- 
und Erbrechtes, die Wissenschaft durch Geltendmachung der 
Nachdrucksgesetze fördert. Seine Rechts Übung ist, wenn sie 
eine verständige ist, immer und überall indirekte Wohls pflege. 
Umgekehrt pflegt auch die Polizei, wenn sie nicht unerträgliche 
Bevormundung ist und wo der Staat nicht gegen das Niveau eines 
gouvernementalen Socialismus neigt, nur indirekt das Wohl. Die 
Polizei setzt sich nicht zum Trunkenbold, wobei es deren leicht 
zwei werden möchten, sondern schickt durch die Handhabung der 
Polizeistunde die Trinker zu Bett. Sie lenkt nicht an Stelle des 
Fuhrmanns den Wagen, sondern stellt nur die allgemeinen „Be- 
dingungen" des Transportes her, sie löscht nicht jedem Bürger 
das Feuer aus, sucht aber feuergefährliche Einrichtungen abzu- 
wehren, sie verschreibt und salbt nicht für den Kranken, aber 
stellt die Gewähren her, damit keine Doctoren und Apotheker 
vorhanden seien, welche, mit Faust zu reden, mit ihren höllischen 
Latwergen weit ärger als die Pest hausen ; sie sorgt nicht dafür, 
dass Jeder in der Lotterie des Heirathens ein gutes Loos ziehe, 
aber dafür, dass die an die Ehe sich anschliessenden Lebensver- 
hältnisse die Bedingungen der Ordnung und des Gedeihens haben. 
Immer und überall zeigt sich also, dass auch die Polizei nur 
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indirekt, nur in der Funktion des praktischen Richtens und 
Bedingens oder des Rechts das Wohl fördert. Schon hiemit wird 
die' Scheidung der Justiz- und der Polizeifunktion nach einem dop- 
pelten Staatszwecke des Rechtes und des Wohles eine hinfallige. 

Die Zuscheidung eines discretionaren Wohlszweckes an 
die Polizei ist aber auch höchst gefahrlich. 

Die ganze Sisiphusarbeit der Konstruktion des Rechtsstaats 
bleibt in ihren praktischen Resultaten fruchtlos, wenn die Polizei, 
die zum schnellen Durchgreifen ihrer Natur nach aufgelegte Po- 
lizei die Vollmacht der salus publica suprema lex in die Hände 
bekommt. Mit dieser Vollmacht kann sie den Staatsbürger wie 
ein Kind bevormunden, ihm durch Censur für die rechten Jour- 
nale, der Gemeinde durch detailirte Einmischung in die Gemeinde- 
verwaltung für den Beutel, dem Gewerbsmann durch den Zunft- 
bann für Brod, dem Vater durch öffentliche Züchtigung der Kinder 
für das Familienglück, durch eine pfäffische Sittenpolizei und 
Kirchenzucht Allen für ihr Seelenheil sorgen und dieses Alles im 
Namen des — Wohles vollziehen. Kein Begriff ist elastischer, 
als das Wohl, keiner daher ein so gefahrliches Ausmaass für die 
Stellung der Polizei, keiner ein so bequemer Deckmantel für Alles 
dasjenige, was im modernen Rechtsstaat nicht gelten soll, näm- 
lich für Bevormundung, Einmischung, Willkühr, als das Wohl. 
Die indirekte Wohlspflege dagegen in der Funktion des Rechtes, 
und auch in dieser Funktion unter organischer Konkurrenz ver- 
schiedener Verwaltungsorgane, ergiebt, wie eine Zweckeinigung 
von Justiz und Polizei, so die ausreichendsten Garantieen der 
Freiheit; denn das Recht ist nur die Funktion des Bedingens, 
und zwar des endlich-äusserlichen Bedingens sämmtlicher 
Kulturaufgaben. Der Staatsthätigkeit sind damit scharfe im Begriff 
ihrer Aufgabe selbst gelegene Grenzen gezogen. 

Diess ist die Bedeutung der Verlassung des dualistischen 
Staalszweckes, der Einigung von Justiz und Polizei als konkur- 
rir ender Funktionen der Einen Rechtsaufgabe. 

Eine Reihe weiterer Konsequenzen dieser Zweckeinigung 
von Justiz und Polizei und der Zurückführung ihres Unterschiedes 
auf ein Verhältniss der organischen Konkurrenz für denselben 
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und Einen staatlichen Rechtszweck mögen in Folgendem mehr 
vorlaufig bemerkt, als im Einzelnen ausgeführt werden *). 

Es ergiebt sich als noth wendige Konsequenz die Tren- 
nung von Justiz und Verwaltung. Zwar eine oberfläch- 
liche Würdigung der hier geltend geinachten Anschauung könnte 
den Einwurf erheben wollen, dass, weil nun Justiz- und Polizei- 
funktion in Einem Zweck geeinigt seien, man folgerichtig die 
Organisation von Justiz und Polizei, von allen Verwaltungszweigen 
überhaupt vermengen müsse. Aus den aufgestellten Vordersätzen 
ergiebt sich aber vielmehr die gegentheilige Forderung. 

Wenn nämlich das Recht als die universelle Funktion prak- 
tischen Richtens und Bedingens der auf die verschiedenen posi- 
tiven Lebensziele gerichteten Willenshandlungen aufgefasst wird, 
so wird die Verschiedenheit der rechtlich zu bestimmenden Kultur- 
aufgaben auch verschiedenartige Einrichtungen und Verfahrungs- 
weisen der staatlichen Thätigkeit bedingen. So wenig als der 
Künstler mit Einem Meisel, vermag sich der Staat mit Einem 
Verwaltungsorgan und Einem Verfahren zu begnügen. Die Tren- 
nung von Justiz und Verwaltung im engeren Sinn und innerhalb 
beider Gebiete wieder die organische Durchbildung der besonde- 
ren Einzelaufgaben ist also durch den aufgestellten Begriff nicht 
nur nicht ausgeschlossen, sondern geradezu geboten. Nicht als 
Eine ungesichtete Masse, sondern als ein nach den inneren Theil- 
zwecken reich gegliederter Organismus bat daher die Verwal- 
tung der Justiz gegenüber oder vielmehr mit ihr in Gemeinschaft 
zu treten. 

Die Verwaltung hat gleiche Dignität mit der 
Justiz. 

Der Zweck beider ist ein gemeinsamer, erhabener. Wenn 
man jene der Willkühr anklagt, so ist diess unverdient, woferne 
sie nur als Rechtsfunktion aufgefasst wird und als solche in ihrem 
Verfahren und in den materiellen Grundsätzen ihres Handelns auf- 
tritt. Man sorge nur für eine tüchtige Entwicklung wissenschaft- 
licher Behandlung des Verwaltungsrechtes und bilde, so weit diess 
nach der Natur der Sache möglich ist, auch den administrativen 



1) Vergl. meine Inauguralrede, 1. cit. S. 26 ff. 
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Process besser aus, so wird die Erfahrung lehren, dass die Ver- 
waltung die Willkühr nicht als character indelebilis an sich trägt. 
Allerdings wird sie nie den steifen formellen Gang der Justiz 
einhalten und wenn die Würdigkeit wirklich im Formalismus liegen 
sollte, darin mit der Justiz niemals gleichen Schritt halten können. 
Allein das widerspräche ihrer Aufgabe, welche durchschnittlich 
ein rasches, das vielgestaltige Leben in kühnem Griff erfassendes 
Handeln bedingt. Durch die eine Maxime kommt die Justiz ihrer 
Aufgabe, durch die andere die Polizei der ihrigen nach; weil 
beide nothwendig sind, sind sie eben als besondere Organe neben- 
einander gestellt worden, obwohl ihr Endzweck ein gemeinsamer 
ist. Das freiere Handeln der Polizei ist eine Nothwendigkeit 
ebensosehr wie das formelle der Justiz, jenes verlangt zwar an- 
dere aber ebenso grosse Eigenschaften, wie dieses. Eine Ueber- 
hebung des einen von zwei zu Einem Zweck konkurrirenden Or- 
ganen ist überhaupt nicht gerechtfertigt, besonders aber im vor- 
liegenden Falle nicht; die Justiz möge es versuchen, auf dem 
Gebiete polizeilicher Thätigkeit in dem würdevollen Schritt einher- 
zugehen, welchen sie in Formen eingeschnürt auf ihrem eigenen 
Gebiete einhält, so wird sie ausserordentlich schlechte Geschäfts- 
ergebnisse zu verzeichnen haben. 

Aus dem Wunsch, die Polizei mit Schranken im Interesse der 
bürgerlichen Freiheit zu umgeben, ist das Bestreben entstanden, 
die ganze Verwaltung in die Formen der Civilgerichtsbarkeit zu 
zwängen, die Polizei in die Gewandung der Justiz zu werfen. 

Und doch zeigte sich diess stets als unausführbar, wäre 
auch nur eine Verstümmlung des organischen Staatslebens , ge- 
rade so verfehlt, als wenn man die Justiz auf die ihrem Wesen 
fremdartigen Formen der Verwaltung hinüberbilden wollte. 

Die Befriedigung des Bedürfnisses, welches in jenen Bestre- 
bungen sich ausgedrückt hat, führt vielmehr auf den Weg einer 
möglichst eigenartigen, in ihrer Eigenartigkeit dagegen präcisen 
Ausbildung der Formen der Polizei. Es ist keine Frage , dass 
die Polizei wie sie gestaltet ist, an lockeren Formen leidet, wie 
jede Thätigkeit, welche stündlich allerlei zu versehen hat; nament- 
lich muss dieses in den untersten Organen der Fall sein, in wel- 
chen sich die mannigfaltigsten Geschäfte kumuliren. Die Hülfe 

38 * 
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kann nun aber nicht darin liegen, dass man die Verwaltung in 
justitielle Formen zwängt , so wenig als die beste Ausrüstung des 
Plänklers die Schienenrüstung eines Bitters sein würde. Viel- 
mehr müssen nur die den einzelnen Arten von Verwaltungsaus- 
gaben adäquaten Formen und Mittel überhaupt bestimmt und in 
der dem bezüglichen Verwaltungszweck angemessensten Weise 
bestimmt werden. England, das Muster des Rechtsstaates, hat 
den zahlreichen Administrativbehörden, welche dort seit dreissig 
Jahren ins Leben gerufen worden sind, nicht das Gewand der 
Justiz angelegt, sondern in den organischen Gesetzen für diese 
Behörden Competenz und Verfahren in zweckangemessener spe- 
zieller Weise zu fixiren, durch Verkeilung der administrativen 
Funktionen an Spezialbehörden statt durch Cumulation bei Collec- 
tivbehörden , also durch Ausführung des Grundsatzes der Funktions- 
theilung im Gebiet der staatlichen Arbeit des Rechtes, sich zu 
sichern gesucht. Der Justizcharakter wird also der Verwaltung 
nicht dadurch analog angebildet werden , dass man dieser letzteren 
nach der Schablone der Justizformen die Glieder verrenkt, sondern 
dadurch dass man sie genau nach den besonderen Ansprüchen 
ihrer Aufgaben staatsrechtlich durchgestaltet. 

Bei dieser gesetzlichen Durchbestimmung der Organisation 
der einzelnen administrativen Bechtsaufgaben wird 
sich auch deren organische Verknüpfung mit den 
justitiellen Bechtsaufgaben, und die Lösung des schwie- 
rigen Problems der Verwaltungsjustiz frage ergeben. 

Uns muss es von dem gegebenen Standpunkt aus scheinen, 
dass die Justiz keiner der materiell verschiedenen Staatsaufgaben 
fremd ist, sondern dass sie jede der letzteren insoweit zu er- 
fassen hat , als dieselbe zur justitiellen Behandlung fähig ist, dass 
daher der Justiz bei der Rechtsorganisation aller Zwecke der 
Gesellschaft immer diejenigen Funktionen übergeben werden 
müssen, welche für die Formen der Justiz geeignet und ihrer 
Garantieen besonders bedürftig sind. — Wenn solche Fälle etwa 
nicht völlig aus dem Gebiet der Verwaltung ausgeschieden und 
in das Departement der Justiz übertragen werden können., — sei 
es, dass daran in schnellem Zug und Einem Geiste administra- 
tives Handeln sich anschliessen muss , oder dass für die justitielle 



Die Konkurrenz der Organe des Staatslebens etc. 597 

Behandlung administrative Erfahrung erforderlich ist, oder sei es 
irgend ein anderer Grund — so müssen die Garantieen einer ju- 
stitiellen Behandlung nicht überhaupt vorenthalten , sondern inner- 
halb der Verwaltung selbst durch Aufstellung justitieller Organe 
(Verwaltungsjustizhöfe) zu verwirklichen gesucht werden. 
Hiemit würde sich die Administration auf ganz angemessene 
Weise mit einem justitiellen Element durchdringen, wie ja auch 
die Justiz administrative Elemente in sich aufnimmt und hiebei 
zwischen den Formen des Imperium und des Judicium wohl zu 
scheiden weiss. 

Bei allen Staatsaufgaben giebt es besondere Seiten, bei wel- 
chen es gilt, und meist im wohlverstandenen Interesse der Re- 
gierung selbst liegt, die Wage der Gerechtigkeit durch ejne Hand, 
welche dem sonst in der Administration unentbehrlichen Einfluss 
der Regierung nicht unterliegt, gleich über den Unterthanen zu 
halten , so bei civilrechtlichen Streitigkeiten aus dem Gebiete des 
privaten Interessenlebens, so in der Kriminaljustiz , wo ein öffent- 
liches Rechtsinteresse und die Frage der sozialen Existenz eines 
Individuums in das Gewissen unabhängiger Männer unter den 
Garantieen eines förmlichen Verfahrens zu verlegen ist Die 
Justiz ist aber auch fähig, aus dem polizeilichen Concessions- 
Fluss- Versicherurigs- Konfinirungs- Heimathrecht, namentlich aber 
aus dem Finanzrecht wesentliche Theile auf ihre sichernden 
Formen zu übernehmen , oder sind hiefür justitielle Organisationen 
innerhalb der sogenannten administrativen Verwaltungsgebiete 
selbst zu verwirklichen. 

Das Recht überhaupt hat einen weiteren Umfang als das 
justitiell geübte Recht, und die Polizei ist so wenig als die Ju- 
stiz prinzipiell von der Vollziehung irgend einer staatlichen Rechts- 
aufgabe ausgeschlossen, beide sind spezifische Funktionen für 
jeden staatlichen Zweck. — Diess ist die Auffassung des Bis- 
herigen. 

Eine Folgerung hievon ist es, dass für die Gompetenzbe- 
stimmung der Administration und der Justiz, oder der Admini- 
stration , Administrativjustiz und Justiz nicht ein einfacher Schlüs- 
sel, eine einzige durchreichende Formel aufgefunden werden 
kann. Die Funktionstheilung zwischen den genannten verschiedenen 
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Organen kann nur nach dem Grundsatze stattfinden, dass jedes 
der zwei oder drei Organe an der staatlichen Rechtsbestimmung 
irgend einer Kulturaufgabe denjenigen Antheil übernehme, für 
dessen Vollziehung es nach seinem Wesen , nach seinen Uebungen, 
Formen und Fähigkeiten spezifisch geeignet ist. Mit andern 
Worten: die Kompetenzgrenze zwischen Administration und Ju- 
stiz, Justiz und Administrativjustiz ist ein nur in concreter Man- 
nigfaltigkeit zu lösendes Problem, dessen Gelingen vornämlich 
eine grössere Sorgfalt in der Competenzbestimmung der Ver- 
waltungsgesetze voraussezt. 

Allerdings hat man allgemeine Formeln der Lösung aufge- 
stellt, nach dem öffentlichen oder privaten Charakter des 
Rechtsverhältnisses die Grenze zwischen Verwaltungsjustiz und 
Justiz, nach dem Unterschied der Wahrung von Rechten und 
der Wahrung von Interessen die Grenze zwischen Justiz- 
und Verwaltungsbereich zu ziehen gesucht. 

Allein wesshalb sollten nicht auch öffentliche Rechts- 
verhältnisse oder wenigstens daraus entsprungene Privatrechte 
der Garantieen der Justiz bedürfen und ihrer formellen Behand- 
lung fähig sein? Warum nicht das wohlerworbene Wasserrecht, 
die concessionsmässige Gewerbsberechtigung, die Heimathbe- 
rechtigung, die Entscheidung bei Finanzstrafen , bei welchen oft 
Tausend Thaler Werth in Frage sind , wo Bagatellen die justitielle 
Gewähr besitzen? An Bedeutung stehen diese öffentlichen *) 
Rechtsinteressen den emirechtlichen gewiss nicht nach. 

„Interessen" im Gegensatz zu „Rechten" hat der Staat 
überhaupt nicht zu wahren. Er wartet der Interessen nur in 
der Funktion des Rechtes , und er wahrt Interessen , wo er 
Rechte wahrt. Es ist lediglich die oben schon zurückgewiesene 
dualistische Scheidung des Staatszweckes in einen Rechts- und 
einen Wohlszweck , was in der Frage der Grenzbestimmung von 
Justiz und Verwaltung den Unterschied von Recht und Interesse 
als die lösende Universalformel herbeitragen wollte. 



1) Genau genommen ist die private und die öffentliche Seite des 
Rechtslebens nie völlig zu trennen. Wir kommen darauf zurück. Vrgl. 
indessen Abrens, Jurist. Encyclop. 769 f. 
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Geschichtlich lässt sich denn auch nachweisen, dass der 
Gegensatz von Justiz und Verwaltungsjustiz in seiner ganzen 
mechanischen Scharfe in Frankreich und in Deutschland sich 
hauptsächlich mit der Erhebung des Staatszweckes zum Rechts- 
und Wohlszwecke und mit der schrankenlosen Auffassung 
des letzteren ausgebildet hat Er wird desshalb nur durch 
neue Vermittelung von Polizei- und Rechtsstaat, durch Aufhebung 
des Dualismus von Recht und Wohl, Rechten und Interessen 
im Begriff der Staatsaufgabe wieder ausgeglichen werden können. 
Wenn England jenen Gegensatz von Justiz und Verwaltung, wel- 
cher in Deutschlands politischem Leben so Vieles verbittert, im 
System der Staatswissenschaft so Vieles unnatürlich verschoben 
hat, nicht in sich entwickelte, so muss zur Erklärung dieses 
Umstandes sich vergegenwärtigt werden , dass in England zwischen 
Polizei und Justiz nicht jene mechanische Kluft entstand , sondern 
Polizei- und Justizfunktion in der Wesenseinheit des Rechtes 
gehalten blieben und mannigfach organisch miteinander verknüpft 
wurden. 

Wir werden von dem hier dargelegten Standpunkte aus 
durch einen besonderen Artikel genauer in das controversen- 
reiche Gebiet der Theorie der Verwaltungsjustiz einzudringen 
suchen. Vorläufig dürfte genügend dargelegt sein, dass eine 
Auffassung, welche Justiz und Verwaltung nicht mechanisch aus- 
einanderstellt, — welche, statt sie durch Substituirung besonderer 
Zwecke wesentlich zu trennen , sie vielmehr in concreter gesetz- 
geberischer Durchgestaltung der einzelnen Verwaltungsaufgaben 
organisch verbindet, — welche den Gegensatz der privat- und 
der öffentlichrechtlichen Verhältnisse* nicht als sachlich sich aus- 
schliessenden auffasst, für jeden Verwaltungszweck das Verhält- 
niss von Imperium und Judicium aus seiner besonderen Natur 
besonders organisirt, Justiz und Verwaltung im Charakter des 
Rechtes einigt, ohne die organische Mannigfaltigkeit ihrer con- 
currirenden Funktionen zu vermischen , welche endlich auch die 
strengere Ausbildung des Administrativprozesses fordert, — dass 
eine solche Auffassung für die Theorie der Administrativjustiz- 
frage nicht ohne besondere Konsequenzen sein kann. Dieser Auf- 
fassung wird der Begriff der Administrativjustiz durchaus nicht 
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als conlradictio in adjecto erscheinen, so dass man sie mit 
Bluntschli als hölzernes Schüreisen bezeichnen müsste, son- 
dern weit eher als eine Tautologie, welche nach der mechani- 
schen Zerreissung von Justiz und Polizei durch das gleichwohl 
unvertilgbare Streben beider letzteren Gebiete nach organischer 
Konkurrenz sich gebildet hat 1 ). 

Ein Gegensatz, nach welchem man theils zwischen Polizei 
und Justiz, theils zwischen Präventivjustiz und streitiger Rechts- 
pflege geschieden hat, ist der Unterschied von Prävention 
und Repression. 

Nach unserer Auffassung muss diese Scheidung schon dess- 
halb für ungenügend erachtet werden, weil sie auf der Voraus- 
setzung beruht, dass der Staat eine lediglich negative Aufgabe 
habe, — Negation von kommendem und Negation von einge- 
tretenem Unrecht, beziehungsweise Unglück (in der Polizei) voll- 
ziehe. Der Staat aber hat auch positiv fördernde Funktionen, er 
giebt Impulse und ist Förderer, wie er einschränkt, abwehrt, 
und Zuchtmeister ist. Das Recht ist nicht bloss eine begrenzende, 
sondern wie neuestens auch Trendelenburg 2 ) hervorhebt, eine 
schöpferische Aufgabe. Sodann aber ist die Unterscheidung von 
Prävention und Repression eine so formale, den Wesensunter- 
schied von Justiz und Polizei so wenig erschöpfende, so wenig 
an der einzelnen Handlung , sei es der Justiz , sei es der Polizei 
praktisch durchführbar, dass man davon Abstand nehmen sollte, 
nach dieser Kategorie sei es den Gegensatz von Justiz und Po- 
lizei zu bestimmen, sei es für Justiz oder Polizei die innere 
Haupteintheilung hienach vorzunehmen. 

Die Polizei prävenirt zwar sehr vielen Störungen der 
äusseren Lebensbedingungen, aber sie ist auch thätig, sehr 
viele eingetretene zu reprimiren; z. B. wenn sie einen bereits 
eingetretenen Auflauf zu dämpfen sucht, Verbrecher verfolgt, 
wozu sie gewiss besser angelegt ist, als der Richter. Bei vielen 
ihrer Lebensäusserungen verschwindet aber der Unterschied von 
Prävention und Repression als ein wesenloser, beispielsweise bei 



1) Vrgl. meine Inauguralrede I. cit. 

2) Naturrecht S. 71. 
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der Handhabung der Ordnung eines Volksfestes, bei Erhaltung 
der Strassenreinlichkeit. Umgekehrt prävenirtdie Justiz, wenn 
sie gegen Fortsetzung eines civilrechtlich bestrittenen Baues ein- 
schreitet, das Theilungs- und Erbschafts wesen überwacht, die 
sogenannte Waisengerichtsbarkeit beaufsichtigt, Hypothekenbücher 
visitirt, wenn das Handelsgericht die Handelsrolle führt. 

Ueberhaupt würde die sogenannte freiwillige Gerichts- 
barkeit fast ganz unter der Kategorie der Prävention zu be- 
greifen sein. 

Mo hl hat desshalb zwischen die Justiz und die Polizei eine 
Präventivjustiz gestellt als Inbegriff der vorbeugenden Thätig- 
keit gegen Rechtsverletzungen. Dieser Griff war indessen wohl 
nicht glücklich und fand keine allgemeine Annahme. 

Zur Vorbeugung gegen Rechtsverletzungen kann der Natur 
der Sache nach sowohl die Polizei als die Justiz das berufene 
Organ sein. Die Präventivjustiz fällt nicht ausschliesslich der 
Polizei zu. 

Um Verbrechen und Störungen des öffentlichen Rechtes (Auf- 
ständen etc.) vorzubeugen, ist die Polizei gewiss ebenso geeignet, 
als die Justiz in der Prävention der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
Erbstreiten, Rechtsbenachtheiligungen der Mündel, Abwesenden, 
Hypothekengläubiger, Kreditoren — mittelst der Aufsicht über 
Theilung, mittelst Testamentsaufnahmen, Beaufsichtigung der Hypo- 
thekenbücher, Führung der Handelsregister, Anordnung der Cura- 
tel vorzubeugen das geeignetste Organ ist; ja ein wesentlicher 
Theil dessen, was M o h 1 als Prävention gegen Rechtsverletzungen 
der Justiz zulegt, ist für die vulgäre Vorstellung von der Polizei 
das hauptsächliche wenn nicht das wesentlichste Attribut der letzte- 
ren. Zweckmässigerweise kann man der Polizei jene, der Justiz 
diese Präventivfunktionen nicht entziehen wollen. 

Demgemäss zeigt sich auch hier in Beziehung auf die Kon- 
kurrenz von Polizei und Justiz, dass nicht die Scheidung nach ab- 
strakten Kategorien, sondern das Prinzip des Zusammenwirkens der 
verschiedenen Verwaltungsorgane nach dem Maass ihrer eigen- 
thümlichen Befähigung zu ungezwungenen Resultaten führt. Mit 
Rücksicht hierauf habe ich an andrer Stelle gegen R. v. Mohls 
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Auffassung der Präventivjustiz bemerkt x ) : Mit der Versöhnung 
des mechanischen Gegensatzes von Rechtsfunktion (Justiz) und 
Administration und mit der Gestaltung der Justiz zu einem blossen 
besonderen Zweige einer Staatsthatigkeit, welche in allen ihren 
Endzwecken nur Rechts Verwirklichung sein soll, löst sich auch 
von selbst jener Drang auf, alle Vorbeugung gegen Rechtsver- 
letzung der Justiz zu übertragen, alle Prävention gegen Rechts- 
verletzungen als Präventiv j u s t i z zu gestalten. Auch von der 
Prävention wird der Justiz gerade dasjenige zufallen müssen, was 
der Garantieen der Zustiz bedarf. Wenn nämlich der gesammten 
Staatsthatigkeit der Charakter und die Pflicht der Rechtsthätigkeit 
zufällt, so wird das Bedürfniss nach den besonderen Gewähren 
der Justiz nicht so weit führen, um alle Funktionen des präven- 
tiven Rechtsschutzes unnatürlich von den Organen der Verwaltung 
abzusondern, selbst da, wo vielmehr die Eigenschaften der Polizei 
dem betreffenden Präventivzweck oder dem jeweiligen Stadium der 
Prävention entsprechen ; auch wäre eine solche Bereicherung der 
Justizaufgabe ein zweifelhaftes Geschenk, da die Justiz durch 
Kumulirung mit ihr fremdartigen Funktionen ihren eigenen Charak- 
ter verändern und polizeiliches Wesen wohl auch da annehmen 
würde, wo sie blosse und reine Justiz sein soll. Das Richtige 
ist also vielmehr, dass die Präventivfunktionen für jeden Rechts- 
zweck der Justiz insoweit aber auch nur insoweit anvertraut wer- 
den, als dieselben der besonderen Garantieen der Justiz bedürftig, 
ihren Formen zugänglich , ihren Fähigkeiten angemessen sind ; 
im Allgemeinen aber wird zur Prävention gegen Rechtsstörungen 
auch die Polizei konkurriren. Die Zuweisung des präventiven 
Theiles irgend einer staatlichen Funktion wird je nach der spezi- 
fischen Befähigung der verschiedenen Behörden zu der einen oder 
anderen Art von Präventivhandlungen abhängig zu machen sein; 
der Civilrichter z. B. wird dem rechtsverletzenden thalsächlichen 
Vorgehen in einer streitigen Nachbarberechtigung entgegentreten, 
die Finanzverwaltung mit der Steuerschutzwache der Verletzung 
des Fiscus, die Polizei (Regiminalverwaltung) mit der Gensdar- 
merie dem Strassenraub, mit der Ortsschutzmannschaft der Strassen- 



1) Meine Inauguralrede 1. cit. S. 31. 
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Unordnung, mit der Regelung der Feuerpolizei und Feuerversiche- 
rung der Verletzung des Rechtes der Feuerversicherungsgesell- 
schaften. 

Auch die vorstehenden Bemerkungen über Präventivjustiz und 
Polizeischutz (Polizei im engsten Sinn) liegen, wie nicht noch- 
mals hervorgehoben zu werden braucht, in der strengen Konse- 
quenz des hier vertretenen Grundgedankens der organischen Kon- 
kurrenz der Gewalten im Staat 

G) Es würde nicht schwer sein, diesen Gedanken noch auf 
weitere Gebiete (die neuere „volksthümliche" Justizverfassung 
u. s. w.) zu verfolgen und ihn hiedurch noch deutlicher zu einer 
vorlaufigen Evidenz zu bringen. — Wir werden z. B. später bei 
Erörterung der legislativen Funktion des Staates jenen Gedanken 
als grundsätzlichen Schlüssel in einem sehr wichtigen Verhältniss, 
in dem Verhältniss von Gesetz und Verordnung wieder 
antreffen. Wenn wir nämlich früher fanden, dass die Volksreprä- 
sentation, einer der legislativen Faktoren in der organischen 
Form der Budgetverabschiedung einen mitbestimmenden Einfluss 
auch auf die Verwaltung übe und üben könne, und dass diese 
gegenwärtig noch so bestrittene Folgerung des konstitutionellen 
Systems ebenso nüzlich als gerechtfertigt sei, so werden wir andrer- 
seits das Verbleiben einer Sphäre selbstständiger Satzung für die Re- 
gierung, d. h. deren Verordnungsrecht, gegen die Uebertreibungen 
jenes Parlamentarismus sicherstellen müssen, welcher die Legisla- 
tion bis ins Detail der administrativen Verordnung 1 ) aus- 
dehnen möchte. Wo Satzungen vorübergehend, nach dem wech- 
selnden Bedürfniss des Lebens, nach der Verschiedenheit der 
administrativen Technik zu bestimmen sind , ist hiefür eben nur 
die Regierung das qualificirte Organ ; der Natur der Sache nach 
wird der Parlamentarismus selbst von einer zeitweiligen Ueber- 
treibung detailirender Gesetzgebung wohl bald zur Ueberlassung 
eines freien Gebietes der „Verordnung," „Verfügung," „Vollzugs- 
instruktion" an die Executivgewalt zurückkehren, wie er ja auch 
in Beziehung auf seinen administrativen Einfluss das Prinzip der 
Spezialität des Budgets nicht auf die Spitze treiben kann, ohne die 



1) Engl. System der private billt in der Uebertreibung ! 
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Regierung zu zahlreichen Etatsüberschreitungen zu legitimiren und 
sein Recht der Budgetverwilligung selbst auszuhöhlen. 

Die Konkurrenz der Gewalten im Staat trägt ihr Maass nach 
der organischen Befähigung der einzelnen Elemente in sich selbst. 
Uebertreibungen und Ueberhebungen , daher Konflikte bleiben 
möglich, aber die Macht des Organismus sorgt dafür, dass auch 
auf diesem Gebiete die Bäume nirgends in den Himmel wachsen. 



Doch sei es hiemit der vorläufigen Andeutung und Skizzirung 
unserer Aufgabe genug. 

Der Grundgedanke, welchen wir hervorstellen, ist geschicht- 
lich natürlich kein neuer. Universeller, als ihn in neuerer Zeit 
das „konstitutionelle Staatsrecht" für ein einziges Verhältniss im 
Staatsleben, nämlich für das Verhältniss der Organe der centra- 
len Staatsfunktion, durch Montesquieu gleichsam wieder ent- 
deckte, war er schon in der römischen Republik verwirklicht 
und als Umhegung der magistratischen Gewalten Jahrhunderte 
lang die Schutzwehr republikanischer Freiheit. 

Allein darum handelt es, den durch Montesquieu wieder- 
gewonnenen allgemeinen Gedanken theils universeller zu fassen, 
als es der theoretische Konstitutionalismus gethan, ihn namentlich 
auch in Beziehung auf das Verhältniss der peripherischen zu der 
centralen Funktion des nationalen Staatswesens (Verhältniss der 
„Autonomie" zur „Staatshoheit") zu befruchten, — theils ihn auch 
innerhalb jenes beschränkteren Gebietes, für welches ihn der 
Konstitutionalismus aufgefasst, nämlich für das Gebiet der Kon- 
kurrenz von Ständen und Regierung im centralen Staatsleben, 
ins Einzelne durchzubilden und die hier trotz richtiger o r g a- 
nischer G r u n d anschauung noch herrschenden mechani- 
schen Einzelnauffassungen richtiger zu stellen. 

Vorläufige Andeutungen für beide Seiten der Aufgabe haben 
wir in dem vorstehenden einleitenden Artikel gegeben. „Beiträge" 
zu ihrer Ausführung sollen die folgenden Abhandlungen liefern. 

In jenen Andeutungen war — , in den folgenden ausführen- 
den Beiträgen wird der Begriff von Recht und Staat von 
grösster Bedeutung sein. 
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Unseren StaatsbegriiT haben wir nun bisher mehr postulirt, 
als erwiesen. 

Seine Begründung, mit kritischem Eingehen auf die Staats- 
begriffe der herrschenden Rechtsphilosophen, Publicisten und Poli- 
tiker wird also unsere nächste Aufgabe ausmachen. 

Ihr mag der folgende Artikel gewidmet sein. 



